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AUFSATZE

Das Zivilgesetzbuch der Volksrepublik China im
Spiegel einer Kommentierung des Obersten
Volksgerichts: Ein Uberblick {iber die Neuregelungen

des Besonderen Teils

Knut Benjamin Pifiler!

Abstract

Der Aufsatz stellt eine Auswahl der Neuregelungen im Besonderen Teil des am 28.5.2020 verabschiedeten Zivilgesetzbuches
der Volksrepublik China (ZGB) vor. Diese werden punktuell beleuchtet, indem auf eine elf Binde umfassende Kommentierung
des Obersten Volksgerichts zum ZGB zuriickgegriffen wird. Dabei lassen sich folgende Schliisse iiber die Entwicklung des chi-
nesischen Zivilrechts ziehen: Das ZGB ist keine Neukodifikation des chinesischen Zivilrechts, sondern eine Zusammenfassung
bestehender Gesetze, ergiinzt durch einzelne Rechtsinstitute, die das Oberste Volksgericht als Quasi-Gesetzgeber in justiziellen
Interpretationen geschaffen hatte. Dabei ist der Gesetzgeber bemiiht, den privatrechtlichen Individualrechtsschutz zu stirken.
Auflerdem sind mit dem Inkrafttreten des ZGB einige Liicken geschlossen worden, die nach der bisherigen Rechtslage bestan-
den, wihrend vereinzelt Fragen weiter offenbleiben und erst noch durch die Literatur und Rechtsprechung beantwortet werden
miissen. Schlieflich 16st das ZGB manche praktischen Probleme, ohne dass sich der Gesetzgeber dogmatisch festlegt.

A. Einleitung

Die Verabschiedung eines Zivilgesetzbuches in der
Volksrepublik China (ZGB) am 28.5.2020 und des-
sen Inkrafttreten am 1.1.2021 gibt Anlass fiir neue
Forschungsprojekte. Eine erste deutsche Ubersetzung
des Gesetzes® und eine historische Einordnung die-
ser Kodifikation® konnten bereits in dieser Zeitschrift
verdffentlicht werden. Der Allgemeine Teil des Zivil-
gesetzbuches (AT ZGB) im ersten Buch des ZGB (§§ 1
bis 204) ist aus dem bereits 2017 verabschiedeten All-
gemeinen Teil des Zivilrechts (ATZR?) iibernommen
worden, ohne dass der Gesetzgeber wesentliche An-
derungen vorgenommen hat.”> Auch hierzu ist in der

1 Wissenschaftlicher Referent am Max-Planck-Institut fiir auslan-

disches und internationales Privatrecht in Hamburg (<pissler@
mpipriv.de>) und Professor fiir chinesisches Recht an der Universitat
Gottingen. Der Autor dankt Frau DING Yijie, wissenschaftliche Mit-
arbeiterin am Institut Hamburg, fiir die griindliche Durchsicht der
Arbeit und fiir wertvolle Hinweise.

2 ZChinR 2020, S. 207 ff.

3 Harrovon Senger, Vom Code Civil Napoleons zum Zivilgesetzbuch
Xi Jinpings, in: ZChinR 2020, S. 142 ff.

4 Fir das Zitieren der bisherigen Gesetze und justiziellen Inter-
pretationen des Obersten Volksgerichts werden die Abkiirzungen
verwendet, die in der Ubersetzung des ZGB eingefiihrt worden sind,
siehe ZChinR 2020, S. 415 ff. Dort finden sich auch entsprechende
Quellenangaben.

5 Ganz iiberwiegend handelt es sich um Anderungen der Zeichen-
setzung oder kleine sprachliche Anderungen. Hinzugefiigt wurde
nur § 34 Abs. 4 ZGB, der die vorlaufige Ausiibung der Vormund-
schaft durch einen Ersatzvormund regelt.

ZChinR bereits eine Einfiihrung veréffentlicht worden®
und es liegt eine eingehende Abhandlung vor.”

Im Folgenden wird nun —als erster Aufschlag fiir fol-
gende Forschungsprojekte und ohne den Anspruch auf
eine Vollstandigkeit zu erheben — ein Uberblick iiber
eine Auswahl wesentlicher Neuregelungen im Beson-
deren Teil (BT) geboten, wobei richtigerweise von den
Biichern 2 bis 7 als ,, besondere Teile” des chinesischen
Zivilgesetzbuches gesprochen werden miisste. Vieles
muss dabei kursorisch bleiben, um den Rahmen ei-
nes Aufsatzes nicht zu sprengen. Die Neuregelungen
werden punktuell beleuchtet, indem auf eine elf Bande
umfassende Kommentierung des Obersten Volksge-
richts (OVG-Kommentierung) zuriickgegriffen wird,
die kurz nach Verabschiedung des Gesetzes erschienen
ist.® Die Kommentierung bespricht die einzelnen Pa-
ragrafen des Zivilgesetzbuches, wobei gegebenenfalls
auf Vorgdngervorschriften im chinesischen Recht und
héufig auch auf Vorbilder aus ausldndischen Rechts-
ordnungen hingewiesen wird.?

% Yuanshi Bu, Die Kodifikation des chinesischen Zivilgesetzbuches
— ausgewdhlte Fragen, in: ZChinR 2017, S. 183 ff.

7 Siehe etwa Yuanshi Bu, Chinese Civil Code: The General Part,
Miinchen 2019.

8 Kleine Fithrungsgruppe zur Implementierungsarbeit des Zivilge-
setzbuches des Obersten Volksgerichts (Hrsg.) [#% & A Rkl Bk it
Bt TAES S/ 4], Verstindnis und Anwendung des Zi-
vilgesetzbuches [H14g A\ R E Rk 3 % 518 A, Beijing 2020 (11
Bénde) (zitiert: OVG-Kommentierung [Bezeichnung des Buches]).

9 Der Wert der OVG-Kommentierung wird etwas dadurch getriibt,
dass ein grofies Autorenkollektiv (aus Richtern) beteiligt ist, der
Autor des jeweiligen Paragrafen jedoch nicht namentlich genannt
wird und die kommentierte Vorschrift nicht in das Gesamtsystem
des Gesetzes eingeordnet wird. Lehrbiicher, die eine systematische
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B. Uberblick iiber die Neuerungen

Die Darstellung der Neuregelungen folgt dem Aufbau
des ZGB nach Biichern (4i): Sachenrecht (I), Vertrags-
recht (bzw. Schuldrecht) (II), Personlichkeitsrecht (III),
Ehe- und Familienrecht (IV), Erbrecht (V) und Haft-
pflichtrecht!' (VI), in denen sich jeweils ein eigener AT
und BT befinden.

Dabei ist zu beachten, dass die Biicher zum Sachen-
recht und Schuldrecht in Teilbiicher (43 %4#) unterteilt
sind. Hier findet sich der AT jeweils im ersten Teil-
buch unter der Bezeichnung , Allgemeine Grundsatze”
(@) In den tibrigen Biichern erfolgt eine Einteilung
nicht nach Teilbiichern, sondern nur nach Kapiteln ().
Dort wird der AT in den ersten Kapiteln ,Allgemeine
Bestimmungen” (—#%#iL5€) behandelt.!!

Die Funktion der Unterteilung der einzelnen Biicher
in jeweils einen AT und einen BT wird besonders an
§ 468 ZGB deutlich. Dort wird bestimmt, dass der AT
des Buches zum Vertragsrecht auch fiir aufiervertrag-
liche Schuldverhiltnisse gilt, sodass die §§ 463 bis 594
ZGB zu einem AT des Schuldrechts werden.!2

I. Sachenrecht

Das Buch zum Sachenrecht (§§ 205 bis 462 ZGB)
tibernimmt die Struktur des 2007 verabschiedeten Sa-
chenrechtsgesetzes. Der Gesetzgeber hat im BT einige
Ergédnzungen (etwa durch das Hinzuftigen eines Ka-
pitels zum Wohnungsrecht als dingliches Nutzungs-
recht'®) und zum Teil wesentliche Anderungen ein-
zelner Rechtsinstitute (etwa am Recht zur Ubernah-
me und Bewirtschaftung von Land'*) vorgenommen.
Dem Eigenttimer-Besitzer-Verhiltnis, Besitz und Be-
sitzschutz schenkt der Gesetzgeber jedoch wie schon
nach der bisherigen Rechtslage wenig Aufmerksam-
keit,'® sodass dieses hier nicht zu behandeln ist.

1. AT

Eingeleitet wird das Buch durch ein erstes Teilbuch
,Allgemeine Grundsétze”, in dem neben ,Allgemei-
nen Bestimmungen” zum Sachenrecht die Bestel-
lung, Inhaltsinderung, Ubertragung und das Erlo-

Darstellung der einzelnen Rechtsgebiete enthalten, liegen uns in
Hamburg bislang jedoch nicht vor, obwohl ein solches kiirzlich in
China erschienen ist: Wang Liming/Yang Lixin/Wang Yi/Cheng Xiao (.
FIBA /¥ 03/ £/ W), Zivilrechtswissenschaft (S 7E2#), 6. Aufl.,
Beijing 2020.

10 Zudem Begriff ,Haftpflichtrecht” als Bezeichnung des 7. Buches
,Haftung fiir die Verletzung von Rechten” ({2 #{ ¢ /L) siehe unten
unter VL.

11 Auch im AT der ersten Teilbiicher ,Allgemeine Grundsétze” des
Sachenrechts und Schuldrechts sind Kapitel mit , Allgemeinen Be-
stimmungen” vorangestellt.

12 Siehe unten unter B. II.

13 Siehe hierzu unten unter B. I. 3.

14 Sjehe ebd.

5 Hinrich Julius/Gebhard M. Rehm, Das chinesische Sachenrechts-
gesetz tritt in Kraft: Viel Larm um Nichts? In: Zeitschrift fiir ver-
gleichende Rechtswissenschaft 2007, S. 367 ff. (411) (,kursorisch”
geregelte besitzrechtliche Fragen); Yuanshi Bu, Einfithrung in das
Recht Chinas, 2. Aufl., Miinchen: Beck 2017, S. 178 (,,Regelungen tiber
Besitz sehr knapp gehalten”).
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schen dinglicher Rechte sowie der Schutz der dingli-
chen Rechte normiert werden.

Wie bereits im Sachenrechtsgesetz werden in die-
sem Teilbuch staatliche Leitlinien aufgezeigt, die das
Verhiltnis von Eigentum und Arbeit betreffen: Auf-
fallig ist, dass § 206 Abs. 1 ZGB keinen Bezug mehr
auf das Anfangsstadium des Sozialismus nimmt.!® Es
gelte vielmehr, an der sozialistischen Marktwirtschaft
festzuhalten und diese zu vervollstindigen. Die 6f-
fentliche Eigentumsordnung (Staatseigentum und Kol-
lektiveigentum) bleibt Hauptteil der Wirtschaftsord-
nung; Privateigentum ist nunmehr jedoch (gemafs § 207
ZGB) Staatseigentum und Kollektiveigentum vollstan-
dig gleichgestellt.17 Anerkannt wird au8erdem, dass es
neben dem Einkommen aus Arbeit auch ,vielfdltige
andere Verteilungsformen” gibt. Gemeint sind damit
Einkiinfte aus Kapitalvermogen'® und aus der Ver-
pachtung von Land im Rahmen der Aufteilung des
Eigentums, des Rechts zur Ubernahme und des Rechts

zur Bewirtschaftung an landlichen Grundstiicken!?.?

Die Eigentumsiibertragung erfolgt (wie bereits nach
dem Sachenrechtsgesetz) durch einen Vertrag (Er-
werbstitel), der rechtstibertragende Wirkung hat, wenn
bei beweglichen Sachen eine Ubergabe, § 224 7ZGB,
bzw. bei unbeweglichen Sachen eine Eintragung hinzu-
kommt, § 209 ZGB. Eine dingliche Einigung wird nicht
verlangt, was sich auch an der Nichtaufnahme des im
Hinblick auf seine Bedeutung kontrovers diskutierten
§ 51 VertragsG zum Erwerb vom Nichtberechtigten
in das ZGB zeigt.?! Dennoch ist in China hdufig —
auch in der OVG-Kommentierung — vom Trennungs-
prinzip die Rede.”” Gemeint ist damit aber nur, dass
die schuldrechtlichen und die dinglichen Wirkungen

16 5o noch § 3 SachenrechtsG.

17" Im Vergleich des § 207 ZGB zu dem ansonsten fast unverander-
ten § 4 SachenrechtsG wurde vor dem Verb ,,schiitzen” das Adverb
,gleich” eingefligt. Die OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 29 ff.,
ist bemiiht, diese Anderung in den Zusammenhang mit neueren
Beschliissen des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei zu
riicken. Freilich gelingt es nicht, hieraus eine Erkenntnis fiir die
Rechtsprechungspraxis der Volksgerichte zu gewinnen.

18 Siehe § 268 ZGB.

19 Siehe die §§ 330 ff. ZGB.

20 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 27.

§ 51 VertragsG sah vor, dass der Vertrag zwischen dem Verdufle-
rer und dem Erwerber bei mangelnder Berechtigung des Veraufserers
erst dann wirksam wird, wenn der Verfiigungsberechtigte ihn geneh-
migt oder es zur Konvaleszenz kommt. Fiir den gutgldubigen Erwerb
(nach § 106 SachenrechtsG) wiirde es dann stets am Erwerbstitel
fehlen. Zur (nunmehr durch das ZGB im ersteren Sinne getroffe-
nen) Wahl des chinesischen Gesetzgebers, § 51 VertragsG entweder
zu streichen oder das dingliche Rechtsgeschift anzuerkennen, sie-
he Yuanshi Bu, Der gutglaubige Erwerb im chinesischen Sachenrecht,
in: Zeitschrift fiir vergleichende Rechtswissenschaft, Bd. 108 (2009),
S. 307 ff. (309 ff.).

22 Siehe etwa OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 83 (zur Tren-
nung zwischen der Wirksamkeit des Vertrags und dem Eintritt
der dinglichen Rechtsinderung nach § 215 ZGB); und OVG-
Kommentierung Schuldrecht, S. 13, wo § 597 Abs. 1 ZGB (zur
fehlenden Verfiigungsbefugnis als Rechtsmangel) als Beleg fiir die
Trennung (zwischen dem Verpflichtungs- und Verfiigungsgeschift
bzw. wortlich: zwischen der ,Verpflichtungshandlung” [ 817 ]
und der ,Verfiigungshandlung” [4b4) 47 #]) angefiihrt wird. Siehe
hierzu auch unten unter B. IL. 1. a).
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dieses einen Vertrags getrennt werden? bzw. zeitlich
auseinanderfallen kénnen.?* Dementsprechend betont
auch die OVG-Kommentierung, dass das so verstan-
dene Trennungsprinzip nicht die Anerkennung der
,Doktrin eines dinglichen Rechtsgeschéfts” (#4017 4
F144) bedeute.?*?

Zwei Anderungen sind zur Eintragung von Immo-
bilien festzustellen. Im Hinblick auf das Recht zur
Einsichtnahme in das Grundbuch in § 218 ZGB soll
der neu eingefiigte § 219 ZGB den Schutz der Privat-
sphére des Sachenrechtsinhabers stdarken, indem die
Nutzung von Grundbuchinformationen eingeschrankt
wird: Interessierte, denen die Einsichtnahme in das
Grundbuches gewihrt wird,? diirfen demnach Eintra-
gungsdaten nicht veroffentlichen oder , illegal nutzen”.
Eine ,illegale Nutzung” diirfte dann vorliegen, wenn
sie nicht dem Zweck der Nutzung entspricht, den In-
teressierte bei der Einsichtnahme anzugeben haben.?®
Eine Rechtsfolge fiir den Verstof3 gegen § 219 ZGB wird
vom Gesetz nicht angeordnet.?’

Die zweite Anderung betrifft die Gebiihrenerhebung
fir eine Eintragung von Immobilien. Hierzu bestimmt
§ 223 ZGB, dass die Gebiihr pro Eintragung und nicht
im Verhiltnis zur Fliche, zum Volumen oder Preis der
unbeweglichen Sache erhoben wird. Laut Kommentie-
rung des OVG bietet diese Regelung einen bedeutsa-
men Anreiz dafiir, dass Parteien die Eintragungsforma-
litdten erledigen.?® Dies ist iiberraschend, da § 223 ZGB
insofern wortlich § 22 Satz 1 SachenrechtsG entspricht.
Weggefallen ist hingegen § 22 Satz 2 SachenrechtsG, in
dem , die zustindige Abteilung des Staatsrates gemein-
sam mit der fiir den Preis zustdndigen Abteilung” zur
Festlegung konkreter Gebiihrensitze ermachtigt wur-
de. Solche Gebiihrensitze waren zwar zwischenzeitlich
erlassen worden,? dies wurde von lokalen Behorden

2 In Abgrenzung vom Einheitsprinzip, bei dem ein einziger Ver-

trag die Obligation zur Verschaffung des dinglichen Rechts und
gleichzeitig den Eigentumsiibergang bewirkt, kann insofern von ei-
nem unvollstdndigen oder ,hinkenden” Trennungsprinzip in China
gesprochen werden. Siehe sehr instruktiv Rolf Stiirner, Der Stand der
Entwicklung des chinesischen Sachenrechts und die Kodifikation des
chinesischen Sachenrechtsbuches im kiinftigen Zivilgesetzbuch, in:
Yuanshi Bu (Hrsg.), Der Besondere Teil der chinesischen Zivilrechts-
kodifikation, Tiibingen 2019, S. 47 ff. (51 f.).

2 Sebastian Lohsse/ Jin Jing, Sachenrecht: Begrifflichkeiten, Prin-
zipien, Eigentum, in: Jorg Binding/ Knut Benjamin Pifler/ Xu Lan,
Chinesisches Zivil- und Wirtschaftsrecht, Frankfurt am Main 2015,
S. 206 ff. (215).

2a OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 85.

25 Sjehe hierzu ausfiihrlich Oliver Weber, Das chinesische Grund-
buchsystem und Grundbuchverfahren, ZChinR 2017, S. 11 ff.

26 Qliver Weber, a.a. O. (Fn. 25),S. 11.

27 Die OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 106, verweist insofern
aber auf § 32 Vorlaufige Verordnung iiber die Eintragung von Immo-
bilien (8l 7= % 12 % 47 4% f); chinesisch-deutsch in: ZChinR 2015,
S.591f., der eine Schadensersatzhaftung vorsieht. Auf die Regelungen
zum Schutz der Privatsphére in den §§ 1032 ff. ZGB wird hingegen
kein Bezug genommen.

28 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 128.

2 Mitteilung der Staatlichen Entwicklungs- und Reformkommissi-
on und des Finanzministeriums zu Fragen wie etwa der Normierung
der Berechnung und des Standards fiir den Einzug von Gebiihren
fiir die Eintragung von Gebaduden (% & B S Z. WBERR TH
55 B R 2 207 SRS b i 25 AT 5% R 38 411) vom 15.4.2008,

chinesisch-englisch abrufbar unter <lawinfochina.com> [tk ¥ it

aber offenbar ignoriert.* Es erschlieft sich daher nicht,
woher die Kommtentierung des OVG den Optimismus
nimmt, dass der Wegfall der Erméchtigung zu einer
Vereinheitlichung der Eintragungsgebiihren nach den
Vorgaben des § 223 ZGB fiihren soll, um einen entspre-
chenden Anreiz zur Eintragung zu schaffen.

Bei den Vorschriften zur Ubergabe beweglicher Sa-
chen in den §§ 224 ZGB sind folgende Anderungen
hervorzuheben: Die brevi manu traditio und die Abtre-
tung des Herausgabeanspruchs als Ubergabesurrogat
gemafl den §§ 226, 227 ZGB setzen nicht mehr einen
rechtméfiigen Besitz der Sache voraus. In der Lehre
war diese RechtmifSigkeitsvoraussetzung bereits fiir
das Sachenrechtsgesetz restriktiv ausgelegt worden.?!
Im Zivilgesetzbuch ist sie nicht zuletzt auch mit dem
rechtsvergleichenden Hinweis auf andere Rechtsord-
nungen (das deutsche Recht setzt in den §§ 929 Satz 2,
931 BGB ebenfalls keinen rechtmaéfligen Besitz vor-
aus) weggefallen.? Freilich ldsst sich trefflich dariiber
streiten, ob der chinesische Gesetzgeber bei der For-
mulierung der §§ 25, 26 SachenrechtsG dem Ausdruck
,rechtméBig” (¢, wortlich: ,nach dem Recht”) iber-
haupt eine Bedeutung zumessen wollte. Denn er wird
in chinesischen Rechtsakten an vielen Stellen einge-
streut und nicht selten hat man den Eindruck, dass
es sich um ein Fiillwort handelt. Die Kommentierung
des OVG setzt den Ausdruck allerdings fiir die §§ 25,
26 SachenrechtsG mit dem Begriff ,,rechtmafig” (&%)
gleich.3

Bei den §§ 237, 238 ZGB, die aus den §§ 36, 37 Sachen-
rechtsG hervorgegangen sind, wurde hingegen der
Ausdruck ,nach dem Recht” eingefiigt.>* Sie betreffen
verschiedene Anspriiche bei einer Verschlechterung
oder Verletzung dinglicher Rechte, die der Berechtig-
te nunmehr (nur) ,nach dem Recht” geltend machen
kann. Anders als bei den §§ 226, 227 ZGB zuvor geht
die Kommentierung des OVG hier jedoch mit keinem
Wort auf die Formulierungsédnderung ein. Die Ausfiih-
rungen machen jedoch deutlich, dass der Gesetzgeber
im Hinblick auf Anspriiche bei einer Verschlechterung
(Reparatur, erneute Herstellung, Austausch gegen eine
neue Sache und Wiederherstellung des urspriinglichen
Zustands) auf vertragliche Anspriiche und bei Ansprii-
chen bei einer Verletzung (Schadensersatz und ande-

I M1/ <pkulaw.cn> [4b K #: 5], CLL 4.104635. Die Mitteilung
wurde am 13.7.2017 durch Bekanntmachung Nr. 5 der Staatlichen
Entwicklungs- und Reformkommission (CLI.4.298592) aufgehoben.
30 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 128, fiihrt eine Reihe von
Beispielen fiir Gebiihrensitze an, die ,in einigen Gebieten” (—££i
77) entgegen den Vorgaben von § 22 Satz 1 SachenrechtsG erhoben
wurden. Bereits im Entwurfsverfahren zum SachenrechtsG wehrten
sich die lokalen Eintragungsbehérden gegen einen Gebiihrenver-
zicht, sodass keine landesweit einheitliche Behérdenzustdndigkeit
eingefiihrt werden konnte, siehe Hinrich Julius/ Gebhard M. Rehm,
a.a.O. (Fn. 15),S. 377.

31 Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15), S. 162.

32 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 143 £., 147 ff.

3 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 144.

34 Siehe insofern auch die §§ 235, 236 ZGB zum dinglichen Heraus-
gabeanspruch und zum dinglichen Beseitigungsanspruch, in denen
der Ausdruck ,nach dem Recht” fehlt, bei denen es sich also (im Ge-
gensatz zu den §§ 237, 238 ZGB) um Anspruchsgrundlagen handeln
diirfte.
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re Rechtsbehelfe) auf das Haftpflichtrecht verweisen
wollte.® Ob es sich um eine Rechtsgrundverweisung

oder eine Rechtsfolgenverweisung handelt, wird je-
doch nicht deutlich.3

Als einen besonderen Tatbestand des Erwerbs ding-
licher Rechte sah § 29 SachenrechtsG vor, dass der Er-
werb durch Erbschaft oder Verméchinis im Zeitpunkt
des Erbfalls bzw. der Annahme des Vermaichtnisses
Wirkung entfaltet. § 230 ZGB hat die Regelung im Hin-
blick auf das Verméchtnis nicht aufgenommen. Dies
konnte so zu verstehen sein, dass dem Vermichtnis
nach dem ZGB keine dingliche Wirkung zukommen
soll, der Vermiachtnisnehmer also nur einen schuld-
rechtlichen Anspruch gegen die anderen Erben hat.
Allerdings finden sich in der Kommentierung des OVG
zu § 230 ZGB keine Anhaltspunkte dafiir, dass diese
Anderung eine Abkehr vom Vindikationslegat dar-
stellt. Erklart wird die Anderung vielmehr damit, dass
die alte Regelung in § 29 SachenrechtsG irrefithrend ge-
wesen sei, da sich der Zeitpunkt des Wirksamwerdens
im Hinblick auf das Verméchtnis im Erbrecht nicht wie-
derfinde und daher ,unnétig” sei.’” Es ist zu hoffen,
dass die Autoren erster Lehrbiicher zum Erbrecht die
Neuregelung des § 230 ZGB im Blick haben, um zu
der offenen Frage des Vermichtnisses als Damnations-
oder Vindikationslegat Stellung nehmen zu kénnen.

2. BT

Im BT des Sachenrechts finden sich Vorschriften zum
Eigentum (§§ 240 bis 322), zu dinglichen Nutzungs-
rechten (§§ 323 bis 385), zu dinglichen Sicherheiten
(8§ 386 bis 457) sowie zum Besitz (§§ 458 bis 462).

a) Eigentum

Im zweiten Teilbuch (Eigentum) sind wesentliche An-
derungen vor allem im Recht des Wohnungseigentums
und des gemeinschaftlichen Eigentums festzustellen.*
Auflerdem sind die besonderen Bestimmungen {iiber
den Erwerb des Eigentums (§§ 311 ff. ZGB) betroffen,
die den Abschluss dieses Teilbuches bilden.

aa) Recht des Wohnungseigentums

Das Recht des Wohnungseigentums ist in den §§ 271 bis
287 ZGB unter der Uberschrift ,Sondereigentum und
gemeinschaftliches Eigentum an Gebduden” geregelt.
Entsprechende Vorschriften des Sachenrechtsgesetzes
(8§ 70 bis 83) wurden teilweise unverdandert tiber-
nommen, grofitenteils jedoch gedndert. Neu eingeftigt
wurden zwei Paragrafen (§§ 282 und 287). Mit der

%5 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 198 ff., 201 f.

%  Zu § 237 ZGB fiihrt das OVG (OVG-Kommentierung Sachen-
recht, S. 199) aus, dass das Vorliegen eines Vertrags keine Anspruchs-
voraussetzung sei. Insofern ist von einer Rechtsfolgenverweisung
auszugehen. Bei § 238 ZGB wird (OVG-Kommentierung Sachenrecht,
S. 202) im Hinblick auf die Verjihrung des Anspruchs ausgefiihrt,
dass die Regelungen zur Verjahrung schuldrechtlicher Anspriiche
gelten. Dies deutet eher auf eine Rechtsgrundverweisung hin.

57 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 166.

% Groftenteils unverandert blieben hingegen die §§ 288 bis 296
ZGB zu Nachbarschaftsbeziehungen.
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Uberarbeitung reagiert der Gesetzgeber laut Kommen-
tierung des OVG auf Schwierigkeiten bei der Griin-
dung einer Eigentlimerversammlung sowie Probleme
bei der Verwendung der Instandhaltungsriicklage und
im Zusammenhang mit der Bekdmpfung von Covid-
19 Anders als in anderen Rechtsgebieten wurden
fast keine Normen aus einer justiziellen Interpretati-
on des OVG iibernommen, die das Gericht 2009 zum
Wohnungseigentum erlassen hatte.*’ Teilweise hat der
Gesetzgeber aber zu Fragen Stellung bezogen, die auch
das OVG in seiner Interpretation angesprochen hat.*!
Die Schwierigkeiten bei der Griindung einer Ei-
gentiimerversammlung stehen im Zusammenhang mit
dem bereits im Sachenrechtsgesetz verankerten Kon-
zept, dass diese als Organ nur optional und nicht
bereits durch Entstehen der Wohnungseigentiimerge-
meinschaft existiert.*> Hiergegen wurden in der Ver-
gangenheit bereits einige Mafinahmen ergriffen,* die
aber offenbar nicht dazu gefiihrt haben, dass die Woh-
nungseigentiimer grofles Interesse an diesem Organ
der Selbstverwaltung fiir Beschliisse und Willensbil-
dung gezeigt hitten.** Ob die neu eingefiihrte Mafinah-
me in § 277 Abs. 2 ZGB, nach der die Einrichtung der
Eigentiimerversammlung (und die Wahl des Eigentii-
merausschusses) nun auch durch die Einwohnerkomi-
tees® (nicht nur wie schon nach dem Sachenrechtsge-
setz durch die ,zustdndigen Abteilungen der lokalen
Volksregierungen”) angeleitet und unterstiitzt wird, an
diesem Zustand etwas zu dndern vermag, ist fraglich.
Dem Problem bei der Verwendung der Instand-
haltungsriicklage hat sich der Gesetzgeber in § 278
ZGB angenommen, wo die Beschlussbefugnisse der
Wohnungseigentiimer geregelt sind. Die Neuregelung
trennt nunmehr zwischen den Beschliissen tiber die
Verwendung (in § 278 Abs. 1 Nr. 5) und die Auf-
bringung (in § 278 Abs. 1 Nr. 6) der ,Mittel fiir In-
standhaltung und Instandsetzung”.*® Aus § 278 Abs. 2

39

OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 8.

40 Eine Ausnahme bildet insofern § 278 Abs. 1 Nr. 8 ZGB, der iiber-
nommen wurde aus einem Teil des § 7 Erlduterungen des Obersten
Volksgerichts zu einigen Fragen der konkreten Rechtsanwendung
bei der Behandlung von Streitfallen {iber Sondereigentum und ge-
meinschaftliches Eigentum (38 A B s g 56 T 5 B 8 51 9 X 45 i
AL 3 Ze AT B BT A T IR L) i %) vom 14.5.2009 (OVG-
Interpretation Wohnungseigentum), chinesisch-deutsch in: Knut Ben-
jamin Pifiler, Wohnungseigentum in China, Tiibingen: Mohr Siebeck,
2012, S. 110 ff.

41 Siehe Fn. 50 und 53 sowie den begleitenden Text.

42 Siehe § 277 Abs. 1 Satz 1 ZGB (= § 75 Abs. 1 SachenrechtsG).

43 Gjehe hierzu Knut Benjamin Pifiler, a.a.O. (Fn. 40), S. 36 ff.

4 Die OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 374, fithrt dies darauf
zuriick, dass die Wohnungseigentiimer sich vor einem Einzug nicht
kennen, wenn sie aus verschiedenen Lokalititen kommen, und zu
unterschiedlichen Zeitpunkten einziehen. Eine nicht unwesentliche
Rolle diirfte freilich auch spielen, dass chinesische Biirgerinnen und
Biirger in einem autoritdren Staat leben, der ansonsten selbst wenig
Interesse an einer demokratischen Selbstverwaltung zeigt.

45 Einwohnerkomitees gehoren zur &rtlichen Selbstverwaltung und
sind im Gesetz der Volksrepublik China zur Organisation der Ein-
wohnerkomitees in Stadten [Fr 4 A\ EILH E T RZE RS A %]
vom 26.12.1989 in der Fassung vom 29.12.2018 (chinesisch-englisch
abrufbar unter <lawinfochina.com> [tk i f: 3& L f]/ <pkulaw.
cn> [Jb k=], CLI.1.328208) geregelt.

4 Bis dahin zusammen in § 76 Abs. 1 Nr. 5 SachenrechtsG gere-
gelt. § 76 Abs. 2 verlangte fiir einen entsprechenden Beschluss, dass
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Satz 2 ZGB ergibt sich im Vergleich zu § 76 Sachen-
rechtsG eine gewisse Erleichterung fiir den Beschluss
tiber die Verwendung: Fiir diesen reicht nun eine ein-
fache Mehrheit der Eigentiimer aus, die mindestens
die Halfte des Sondereigentums halten.*” Allerdings
wurde zugleich ein Quorum fiir alle gemeinsamen Be-
schliisse der Wohnungseigentiimer eingefiihrt, wonach
sich zumindest zwei Drittel der Eigentiimer an der
Abstimmung beteiligen miissen, die mindestens zwei
Drittel des Sondereigentums halten, § 278 Abs. 2 Satz 1
ZGB. Vor dem Hintergrund, dass es sich in China als
schwierig erweist, eine Eigentiimerversammlung zu er-
richten, diirfte es spannend sein zu beobachten, ob
dieses Quorum regelmifSig erreicht wird.

Normen, die im Zusammenhang mit der Bekdmp-
fung von Covid-19 stehen, sind in den neu einge-
fugten § 285 Abs. 2 und § 286 Abs. 1 Satz 2 ZGB
zu sehen. Hiernach werden Immobiliendiensteunter-
nehmen (d.h. Hausverwaltungsunternehmen, die im
Rahmen eines Immobiliendienstevertrags*® mit der
Verwaltung beauftragt werden), andere Verwalter und
die einzelnen Wohnungseigentiimer verpflichtet, die
Regierung bei der Ausfiihrung von Notfallmaffnahmen
zu unterstiitzen bzw. bei diesen zu kooperieren.*’

Ein weiteres Thema war bei der Uberarbeitung
des Wohnungseigentumsrechts die Umwidmung von
Wohnungen zur gewerblichen Nutzung und die An-
derung der Nutzung von Gemeinschaftseigentum. Die
Umwandlung von Wohnraum in gewerblich genutzte
Rdume bedarf gemdfs § 279 ZGB eines einstimmigen
Einverstandnisses der ,materiell interessierten” Eigen-
tiimer.”’ Im Hinblick auf Gemeinschaftseigentum ist
fiir die Anderung der Nutzungsart und die Nutzung
fur gewerbliche Tatigkeiten ein gemeinsamer Beschluss
der Eigentiimer erforderlich, der von drei Vierteln der
Eigentiimer angenommen werden muss, die zumin-
dest drei Viertel des Sondereigentums halten, § 278
Abs. 1 Nr. 8, Abs. 2 ZGB.3! Schliellich wird auch
eine Regelung zur in China weit verbreiteten Praxis
getroffen, dass Gemeinschaftseigentum von Bauun-
ternehmen oder Immobiliendiensteunternehmen fiir
gewerbliche Zwecke (etwa durch die Vermietung des
Daches oder der Aufienwdnde von Gebduden an Wer-

mindestens zwei Drittel aller Eigentiimer zustimmen, die zusammen
Sondereigentum an mindestens zwei Dritteln der Gesamtfldche des
Gebadudes haben.

47 Beschliisse iiber die Aufbringung miissen hingegen von drei
Vierteln der Eigentiimer angenommen werden, die zumindest drei
Viertel des Sondereigentums halten.

48 Sjehe hierzu unten unter B. IL. 2.

49 Zur Frage, welche Notfallmafnahmen von der Regierung ergrif-
fen werden kénnen, verweist die OVG-Kommentierung Sachenrecht,
S. 419, auf § 49 Katastrophenschutz- bzw. ,Notfallmainahmen”-
gesetz (5% F M%) vom 30.8.2007.

50 Nach § 77 SachenrechtsG war die Zustimmung der ,materiell in-
teressierten” Eigentiimer erforderlich, ohne dass ausdriicklich eine
Einstimmigkeit gefordert wurde. Wer als ,materiell interessierter”
Eigentiimer gilt, regelt § 11 OVG-Interpretation Wohnungseigentum
(Fn. 40).

51 Zur bisherigen uniibersichtlichen Rechtslage bei der Nutzung
von Gemeinschaftseigentum siehe ausfiihrlich Knut Benjamin Pifiler,
a.a.O. (Fn. 40), S. 22 ff.

beunternehmen) genutzt wird:>> Geméaft § 282 ZGB
gehoren hieraus erzielte Einnahmen abziiglich ange-
messener Kosten zum gemeinschaftlichen Eigentum
der Eigentiimer.®

ab) Gemeinschaftliches Eigentum

In den §§ 297 bis 310 ZGB sind die Bruchteilsgemein-
schaft und die Gesamthandsgemeinschaft als zwei For-
men der Innehabung von dinglichen Rechten (Eigen-
tum sowie nach § 310 ZGB dingliche Sicherungsrechte
und dingliche Nutzungsrechte) normiert.

Neu eingefiigt wurde eine Regelung zur Anderung
der Natur und der Nutzungsart gemeinschaftlichen
Eigentums. Diese bediirfen nun (wie bisher nur Ver-
fiigungen und schwerwiegende Reparaturen®) geméf3
§ 301 ZGB einer Zustimmung von zwei Dritteln der Ei-
genttimer (bei der Bruchteilsgemeinschaft) bzw. von al-
len Eigentiimern (bei der Gesamthandsgemeinschaft).

Néher ausgestaltet wurde aufierdem das Vorkaufs-
recht bei der Bruchteilsgemeinschaft, wenn einer der
Eigentiimer seinen Anteil gemafs § 305 ZGB verduflert.
Bislang war hierzu im Sachenrechtsgesetz nur geregelt,
dass die Miteigentiimer ein Vorkaufsrecht zu glei-
chen Bedingungen haben. Das OVG hatte 2016 weitere
Regelungen in der OVG-Interpretation Sachenrecht I
geschaffen,” die nun teilweise in das ZGB aufgenom-
men worden sind: § 306 Abs. 1 ZGB sieht vor, dass
der Verdufierer den anderen Bruchteilseigentiimern die
Bedingungen der Verdufierung unverziiglich mitteilen
muss und dass diese das Vorkaufsrecht innerhalb einer
angemessenen Frist ausiiben miissen.”® § 306 Abs. 2 re-
gelt den Fall, dass mehrere Bruchteilseigentiimer das
Vorkaufsrecht austiben, dahingehend, dass mangels
einer anderweitigen Vereinbarung jeder Bruchteilsei-
genttimer das Vorkaufsrecht nach dem Verhiltnis des
jeweiligen Bruchteils im Zeitpunkt der Ubertragung
genief3t.”

ac) Besondere Bestimmungen iiber den Erwerb
des Eigentums

Im Kapitel der , besonderen Bestimmungen iiber den
Erwerb des Eigentums” (§§ 311 ff. ZGB) sind die Rege-
lungen tiiber den Erwerb vom Nichtberechtigten (bis-
lang: §§ 106 ff. SachenrechtsG) unangetastet geblieben.
Die betreffenden Normen aus der OVG-Interpretation
Sachenrecht I wurden nicht in das ZGB eingearbeitet.

52 Knut Benjamin Pifiler, a.a.O. (Fn. 40), S. 25.

5 Einen Anspruch auf Herausgabe erzielter Einnahmen aus ,ei-
genmadchtig durchgefiihrten gewerblichen Tatigkeiten” auf Gemein-
schaftseigentum sah bereits § 14 Abs. 2 OVG-Interpretation Woh-
nungseigentum (Fn. 40) vor.

54 Siehe § 97 SachenrechtsG.

5 Siehe hierzu ausfiihrlich Yuanshi Bu, Domestizierung des chine-
sischen Sachenrechts, ZChinR 2017, S. 23 ff. (29 ff.).

% Aus § 11 OVG-Interpretation Sachenrecht 2016 (= § 11 OVG-
Interpretation Sachenrecht 2020 [Fn. 58]) ergibt sich, dass das OVG
grundsitzlich eine Frist von 15 Tagen fiir angemessen erachtet.

57 Dies entspricht der Regelung in § 14 OVG-Interpretation Sachen-
recht 2016.
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Jedoch hat das OVG diese unverdndert in eine revidier-
te Fassung der Interpretation tibernommen.>

Zwei Anderungen in diesem Kapitel sind hervorzu-
heben: Erstens wurde in § 318 ZGB die Frist verldngert,
nach der der Staat Eigentum an verloren gegangenen
Sachen erwirbt (ein Jahr statt wie noch nach § 113 Sa-
chenrechtsG sechs Monate). Die Kommentierung des
OVG begreift dies als eine Starkung des Schutzes des
Eigentiimers, aber auch als Anpassung an Fristenrege-
lungen in anderen Gesetzen wie etwa im Zivilprozess-
gesetz zur Feststellung herrenloser Sachen.®

Zweitens hat der Gesetzgeber in § 322 ZGB erstmals
eine gesetzliche Grundlage fiir den origindren Eigen-
tumserwerb durch Verarbeitung, Verbindung oder Ver-
mischung geschaffen. Dabei wird weder zwischen be-
weglichen und unbeweglichen Sachen noch zwischen
den verschiedenen Erwerbsvorgédngen unterschieden.
Alle Erwerbstatbestdnde fasst die Kommentierung des
OVG unter dem Begriff ,tianfu” (4%ffl) zusammen.®
§ 322 Satz 1 ZGB sieht vor, dass im Hinblick auf
die Zuordnung des Eigentums an der durch den Er-
werbsvorgang neu entstandenen Sache primér auf eine
Vereinbarung der Parteien abzustellen ist. Fehlt eine
solche Vereinbarung oder ist eine Vereinbarung unklar,
gelten ,die gesetzlichen Bestimmungen”, wobei of-
fen bleibt, welche gesetzlichen Bestimmungen gemeint
sind.®! Mangels gesetzlicher Bestimmungen wird fiir
die Zuordnung auf die ,Grundsitze der vollumfangli-
chen Entfaltung der effektiven Nutzung der Sache und
des Schutzes der schuldlosen Partei” abgestellt. Fiir ers-
teren Grundsatz kommt es nach der Kommentierung
des OVG darauf an, welche Sache als die Hauptsache
anzusehen ist und ob eine Sache einen hoheren Wert
hat.?2 Beim zweiten Grundsatz, also dem Schutz der
schuldlosen Partei, stellt die Kommentierung auf die
Bosglaubigkeit des Handelnden ab, sodass er in diesem
Fall nicht Eigentiimer wird.%®

58 §§ 14 bis 20 Erlduterungen des Obersten Volksgerichts zur An-
wendung des Buches tiber das Sachenrecht des ,Zivilgesetzbuches
der Volksrepublik China” (Teil 1) (B A BB < FiEH «fde
A RSEHE Rk #AURI R (—) ) vom 29.12.2020 (OVG-
Interpretation Sachenrecht 2020); chinesisch-englisch abrufbar unter
<lawinfochina.com> [t K 2 #: 3& S ]/ <pkulaw.cn> [db Kk i =],
CLI.3.349601. Eine chinesisch-deutsche Fassung wird demnéchst ver-
offentlicht.

% OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 563 f.

60 Unter diesem Begriff tauchte der originire Eigentumserwerb
bereits in Ziffer 86 OVG-Interpretation AGZR auf, wo der Eigen-
tumserwerb zwar vorausgesetzt, aber nicht explizit geregelt war.
Ebenso wurde in § 62 OVG-Interpretation SicherheitenG der Ei-
gentumserwerb durch Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung
vorausgesetzt, um die Sicherheit eines Hypothekars auf die Sache
bzw. deren Surrogat zu erstrecken, die durch den Erwerbsvorgang
entsteht.

61 Denkbar ist, dass beispielsweise auf das Werkvertragsrecht in
den §§ 770 ff. ZGB zurtickgegriffen werden kann. Dort ist in § 783 das
Zurtickbehaltungsrecht des Werkunternehmers geregelt, aus dem
ohne Weiteres zu schlielen ist, dass der Besteller Eigentiimer der neu
entstandenen Sache wird. Allerdings geht die OVG-Kommentierung
Sachenrecht, S. 589, davon aus, dass der Erwerbsvorgang beim
Vorliegen eines Werkvertrags gerade kein originadrer Erwerb durch
Verarbeitung des § 322 ZGB sei.

62 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 589.

63 Dies soll nur nicht fiir die Verbindung von unbeweglichen mit be-
weglichen Sachen gelten, OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 587.
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Nach § 322 Satz 2 ZGB hat die Partei, die durch das
Verschulden der anderen Partei oder durch die Fest-
stellung der Zuordnung der Sache geschadigt ist, einen
Anspruch auf Schadenersatz oder Ausgleich. Hierbei
handelt es sich offenbar nicht um eine eigenstandige
Anspruchsgrundlage, sondern um eine Rechtsgrund-
verweisung auf den Ausgleichsanspruch nach dem Be-
reicherungsrecht und (soweit ein Verschulden vorliegt)
auf Schadensersatzanspriiche nach dem Haftpflicht-
recht.%

b) Dingliche Nutzungsrechte

Dingliche Nutzungsrechte sind im 3. Teilbuch des Sach-
rechts (8§ 323 bis 385) geregelt. Als solche gelten neben
Landnutzungsrechten, die in der Praxis eine herausra-
gende Rolle spielen, da Eigentum an Grund und Boden
in den Stidten dem Staat und aufierhalb der Stddte
den Kollektiven zusteht,®® das neu geschaffene Woh-
nungsrecht (§§ 366 ff.) und die Grunddienstbarkeiten
(8§ 372 ff.), wobei Letztere nur wenig Anderungen er-
fahren haben. Im Hinblick auf die Landnutzungsrechte
tibernimmt das ZGB die Einteilung des Sachenrechts-
gesetzes in ein Recht zur Ubernahme und Bewirtschaf-
tung von im Kollektiveigentum oder Staatseigentum
stehendem Land (§§ 330 ff.), ein Nutzungsrecht an im
Staatseigentum stehendem Bauland (§§ 344 ff.) und
ein Nutzungsrecht an im Kollektiveigentum stehen-
dem Heimstittenland (§§ 362 ff.).%°

Im Hinblick auf die bereits im Sachenrechtsgesetz
normierten Nutzungsrechte stechen zwei Anderungen
hervor: Beim Recht zur Ubernahme und Bewirtschaf-
tung von Land wurde das Recht zur Bewirtschaftung
dinglich verselbststéndigt.®” In China wird diese Neue-
rung mit dem Schlagwort der , Aufteilung der drei
Rechte [d. h. des Eigentums, des Rechts zur Ubernah-
me und des Rechts zur Bewirtschaftung an ldndlichen
Grundstiicken]” (=414} &) bezeichnet. Es ist nun ge-
maf § 339 ZGB zuléssig, dass der Berechtigte (also
das Kollektivmitglied, dem das Recht zur Ubernahme
und Bewirtschaftung von Land eingerdumt worden ist)
das Bewirtschaftungsrecht einem Dritten iibertrégt.®®
Dementsprechend gibt es nun neben dem aus dem
Recht zur Ubernahme und Bewirtschaftung von Land
Berechtigten (mit den Befugnissen nach § 331 ZGB)
einen aus dem Recht zur Bewirtschaftung von Land Be-
rechtigten (mit den Befugnissen nach § 340 ZGB). Ein
langerfristig (iiber fiinf Jahre) verselbststandigtes Recht

64 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 587.

65 Art. 10 Verfassung der Volksrepublik China (414 A B IH:A [ 58
%) vom 4.12.1982 in der Fassung vom 11.3.2018; chinesisch-englisch
abrufbar unter <lawinfochina.com> [t #: f: %€ 3C f]/ <pkulaw.
en> [db 5], CLL1.311950.

% In den deutschen Ubersetzungen des Sachenrechtsgesetzes als
,Recht zur Nutzung bauerlicher Hausgrundstiicke” bzw. , Hofland-
recht” iibersetzt. Zu dieser terminologischen Anderung siehe Fn. 259
(bei § 362 ZGB) der deutschen Ubersetzung des ZGB (Fn. 2).

7 Die Anfénge der betreffenden Politik reichen bis in das Jahr 2014
zuriick, siehe OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 692.

68 Die Vorschrift nennt als Beispiele dieses , Inverkehrbringens” (i
#) die schuldrechtliche Vermietung bzw. Verpachtung (diese wer-
den im chinesischen Recht nicht unterschieden) und das Einbringen
als Einlage in ein Unternehmen.
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zur Bewirtschaftung von Land ist aufSerdem nach § 341
ZGB eintragungsfahig. Der Gesetzgeber geht mit die-
sen Neuregelungen einen Kompromiss ein: Er bewahrt
die Funktion des tibertragenen Landnutzungsrechts als
soziale Sicherheit fiir die Kollektivmitglieder (Land-
wirtschaft betreibende Familien), ermdglicht aber zu-
gleich, dass grofiere Agrarflichen bewirtschaftet wer-
den. Freilich hat es auch schon nach der bisherigen
Rechtslage Moglichkeiten gegeben, das Verbot einer
vollstandigen Ubertragung des Ubernahmerechts zu
umgehen.” In Zusammenhang mit der ,Aufteilung
der drei Rechte” ist aufierdem zu erwihnen, dass Nut-
zungsrechte an Ackerland unter dem ZGB mit einer
Hypothek belastet werden diirfen.”’ Im Fall einer Ver-
wertung der Hypothek kommt es so allerdings dazu,
dass dieses Land die soziale Funktion verliert.

Die zweite Anderung betrifft die Verlangerung des
Nutzungsrechts fiir Bauland. Das Sachenrechtsgesetz
hatte fiir Land, das fiir Wohngeb&dude genutzt wird, ei-
ne ,automatische Verlangerung” (H 34E ) angeord-
net.”! Dies war als kleine Revolution gewertet worden,
weil ein solches sich automatisch verlingerndes umfas-
sendes Nutzungsrecht bei 6konomischer Betrachtung
keine andere Wirkung als volles Eigentum hat, und
dies damit die verfassungsrechtliche Anordnung auf-
hebt, dass kein Privateigentum an Land besteht.”? Frag-
lich war bislang allerdings, ob fiir eine solche ,auto-
matische Verlangerung” eine erneute Nutzungsgebiihr
zu zahlen ist und ob sich diese am Marktwert orien-
tiert oder eine reine Verwaltungsgebiihr ist. § 359 Abs. 1
Satz 2 ZGB bejaht den ersten Teil der Frage, tiberldsst es
aber dem Gesetzgeber und dem Staatsrat, Regelungen
zur Hohe der Gebiihren und mogliche Erméfligungen
oder Befreiungen aufzustellen. Die Kommentierung
des OVG argumentiert allerdings, dass sich bis zum
Erlass entsprechender Regelungen die Landnutzungs-
rechte bei Ablauf der Nutzungsfrist verldngern, ohne
dass ein entsprechender Antrag zu stellen ist und Ge-
biithren zu zahlen sind.”?

Das Wohnungsrecht ist in den §§ 366 ff. ZGB erst-
mals als ein dingliches Nutzungsrecht normiert.”* Es
kann an jeder Wohnung in einem Gebdude unabhan-
gig davon bestellt werden, auf welchem Typ eines
Landnutzungsrechts das Gebéude errichtet wurde.”

8 Hinrich Julius/Gebhard M. Rehm, a.a.O. (Fn. 15), S. 394.

70" Siehe § 399 Nr. 2 ZGB im Vergleich zu § 184 Nr. 2 SachenrechtsG.
Das Nutzungsrecht an Heimstédttenland kann hingegen weiterhin
nicht mit einer Hypothek belastet werden.

71 § 149 SachenrechtsG.

72 Hinrich Julius/Gebhard M. Rehm, a.a.O. (Fn. 15), S. 398 f.

73 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 824. Das OVG beruft sich
dabei auf ein Antwortschreiben des Ministeriums fiir staatliches
Land und Ressourcen mit dem Aktenzeichen Guo Tu Zi Ting Han
(2016) Nr. 1712 [[H % 76 (2016]) 1712 5] vom 8.12.2016.

74 Im Zivilgesetz der Republik China ist ein Wohnungsrecht nicht
vorgesehen. Wahrend der Entwurfsarbeiten zum SachenrechtsG war
die Aufnahme eines Wohnungsrechts in der Volksrepublik disku-
tiert, letztlich aber verworfen worden, OVG-Kommentierung Sachen-
recht, S. 860.

75 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 863. Die Bestellung ist
demnach auch an einer Wohnung in einem Gebdude zuldssig, das
auf Heimstédttenland (nach den §§ 362 ZGB) errichtet wurde, ist je-
doch nicht darauf beschrankt.

Dogmatisch wird es als personliche Dienstbarkeit (A
% ) verstanden, die damit eine asiatische Traditi-
on bricht, in der bisher nur die Grunddienstbarkeit
verwurzelt war.”® Wie im deutschen Recht handelt
es sich beim chinesischen Wohnungsrecht um eine
beschrénkte personliche Dienstbarkeit, die also nicht
iibertragbar und nicht vererbbar ist; auch eine Vermie-
tung an Dritte wird ausdrticklich ausgeschlossen, § 369
ZGB. Dem Wohnberechtigten wird gemafs § 366 ZGB
die Befugnis eingerdaumt, die Wohnung zu besitzen
und zu gebrauchen, um Wohn- und Lebensbediirf-
nisse zu befriedigen.”” Grundsétzlich wird das Woh-
nungsrecht unentgeltlich bestellt; die Bestellung erfolgt
durch Eintragung, § 368 ZGB. Bedeutung diirfte dem
Wohnungsrecht vor allem bei vermégensrechtlichen
Auseinandersetzungen im Familien- und im Erbrecht
zukommen.”®

¢) Dingliche Sicherheiten

Als dingliche Sicherungsrechte sieht das ZGB die Hy-
pothek (§§ 394 bis 424), das Pfandrecht (§§ 425 bis
446 ZGB) und das Zurtickbehaltungsrecht (§§ 447 bis
457 ZGB) vor. Weitere Kreditsicherheiten sind die im
3. Buch (Vertrdge) geregelte Biirgschaft und der wie
im deutschen Recht im Kaufrecht geregelte Eigentums-
vorbehalt. Als weitere ,Vertrdge mit Sicherungsfunk-
tion””? (§ 388 Abs. 1 Satz 2 ZGB) gelten auflerdem
der Factoring-Vertrag sowie der Finanzierungsleasing-
Vertrag.® Fiir alle diese Vertrdge wird in den Allge-
meinen Bestimmungen {iber dingliche Sicherheiten der
Grundsatz der Akzessorietit festgelegt.3!

Die Hypothek kann auch an bestimmten eintra-
gungsfdhigen Mobilien einschliefilich kiinftiger Pro-
duktionsanlagen, Rohstoffe, Halbfertig- und Fertigpro-
dukten bestellt werden, § 396 ZGB. Fur diese Form
der Hypothek, die der Bestellung eines antizipierten
Sicherungseigentums an revolvierenden Warenlagern
dhnelt und damit das Fehlen eines besitzlosen Siche-
rungsrechts ausgleicht, galt bislang eine besondere Ein-
tragungszustiandigkeit: Um gegeniiber gutgldubigen
Dritten zu wirken, war sie nach § 189 SachenrechtsG
bei der Industrie- und Handelsverwaltungsbehorde am

76 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 860.

77" Ob von dieser Befriedigung der Wohn- und Lebensbediirfnis-
se auch umfasst ist, dass der Berechtigte seine Familie (oder andere
Personen, z. B. Babysitter) in die Wohnung aufnimmt, ist wahrschein-
lich, aber nicht vollig klar. Die OVG-Kommentierung Sachenrecht,
S. 874, befiirwortet dies (als ,selbstverstindlich” [ § #&]) auch mit ei-
nem rechtsvergleichenden Hinweis auf § 1093 Abs. 2 des deutschen
BGB.

78 Das OVG hatte bereits im Jahr 2001 in einer justiziellen Inter-
pretation zum Ehegesetz (dort in § 27 Abs. 3) vorgesehen, dass
nachehelicher Unterhalt fiir einen Ehegatten in Existenzschwierig-
keiten in der Einrdiumung eines Wohnungsrechts bestehen kann. Zur
Bedeutung im Erbrecht siehe § 371 ZGB, der die Bestellung eines
Wohnungsrechts in Form eines Testaments fiir zuldssig erklart.

7 Chin.: , RAHRIRER AR .

80 OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 995. Die Kommentierung
nennt auflerdem die gesetzlich nicht geregelte Sicherungsiibereig-
nung (i 5H1L{R).

8l § 388 Abs. 1 Satz 4 ZGB. Die OVG-Kommentierung Sachenrecht,
S. 998 f., betont, dass die Akzessorietit nicht durch Parteivereinba-
rung abbedungen werden kann.
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Wohnsitz des Bestellers einzutragen. Das ZGB hat diese
Vorschrift (im Hinblick auf die Zustindigkeit®?) nicht
tibernommen. Der Staatsrat hat jedoch am 22.12.2020
beschlossen, dass Sicherheiten an bestimmten eintra-
gungsfdhigen Mobilien und Rechten ab dem 1.1.2021
einheitlich beim Kredit-Referenzzentrum der Chinesi-
schen Volksbank® eingetragen werden.3*

Neu ist auflerdem, dass geméfs § 406 ZGB der mit
einer Hypothek belastete Gegenstand (soweit keine
anderweitige Parteivereinbarung vorliegt) iibertragen
werden kann.®’ Die Ubertragung wirkt sich nicht auf
die Hypothek aus, § 406 Abs. 1 Satz 3 ZGB. Der Er-
werber muss also dulden, dass sich der Hypothekar
aus dem Gegenstand befriedigt.® Fiir den Fall, dass die
Ubertragung den Hypothekar schddigen kénnte, kann
er nach § 406 Abs. 2 ZGB eine vorzeitige Befriedigung
verlangen.?

Neben dem Sachpfandrecht ist ein Pfandrecht an in
§ 440 ZGB nicht abschlieffend aufgefiihrten Rechten
zuldssig. Vorgesehen ist nun auch die Verpfindung
zukiinftiger Aufenstinde®®, d.h. zukiinftiger Forde-
rungen eines Unternehmens (englisch: accounts re-
ceivable). Fiir die Verpfaindung solcher Forderungen
war bislang die Eintragung bei einem Kreditpriifungs-
organ konstituierend.®” Nunmehr ist hierfiir ebenfalls
das Kredit-Referenzzentrum der Chinesischen Volks-
bank zustindig.”

Schliefilich gilt nun fiir alle dinglichen Sicherheiten,
die eintragungsfihig sind, bei der Befriedigung meh-

82 Die Wirkung auch gegeniiber gutgldubigen Dritten setzt nach

§ 403 ZGB weiterhin eine Eintragung voraus.

8 Chin.: HE A RARIFALAE H0; engl: Credit Reference Center.

8% Giehe Beschluss des Staatsrates iiber Durchfiihrung der ein-
heitlichen Eintragung der Sicherheiten an beweglichen Sachen und
Rechten (& 45 [t 3¢ T 92t 2l 7 FIAS I 48 45 — % 908 B9 P 5E) vom
22.12.2020 mit dem Aktenzeichen Guo Fa (2020) Nr. 18 [ (|F % (2020)
18 5) |; chinesisch-englisch abrufbar unter <lawinfochina.com> [t
Kk I LM/ <pkulaw.cn> [db ok #: 5], CLL2.349503. Auerdem
haben die chinesische Volksbank und das staatliche Marktaufsichts-
amt am 30.12.2020 genauere Ubergangsregelungen iiber Eintragung
der Hypotheken an Produktionsanlagen, Rohstoffen, Halbfabrikaten
und Produkten bekannt gegeben; Bekanntmachung (2020) Nr. 23 [2¢
H(2020) %% 23 5], chinesisch-englisch abrufbar unter <lawinfochina.
com> [t K ik 3 L W]/ <pkulaw.cn> [db K 3 %], CLI 4.349867.
Die Bekanntmachung (2020) Nr. 23 nennt die URL <http://www.
zhongdengwang.org.cn/> als Adresse fiir das System einheitlicher
Eintragung von Sicherheiten.

8 Gemif § 191 SachenrechtsG war dies nur mit Zustimmung des
Hypothekars zuldssig und der Hypothekar hatte (unabhingig von
einer Schadigung durch die Ubertragung) das Recht, eine vorzeitige
Befriedigung zu verlangen.

86 Dies wird in der chinesischen Literatur als Riickgriff (i & 71)
oder dingliche Riickgriffswirkung (¥)4X i3 & %% 77) bezeichnet, sie-
he OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 1091. Allerdings schrankt
die OVG-Kommentierung Sachenrecht, S. 1092, ein, dass der Erwer-
ber die Befriedigung nicht dulden miisse, wenn die Hypothek nicht
eingetragen und er gutgldubig ist.

87 Geschddigt wird der Hypothekar, wenn die Hypothek nicht ein-
getragen ist, und der Erwerber den belasteten Gegenstand gutgldubig
erwirbt, sodass die Hypothek erlischt. OVG-Kommentierung Sachen-
recht, S. 1093.

88§ 223 Nr. 6 SachenrechtsG sah hingegen die Verpfandung von
,AuBenstinden” (b It ) vor, ohne zukiinftige Auflenstinde ex-
plizit als Pfandgegenstand einzubeziehen.

89§ 228 SachenrechtsG.

% Siehe Fn 84.
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rerer Gldubiger die Rangordnung nach § 414 ZGB’!,
wobei fiir die Prioritdt grundsatzlich von der Maf3-
geblichkeit der vollzogenen Eintragung ausgegangen
wird.” Erstmals geregelt ist auch das Prioritdtsprinzip
fiir das Verhiltnis des Pfandrechts zu Hypotheken und
zum Zuriickbehaltungsrecht, §§ 415, 416 ZGB.

I1. Schuldrecht

Die Struktur des Vertragsgesetzes wurde im Buch iiber
Vertrdge grofitenteils tibernommen. Es gibt also wei-
terhin kein allgemeines Schuldrecht im ZGB (sondern
nur einen Allgemeinen Teil tiber Vertrage). § 468 ZGB
ordnet aber an, dass die , Allgemeinen Grundsétze”
iiber Vertrdge in diesem Buch (also der AT in den
§§ 463 bis 594 ZGB) grundsitzlich” auch auf aufer-
vertragliche Schuldverhéltnisse angewandt werden.”*
Aufierdem wurde die vertragsrechtliche Terminologie
im Allgemeinen Teil des Vertragsgesetzes gegen Begrif-
fe ausgetauscht, die deutlich machen sollen, dass die
Regelungen fiir alle Schuldverhiltnisse gelten.”

1. AT

Wie beim Sachenrecht wird das Buch zu Vertrdgen
durch ,Allgemeine Grundsitze eingeleitet”, in denen —
neben , Allgemeinen Bestimmungen” — der Abschluss,
die Wirksamkeit, die Erfiillung, die Ubertragung und
Anderung von Vertrdgen sowie das Erléschen von
Rechten und Pflichten aus Vertrdgen geregelt werden.
Die Gliederung macht deutlich, dass das chinesische
Schuldrecht deutlich zwischen dem Abschluss des Ver-
trags (1] 37) als Akt, dessen Ziel das Zustandekommen
(B 57) des Vertrags ist,”® und der Wirksamkeit (3
1) dieses Vertrags unterscheidet, wobei erst mit der

91 Die Regelung war bislang auf die Rangfolge mehrerer Hy-

pothekare beschrankt, § 199 SachenrechtsG. Nach der OVG-
Kommentierung Sachenrecht, S. 1126, erstreckt sich die Regelung des
§ 414 Abs. 2 ZGB auch auf atypische Sicherheiten (JE#L R {H{R) wie
den Eigentumsvorbehalt, der geméf § 641 Abs. 2 ZGB eintragungs-
fahig ist.

92 Bislang wurde fiir den Rang nicht auf den Zeitpunkt des Eintra-
gungsantrags abgestellt. Wegen des neu eingefiihrten § 414 Abs. 2
ZGB, der die Regelungen zur Prioritdt bei mehreren Hypotheken
auch auf andere Sicherheiten fiir anwendbar erkldrt, ist jedoch na-
heliegend, dass nunmehr § 67 Detaillierte Ausfithrungsregeln zur
vorldufigen Verordnung {iiber die Eintragung von Immobilien (“f+
B P2 B 0 B 1T 4% 9] 5% it 41 ), chinesisch-deutsch in: ZChinR 2017,
S. 34 ff., eine allgemeine Vorschrift zur rangbildenden Reihenfolge
aller Eintragungen nach dem Zeitpunkt des Antragseingangs ist.

% Eine Ausnahme ist nur vorgesehen, wenn die Bestimmungen
saufgrund ihrer Natur” nicht angewandt werden kénnen. Dies ist
der Fall, wenn ein Versto gegen ,anleitende Grundsitze” (1§ §
JE) oder ,grundlegende Funktionen” (34 Ijjfig) vorliegt, OVG-
Kommentierung Schuldrecht, S. 51.

9% Die OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 49, spricht daher auch
von ,,Quasi-AT des Schuldrechts” (¥ {571 28 0)).

%  Wenn es im VertragsG Rechte und Pflichten aus dem Vertrag (&
[R B ALF X 45) hief3, verwendet das ZGB an diesen Stellen nun For-
derungen und Verbindlichkeiten ({43 45). Diese terminologischen
Anderungen bemerkt auch die OVG-Kommentierung Vertragsrecht,
S. 561, im Zusammenhang mit der Abtretung nach § 545 ZGB.

% Entsprechend wird auch bei Kérperschaften zwischen dem Akt
der Errichtung (i 37) und dem Zustandekommen (h{37) der Kor-
perschaft unterschieden. Siehe etwa § 75 ZGB zur Griinderhaftung,
wenn die Zivilaktivititen zur Errichtung einer juristischen Person
zwar vorgenommen werden, die juristische Person jedoch nicht zu-
stande kommt.
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Wirksamkeit vertragliche Anspriiche entstehen,” so-
dass man den chinesischen Begriff fiir Wirksamkeit (3%
71) auch mit Wirkung iibersetzen kann”® und zum Teil
auch muss. Diese Unterscheidung spiegelt sich auch
in der Verwendung verschiedener Begriffe fiir Vertrage
wider, die unwirksam (J&%%) bzw. nichtig sind,” kei-
ne Wirkung entfalten (4~ % 4% J1) oder (noch) nicht
wirksam geworden sind (A4 %k).1%

Hinzugefiigt wurde in den AT des Schuldrechts ein
Kapitel tiber die Sicherung von Vertrdgen, in dem
die Vorschriften tiber das Subrogationsrecht und die
Glaubigeranfechtung des Vertragsgesetzes!”! zusam-
mengefasst worden sind. Damit kniipft das ZGB an
eine chinesische Tradition an, die mit dem Erlass des
Zivilgesetzes der Republik China begriindet worden
ist.102

Im Kapitel zur Vertragserfiillung finden sich erst-
mals Regelungen zur Mehrheit von Gldubigern und
Schuldnern (§§ 517 bis 521 ZGB).!® Durch die An-
wendungsanordnung des § 468 ZGB auch fiir aufer-
vertragliche Schuldverhéltnisse wird damit eine Liicke
geschlossen, die das Fehlen eines allgemeinen Schuld-
rechts verursacht. § 517 ZGB regelt, dass Glaubiger
und Schuldner einer teilbaren Leistung im Zweifel zu
gleichen Teilen berechtigt bzw. verpflichtet sind.!™ Es
folgen sodann Bestimmungen fiir die Gesamtgldubi-
gerschaft und Gesamtschuldnerschaft: § 518 enthalt
Definitionen und die Aussage, dass Gesamtgldubi-
gerschaft und Gesamtschuldnerschaft aufgrund von
Gesetz oder Parteivereinbarung entstehen kénnen. Die
§§ 519, 520 ZGB enthalten eine Vermutungsregelung,
dass Gesamtschuldner im Verhilinis zueinander zu
gleichen Anteilen verpflichtet sind, und regeln die Aus-
gleichspflicht sowie die Wirkung der Erfiillung, von
Erfiillungssurrogaten und anderer Tatsachen. Fiir die
Gesamtglaubigerschaft trifft § 521 ZGB entsprechende
Regelungen.

97 TInstruktiv zu dieser Unterscheidung Detlef Leenen, Abschlufi, Zu-
standekommen und Wirksamkeit des Vertrages, in: Archiv fiir die
civilistische Praxis, Bd. 188 (1988), S. 381 ff.

98 S0 behandelt Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15), S. 108, die Regelungen
im 3. Kapitel dieses Buches unter der Uberschrift ,Wirkungen des
Vertrags”, wahrend die deutsche Ubersetzung des Kapitels ,Wirk-
samkeit des Vertrags” lautet.

9 Unwirksame (und aufgehobene) Rechtsgeschifte haben gemaf
§ 155 ZGB von Anfang an keine rechtliche Bindungswirkung.

100 1 etzterer Begriff wird nicht im ZGB verwendet, wird aber
vom OVG im Zusammenhang mit zustande gekommenen Vertragen
verwendet, die genehmigungspflichtig sind, aber wegen Nichtvor-
liegens einer Genehmigung (nach § 44 VertragsG bzw. nun nach
§ 502 ZGB) noch nicht wirksam geworden sind. Siehe Yuanshi Bu, Ge-
nehmigungspflicht und zwingende Rechtsnormen im chinesischen
Vertragsrecht, in: Recht der Internationalen Wirtschaft 2015, S. 549 ff.
(549).

101 g8 73 bis 75 VertragsG.

192 Dort wurden das Subrogationsrecht und die Glaubigeranfech-
tung in den §§ 242 ff. unter der Uberschrift ,Sicherung” (f# 4)
zusammengefasst.

103 Die§§177,178 ZGB, die als §§ 177, 178 ATZR in 2017 verabschie-
det worden waren, regeln insofern redundant die Haftung bei Teil-
und Gesamtschuldnern.

104 Keine ausdriickliche Vermutungsregelung wird hingegen (an-
ders als nach § 420 BGB) im Hinblick auf die Teilung des Schuldver-
héltnisses aufgestellt. Diese wird vielmehr vorausgesetzt.

a) Abschluss von Vertragen (bzw. Zustandekom-
men von Vertrigen)

Ein Vertrag kann nach § 471 ZGB durch Angebot und
Annahme sowie — insofern abweichend von der alten
Regelung in § 13 VertragsG — durch andere Formen
abgeschlossen werden und kommt nach § 483 ZGB
mit dem Wirksamwerden der Annahme zustande. Ei-
ne dieser anderen Abschlussformen des Vertrags und
dessen Zustandekommen ist in § 491 Abs. 2 ZGB fiir
Vertrige im E-Commerce geregelt:'®®> Soweit die iiber
das Internet bekannt gemachten Informationen tiber
Waren oder Dienstleistungen den Bedingungen fiir ein
Angebot (nach § 472 ZGB) entsprechen, kommt der
Vertrag zustande, sobald die andere Seite die Ware oder
die Dienstleistung ausgewdhlt und ihre Bestellung er-
folgreich aufgegeben hat.

Eingefiihrt wurde aufSerdem eine Haftung fiir Ver-
tragsverletzung, wenn Parteien in Vorvertrdgen einen
zukiinftigen Vertragsabschluss vereinbaren, aber die-
ser Vertrag nicht zustande kommt, § 495 ZGB. Bis-
lang konnten die Parteien solcher Vorvertrdge nicht
den Vertragsabschluss verlangen, sondern wurden auf
einen Schadensersatzanspruch verwiesen.!% Theore-
tisch ldsst die Haftung fiir Vertragsverletzung, auf die
in § 495 ZGB nunmehr verwiesen wird, einen An-
spruch auf Vertragsabschluss zu;'%” da das chinesische
Zwangsvollstreckungsrecht jedoch keine Fiktion der
Abgabe einer Willenserkldarung (wie etwa in Deutsch-
land nach § 894 ZPO) vorsieht, diirfte der Anspruch nur
schwer durchsetzbar sein.!%

Einen Kontrahierungszwang fiir Vertrage zur Wahr-
nehmung staatlicher Aufgaben (und zur Erfiillung
planwirtschaftlicher Vorgaben) war bislang in § 38
VertragsG vorgesehen. Dieser wurde nun im Zusam-
menhang mit Covid-19 in § 494 ZGB erweitert'® und
es wurde zumindest materiell-rechtlich eine Pflicht
zur Abgabe und Annahme von angemessenen Ange-
boten normiert. Es fehlt aber auch hier die prozes-
suale Flankierung dieser Pflicht durch eine gerichtlich
fingierte Willenserklirung im Rahmen der Zwangs-
vollstreckung. Letztlich bleibt hier also auch nur ein

105 Eine dhnliche Regelung war bereits in § 49 E-Commerce-Gesetz

vorgesehen, das am 31.8.2018 verabschiedet worden war.

106 Dies entspricht fiir Kaufvertrige der bisherigen Rechtslage nach
§ 2 OVG-Interpretation Kaufrecht. Dementsprechend wurde die-
se Regelung nicht in die revidierte Fassung dieser Interpretation
(vom 29.12.2020, chinesisch-englisch abrufbar unter <lawinfochina.
com> [t K ¥4 3 3L W]/ <pkulaw.cn> [4b k32 5], CLI 3.349709)
iibernommen. Siehe zur Ubernahme dieser Regelung aus § 2 OVG-
Interpretation Kaufrecht in das ZGB auch OVG-Kommentierung
Schuldrecht, S. 228.

107 Siehe OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 231 ff. Der An-
spruch auf Vertragsabschluss folgt laut Kommentierung aus der
Haftung auf ,fortgesetzte Erfiillung” (4%%:817) nach § 179 Abs. 1
Nr. 7 ZGB

108 Denkbar ist aber die Verhdngung von Geldbufen oder Haft im
Rahmen der Zwangsvollstreckung unvertretbarer Handlungen; sie-
he hierzu Nils Pelzer, Einzelne Vollstreckungsmafinahmen, in: Knut
Benjamin Pifiler, Handbuch des chinesischen Zivilprozessrechts, Tii-
bingen: Mohr Siebeck, 2018, S. 431 ff. (453).

109 § 494 ZGB fiihrt nun als einen Sachverhalt, bei dem staatlich ein
Kontrahierungszwang angeordnet werden kann, die Verhiitung und
Kontrolle von Epidemien an.
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Schadensersatzanspruch, falls die andere Partei den
Vertragsschluss verweigert.!1?

Im Recht der Allgemeinen Geschiéftsbedingungen
hat der Gesetzgeber nun eine Rechtsfolge fiir den Fall
eingefiihrt, dass der Verwender seine (bereits zuvor
in § 39 VertragsG normierten) Hinweis- und Erldu-
terungspflichten nicht erfiillt. Die andere Partei kann
dann nach § 496 Abs. 2 Satz 2 ZGB geltend machen,
dass die betreffenden Klauseln nicht Vertragsbestand-
teil geworden sind.!'! Die Kommentierung des OVG
hebt die wichtige Bedeutung der Neuregelung fiir
die Vertragsgerechtigkeit hervor, die der schwécheren
Partei einen Rechtsbehelf biete, ,damit Vertrdge tat-
sdchlich auf der autonomen Entscheidung der Parteien
begriindet werden, um die Autonomie des Willens
wirklich zu implementieren.”112

b) Wirksamkeit von Vertrigen

Die zivilrechtliche Sanktionierung von Verstofien ge-
gen Offentlich-rechtliche Pflichten kann als ein Merk-
mal der chinesischen Rechtsordnung begriffen wer-
den.!3 Insbesondere die Anordnung der Unwirksam-
keit von Vertrdgen bei der Uberschreitung des verwal-
tungsrechtlich genehmigten Geschéftsbereichs (Ultra-
vires-Vertragsabschluss'!*) oder bei Nichteinhaltung
verwaltungsrechtlicher Vorgaben (Registrierungs- und
Genehmigungspflichten) fithrte in der Vergangenheit
haufig zu unbilligen Ergebnissen.!’® Das OVG hat ver-
sucht, dem entgegenzuwirken, indem es der Partei,
die wegen der Nichtvornahme entsprechender Pflich-
ten durch die andere Partei geschéddigt wird, einen
Schadensersatzanspruch gab oder die Moglichkeit ei-
ner Ersatzvornahme vorsah.!1¢

Im Vertragsrecht kristallisierten sich diese Probleme
in § 44 Abs. 2 VertragsG, der (vereinfacht dargestellt)
vorsah, dass ein Vertrag erst nach der Durchfiih-
rung von verwaltungsrechtlichen Formalitdten wirk-
sam wird.!"” § 502 ZGB erkennt nun an, dass sich
nicht jede verwaltungsrechtliche Formalitdt auf die
Wirksamkeit von zivilrechtlichen Vertragen auswirken
muss,'!® und sieht eine von der Durchfiihrung der For-
malitdten unabhédngige Geltung von Vertragsklauseln

10 7u diesem Schluss kommt auch die OVG-Kommentierung
Schuldrecht, S. 226.

1 Bislang konnte gerichtlich die Aufhebung entsprechender Klau-
seln gemaf § 9 OVG-Interpretation VertragsG Il beantragt werden.
112 OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 8.

13 Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 100), S. 549 (,Besonderheit des chi-
nesischen Rechts, dass die verwaltungsrechtliche Intervention ins
Privatrecht allgegenwartig ist”).

114 Gjehe hierzu nun § 505 ZGB.

115 Ipgbesondere war in der Praxis offenbar umstritten, ob der noch
nicht wirksame Vertrag eine (schadensersatzbewdhrte) Pflicht zur
Durchfiihrung des Verwaltungsverfahrens begriinden konnte. Yuan-
shi Bu, a.a.O. (Fn. 100), S. 549.

16 Knut Benjamin Pifiler, Das Oberste Volksgericht interpretiert
das chinesische Vertragsgesetz im Zeichen der Finanzkrise, in:
ZChinR 2009, S. 262 ff. (273); siehe auch Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15),
S. 111.

17 Ausfiihrlich zur dogmatischen Diskussion iiber das Verstandnis
dieser Vorschrift Yuanshi Bu, a.a. O. (Fn. 100), S. 550 f.

118 Dieg gilt nach § 502 Abs. 3 ZGB auch fiir die Anderung, Uber-
tragung und die Auflésung von Vertrdgen.
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vor, die die Erfiillung von Berichts- und Genehmi-
gungspflichten betreffen. Explizit anerkannt ist auch
ein Schadensersatzanspruch bei Nichterfiillung dieser
Pflichten, § 502 Abs. 2 Satz 3 ZGB.

¢) Vertragserfiillung

Im Kapitel iiber die Vertragserfiillung ist nicht der An-
spruch auf Vertragserfiillung geregelt (dieser ergibt
sich — wie nach der Konzeption im VertragsG und et-
wa im UN-Kaufrecht —als Rechtsbehelf ausgestaltet aus
der Haftung fiir Vertragsverletzung!'®), sondern der
Inhalt des Erfiillungsanspruchs. Hier finden sich also
Vorschriften zu vertraglichen Haupt- und Nebenpflich-
ten (§ 509 ZGB'?), zur erginzenden Vertragsauslegung
(88 510, 511 ZGB) sowie zur staatlichen Vertragsiiber-
wachung (§ 534 ZGB). Verortet sind in diesem Kapitel
auflerdem Einreden des nichterfiillten Vertrags sowie
die Unsicherheitseinrede (§§ 525 bis 528 ZGB) und
die Frage der Zuléssigkeit einer vorzeitigen Erfiillung
und von Teilleistungen (§§ 530, 531 ZGB). Auch ei-
ne der dltesten Normen'?' des volksrepublikanischen
Vertragsrechts findet sich in § 532 ZGB: Hier wird die
juristische Selbstverstandlichkeit normiert, dass eine
personelle Anderung nicht von Pflichten aus Vertrdgen
mit Kérperschaften befreit, die vor der Anderung wirk-
sam worden sind.!??

Beim Vertrag zugunsten Dritter nach § 522 ZGB wur-
de der Dritte nunmehr mit einem eigenen Anspruch
gegen den Schuldner ausgestattet.!?

Neu hinzugekommen sind Regelungen zur Wahl-
schuld (8§ 515, 516 ZGB), zur Mehrheit von Glaubigern
und Schuldnern,'* zur ersatzweisen Erfiillung durch
einen Dritten (§ 524 ZGB) sowie zur Erfiilllung bei
Vertrdagen im elektronischen Geschéftsverkehr (§ 512
ZGB). Fiir den elektronischen Geschéftsverkehr gere-
gelt ist der Zeitpunkt der Erfiillung sowie die fiir die-

119 Siehe hierzu unten unter B1I. 1. g).

120 Neu ist dort (im Vergleich zu § 60 VertragsG) der Abs. 3 mit der
vertraglichen Nebenpflicht zur Vermeidung der Verschwendung von
Ressourcen und der Zerstorung der Umwelt bei der Vertragserfiil-
lung, die als Nachwirkung von Schuldverhéltnissen mit der Pflicht
zum Recycling gebrauchter Sachen in § 558 ZGB und im Kaufrecht
in § 625 ZGB mit einer Recyclingpflicht des Verkdufers konkretisiert
wird.

121 Sie findet sich bereits in einer Vertragsvorschrift aus dem Jahr
1950 (§ 5 Vorldufige Methode fiir Vertragsschliisse von Behorden,
Staatsunternehmen und Kooperativen [l EE . & fE+k
174 [\ L) 17 %] vom 27.9.1950, chinesisch abrufbar unter
<lawinfochina.com> [Jt K /4 9 S f]/ <pkulaw.cn> [db k2 =],
CLIL.4.159965), siehe Frank Miinzel, Chinas Recht, 15.3.99/1 (Anm. 12
der Ubersetzung zum VertragsG).

122 Frank Miinzel, a.a. O. (Fn. 121) bemerkte zum wortgleichen § 76
VertragsG: ,Dass man es immer noch fiir erforderlich hilt, diese
Selbstverstandlichkeit auszusprechen, zeigt, wie wenig noch der Ge-
danke der juristischen Person Wurzeln gefasst hat, oder umgekehrt,
wie sehr Rechtsbeziehungen hinter personlichen Beziehungen zu-
riicktreten.”

123 Ob ein solcher echter Vertrag zugunsten Dritter gemaf § 64 Ver-
tragsG zuldssig war, war zumindest umstritten, siehe Knut Benjamin
Pifiler, a.a. O. (Fn. 116), 266 f.

124 Gjehe oben unter B. II. 1.
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se Geschiftsform typischen Erfiillungsformen durch
Online-Ubertragung (also etwa durch Downloads).!?

Die neue Regelung zur Stérung der Geschéftsgrund-
lage in § 533 ZGB wurde mit einigen Anderungen im
Detail aus der OVG-Interpretation VertragsG II iiber-
nommen.!?

d) Sicherung von Vertrigen

In den §§ 535 bis 542 ZGB werden das Subrogati-
onsrecht und die Glaubigeranfechtung als Sicherungs-
mafinahmen zusammengefasst. Es handelt sich dabei
um Rechtsinstitute, an denen jeweils zumindest ein
Gldubiger, ein Schuldner und ein Dritter beteiligt ist:
Beim Subrogationsrecht macht der Glaubiger eine For-
derung geltend, die sein Schuldner gegeniiber dem
Dritten hat. Bei der Gldubigeranfechtung geht der
Glaubiger gegen ein Rechtsgeschift vor, das zwischen
seinem Schuldner und dem Dritten stattgefunden hat.
Die Vorschriften beruhen auf den §§ 73 bis 75 Ver-
tragsG, wurden aber durch Regelungen aus verschie-
denen justiziellen Interpretationen des OVG ergénzt.'?”
Das Subrogationsrecht ist ein nach dem franzdsischen
Vorbild der action directe eingefiithrtes Rechtsinstitut,
das aus rechtsvergleichender Sicht in Deutschland mit
dem Pfindungs- und Uberweisungsbeschluss ein zi-
vilprozessuales Aquivalent hat.!'?® Anders als die Re-
gelungen im VertragsG sieht das ZGB vor, dass das
Subrogationsrecht auch dann ausgeiibt werden kann,
wenn die Forderung des Gldubigers noch nicht fallig ist
(§536 ZGB).'? Aulerdem wurden die Rechtsfolgen der
Ausiibung des Subrogationsrechts in § 537 ZGB nor-
miert.!

Die Gldubigeranfechtung regelt in den §§ 538 bis 542
ZGB die Anfechtung von Vermogensverschiebungen
eines Schuldners aufSerhalb des Insolvenzverfahrens,
die in Deutschland im Anfechtungsgesetz naher ausge-
staltet ist. Das ZGB hat die Tatbestdnde einer gldubiger-
schdadigenden Vermogensverschiebung im Vergleich
zum VertragsG erweitert:'*! Angefiihrt werden nun der
Verzicht auf Forderungen oder Sicherheiten sowie die
unentgeltliche Ubertragung von Vermogen (§ 538 1.

125 Auch diese Vorschrift wurde fast unverindert aus dem E-

Commerce-Gesetz (dort § 51) tibernommen.

126 Knut Benjamin Pifler, a.a.O. (Fn. 116), S. 269 f. Siehe auch
Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15), S. 121 (Bu stellt die Stérung der Ge-
schiftsgrundlage wie das Rechtsinstitut der hoheren Gewalt als
Ausnahmetatbestand zur Haftung fiir Vertragsverletzung [siehe un-
ten unter B. II. 1. g)] dar; es ist fraglich, ob dies nach der Systematik
des ZGB noch richtig ist).

127 Einen guten Uberblick bietet Yuanshi Bu, a. a. O. (Fn. 15),S. 113 ff.
128 Ausfiihrlich hierzu Knut Benjamin Pifiler, Das Prinzip der relati-
ven Wirkung von Parteivereinbarungen und dessen Durchbrechung
- Die franzdosische ,, Action directe” im chinesischen Vertragsgesetz,
in: Zeitschrift fiir Vergleichende Rechtswissenschaften 2007, S. 67 ff.
129 Allerdings kann der Glaubiger in diesem Fall nicht fordern, dass
der Dritte seine Verbindlichkeit ihm gegentiber erfiillt. Insofern ist
eine Ahnlichkeit mit der action oblique festzustellen.

130 Hierzu gab es zuvor eine Regelung in § 20 Abs. 1 OVG-
Interpretation VertragsG 1.

181 Zur bisherigen Rechtslage siehe den Uberblick bei Yuanshi Bu,
a.a. 0. (Fn. 15),S. 116 f. Ausfiihrlicher zu den einzelnen Tatbestianden
Knut Benjamin Pifiler, Glaubigeranfechtung in China, Tiibingen: Mohr
Siebeck 2008, S. 59 ff.

Alt. ZGB), die boswillige Verlangerung von Erfiillungs-
fristen falliger Forderungen (§ 538 2. Alt. ZGB) und
in § 539 ZGB die Ubertragung zu einem unverniinfti-
gen Preis sowie das Stellen von Sicherheiten fiir Dritte.
Wie beim Subrogationsrecht wurde auch die Rechtsfol-
ge der Gldubigeranfechtung im Gesetz normiert, § 542
ZGB.

e) Abtretung von Forderungen und Ubernahme
von Verbindlichkeiten (Anderung und Ubertra-
gung von Vertrigen)

Im Hinblick auf die Abtretung von Forderungen be-
stand bislang eine gewisse Rechtsunsicherheit, da § 91
AGZR jede Abtretung untersagt, die mit dem Zweck
der Gewinnerzielung erfolgt, und zwingend das Ein-
verstdndnis des Schuldners verlangte. Nach dem Ver-
tragsG, das die AGZR nicht aufler Kraft setzte, war
hingegen nur noch eine Abtretungsanzeige erforder-
lich, deren Fehlen aufiferdem nur dazu fiihrte, dass
die Abtretung gegeniiber dem Schuldner keine Wir-
kung entfaltet.!®? Eine Abtretung konnte aber durch
eine entsprechende Parteivereinbarung ausgeschlossen
werden.!??

Das ZGB erleichtert nun die Abtretung von Forde-
rungen. Zwar wird weiterhin eine Anzeige gefordert,
damit die Abtretung gegentiber dem Schuldner wirkt,
§ 546 Abs. 1 ZGB. Bei monetdren Forderungen hat
ein vertraglicher Ausschluss der Abtretung gegeniiber
Dritten jedoch keine Wirkung; bei nicht monetdren For-
derungen wirkt der Ausschluss nur nicht gegeniiber
gutgldaubigen Dritten, § 545 Abs. 2 ZGB. Dies ist so
zu verstehen, dass der Zessionar trotz des vereinbar-
ten Abtretungsausschlusses die monetdre Forderung
erwirbt, bei der nicht monetédren Forderung, soweit der
Zessionar gutglaubig ist.!3

Mit der Abtretung der Forderung gehen auch die
auf die Forderung bezogenen Nebenrechte tiber, § 547
Abs. 1 ZGB. Neu eingefiigt wurde, dass diese Neben-
rechte auch dann auf den Zessionar iibergehen, wenn
die Ubertragung dieser Rechte nicht eingetragen oder
. Besitz nicht tibertragen” wird. Nebenrechte umfassen
nach der OVG-Kommentierung Sicherungsrechte, aber
auch das kaufrechtliche Gewéhrleistungsrecht.!®

132 Naheres bei Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15),S. 117 f.

133 §79 Nr. 2 VertragsG.

134 Die OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 10, erklart diese
Neuregelung in praktischer Hinsicht damit, dass so eine solide
Grundlage fiir die Entwicklung neuer Geschéftsfelder wie Factoring
geschaffen werde. Dogmatisch begriindet die OVG-Kommentierung
Schuldrecht, S. 563, diese damit, dass Parteivereinbarungen grund-
satzlich nur zwischen den Parteien wirken. Eine Ausnahme sei
bei nicht monetdren Forderungen zu machen, wenn der Dritte im
Hinblick auf den Ausschluss der Abtretung bosglaubig sei. Bei mone-
téaren Forderungen ergebe sich aus der hohen Verkehrsfahigkeit und
dem (in Bezug auf Bargeld entwickelten) Prinzip der , Ubereinstim-
mung von Besitzer und Eigentiimer” [ /545 5 5 —%K], dass es auf
die Gutgldubigkeit des Zessionars nicht ankomme.

135 OVG-Kommentierung, S. 568 f. Der dort geschilderte Fall be-
inhaltet allerdings keine Forderungsabtretung, sondern einen Immo-
bilienkaufvertrag.
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Neben der Schuldiibernahme!® sieht das ZGB nun
auBlerdem den Schuldbeitritt in § 552 vor, der als
Vertrag zwischen dem Schuldner und dem Dritten ge-
regelt ist. Es handelt sich insofern um einen Sonderfall
des echten Vertrags zugunsten Dritter mit dem Inhalt
der bestehenden Schuld.'®” Der Gldubiger wird davor
geschiitzt, dass ihm gegen seinen Willen ein Rechts-
erwerb aufgezwungen wird, indem er den Beitritt des
Dritten zurtickweisen kann. Der Beitretende wird zwar
Gesamtschuldner, haftet aber nur in dem Umfang, in
dem er die Verbindlichkeit des Schuldners tragen will.
Ob die Regelungen iiber Einwendungen und Neben-
pflichten der §§ 553, 554 ZGB (die nach dem Wortlaut
nur die Schuldiibernahme betreffen'®®) auch auf den
Schuldbeitritt anwendbar sind, muss sich noch zeigen.

f) Erloschen von Schuldverhiltnissen (Beendi-
gung der Rechte und Pflichten aus Vertriagen)

Die §§ 557 bis 576 ZGB regeln (dhnlich wie die §§ 362 ff.
BGB) das Erloschen von Schuldverhiltnissen, wobei
das betreffende Kapitel wie zuvor schon im Vertrags-
gesetz mit dem Titel ,Beendigung der Rechte und
Pflichten aus Vertrdagen” {iberschrieben ist. Bereits im
ersten Paragrafen, der die verschiedenen Tatbestdnde
des Erloschens anfiihrt, wurde jedoch die vertrags-
rechtliche Terminologie ausgetauscht, sodass dort nun
davon die Rede ist, dass , Forderungen und Verbind-
lichkeiten [...] beendet” sind. Bei der Auflésung von
Vertragen, die (insofern abweichend vom deutschen
Recht mit seiner Unterscheidung zwischen Riicktritt
und Kiindigung) einen Tatbestand der Beendigung bil-
det, konnte hingegen die alte Terminologie beibehalten
werden (§ 557 Abs. 2 ZGB). Ansonsten finden sich
hier die bekannten!® Erléschenstatbestdnde der Erfiil-
lung (mit einer neuen Regelung zur Anrechnung der
Leistung auf mehrere Forderungen in § 560 ZGB), Auf-
rechnung, Hinterlegung und des Erlasses. Der Erlass
ist als einseitiges Rechtsgeschift ausgestaltet, dem der
Schuldner zwar weiterhin nicht zustimmen muss,'*?
den er nunmehr aber nach § 575 ZGB innerhalb einer
,angemessenen Frist” ablehnen kann.'4!

Die meisten Paragrafen dieses Abschnitts widmen
sich jedoch der Vertragsauflosung (§§ 562 bis 567 ZGB).
Bei der einseitigen Vertragsauflosung wurde eine Mog-

136 § 551 ZGB, zuvor: § 84 VertragsG.

137 Ein Schuldbeitritt durch einen Vertrag zwischen dem Glaubiger
und dem Dritten ist nicht im Gesetz vorgesehen, sodass die Zuldssig-
keit eines solchen Vertrags fraglich ist. Denkbar ist, dass Gerichte in
einem solchen Fall die Regelungen tiber die Biirgschaft anwenden.
138 In diesem Zusammenhang ist erwdhnenswert, dass § 553
2. Halbsatz ZGB nunmehr die Aufrechnung mit einer Forderung des
Schuldners ausschlief3t.

139 Allein die Konfusion (§ 576 ZGB, zuvor: § 106 VertragsG) ist
in Deutschland nicht explizit geregelt; sie gilt aber als selbstver-
standlich, weil ein Schuldverhaltnis voraussetzt, dass Glaubiger und
Schuldner verschiedene Personen sind.

140 Zum Problem des Erlasses nach § 105 VertragsG, der kein
Zustimmungserfordernis des Schuldners vorsah, bereits Bing Ling,
Contract Law in China, Hong Kong: Sweet & Maxwell Asia, 2002,
S. 375 ff.

141 Die OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 702 f. spricht insofern
von einer ,modifizierten Form eines einseitigen Rechtsgeschéfts” (&
TERI B 547 A4 nach dem Vorbild des italienischen codice civile.
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lichkeit eingefiihrt, Dauerschuldverhilinisse jederzeit
aufzuldsen, soweit dies der anderen Partei im Voraus
mit angemessener Frist mitgeteilt wird, § 563 Abs. 2
ZGB."*2 Auflerdem sieht § 565 Abs. 1 Satz 2 ZGB nun
vor, dass der anderen Partei eine Erfiillungsfrist ge-
setzt wird, bei deren Ablauf der Vertrag automatisch
aufgelost ist. Beide Parteien konnen gerichtlich oder
schiedsgerichtlich die Wirksamkeit der Vertragsauflo-
sung feststellen lassen.!*® Neu ist auch, dass die Ver-
tragsauflosung auch direkt durch Klageerhebung oder
Beantragung eines Schiedsverfahrens geltend gemacht
werden kann (aber nicht muss'#), § 565 Abs. 2 ZGB.
Zu den Rechtsfolgen der Vertragsauflosung enthalten
schliefSlich § 566 Abs. 2 und 3 ZGB neue Regelungen
im Hinblick auf die Geltendmachung von Anspriichen
aus Vertragsverletzung und die Wirkung der Aufls-
sung des Hauptvertrags auf Sicherheiten.%

g) Rechtsbehelfe (Haftung fiir Vertragsverlet-
zung)

Wie bereits erwdhnt, erfolgt die staatliche Durchset-
zung zivilrechtlicher Verbindlichkeiten der Parteien
nach der Konzeption des chinesischen Rechts mit dem
Rechtsbehelf der Haftung.!4¢ Gerichtlich (oder schieds-
gerichtlich) geltend gemacht wird daher nicht eine
schuldrechtliche Forderung in Form eines Anspruchs,
sondern die Rechtsbehelfe aus Haftung fiir Vertrags-
verletzung aus den §§ 577 ff. ZGB.!¥ Hieraus ergibt
sich einerseits, dass in China nicht zwischen einem
auf Leistung gerichteten Primédranspruch und einem
Sekundéaranspruch auf Schadensersatz unterschieden
wird. Andererseits macht die Konstruktion auch deut-
lich, dass materiell-rechtliche Anspriiche und die pro-
zessuale Durchsetzung dieser Anspriiche nicht klar
getrennt werden (was sich auch am Rechtsinstitut der
elektiven Konkurrenz in § 186 ZGB ablesen lasst).

Vor diesem Hintergrund erhellt sich, warum im
Kapitel zur Haftung fiir Vertragsverletzung auch Re-
gelungen enthalten sind, die (zumindest aus deut-

142 Diese Regelung erginzt damit die Tatbestinde einer auBer-

ordentlichen Vertragsauflosung der bei den typischen Vertrigen
des ZGB geregelten Dauerschuldverhiltnisse um den Tatbestand
einer ordentlichen Vertragsauflosung, siche OVG-Kommentierung
Schuldrecht, S. 644 f. Im Einzelfall bedarf es freilich noch einer Kli-
rung des Verhiltnisses zwischen den besonderen Regelungen im BT
und dieser allgemeinen Regelung in § 563 Abs. 2 ZGB.

143 8565 Abs. 1 Satz 3 ZGB. Nach § 96 Abs. 1 Satz 3 VertragsG konn-
te hingegen nur die Partei, die Einwénde gegen die Auflésung hat,
deren Wirksambkeit feststellen lassen.

144 Taut OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 653, folgt die Ver-
tragsauflosung damit dem Konzept des Riicktritts vom Vertrag nach
§ 349 BGB als Gestaltungsrecht, das (anders als etwa in Frankreich)
durch Erklarung der riicktrittsberechtigten Partei ausgetibt wird.

145 Der Sicherungsnehmer haftet demnach trotz Auflosung des
Hauptvertrags, was die OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 664 £.,
damit begriindet, dass der Grundsatz der Akzessorietdt in diesem
Fall nicht greife, da der aufgeloste Hauptvertrag nicht mit einem un-
wirksamen Vertrag gleichzusetzen sei.

146 Siehe hierzu etwa die Ausfilhrungen in der OVG-
Kommentierung Schuldrecht, S. 713 f., zur Unterscheidung von
Verbindlichkeit ({34%) und Haftung (5¢1%).

147 Zu den einzelnen Rechtsbehelfen (specific performance, Abhilfe-
mafinahmen und Schadensersatz) nach dem VertragsG siehe etwa
Yuanshi Bu, a.a. O. (Fn. 15), S. 119 ff.
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scher Sicht) Fragen der Verpflichung zur Leistung
des allgemeinen Schuldrechts betreffen, wie etwa den
Ausschluss der Leistungspflicht wegen Unmoglichkeit
(§ 580 ZGB mit einer Sonderregelung fiir Geldschulden
in § 579), das Mitverschulden (§ 592 ZGB'*®) und den
erstmals im volksrepublikanischen Recht normierten
Annahmeverzug (§ 589 ZGB)!*°. Funktional als zivil-
prozessuale Mafinahme der Zwangsvollstreckung zu
werten ist das ebenfalls neue Rechtsinstitut der Er-
satzvornahme bei vertretbaren Handlungen in § 581
ZGB.1%

Im Ubrigen sind nur kleinere Anderungen bei den
in dieses Kapitel aus dem VertragsG iibernommenen
Vorschriften iiber die Vertragsstrafe (§ 585 ZGB!*!), das
Festgeld (§§ 586 bis 588 ZGB) und die hohere Gewalt
(§ 590 ZGB'??) festzustellen.

2. BT

Im Besonderen Teil des Schuldrechts regelt das ZGB 19
typische Vertrdge. Neben den aus dem VertragsG tiber-
nommenen Vertragstypen wurden drei neue Schuld-
verhiltnisse normiert: der Factoringvertrag (§§ 761 bis
769 ZGB), der Immobiliendienstevertrag (§§ 937 bis 950
ZGB'?) und der Partnerschaftsvertrag (§§ 967 bis 978
ZGB™). AuBlerdem wurde der bislang im Sicherheiten-
gesetz geregelte Biirgschaftsvertrag in die §§ 681 bis 702
ZGB aufgenommen.!® Im Schenkungsvertrag (§§ 657

148 Im Vergleich zur Vorgéngervorschrift in § 120 VertragsG wurde

in § 592 ZGB ein neuer Abs. 2 eingefiigt, der auf der Basis einer jus-
tiziellen Interpretation des OVG zum Kaufrecht eine Minderung des
Schadensersatzanspruchs fiir den Fall vorsieht, dass beim Beschadig-
ten ein Verschulden vorliegt.

149 Hierbei wurde offenbar auf den Annahmeverzug im deut-
schen und im internationalen Einheitsrecht (einschliefllich des
Draft Common Frame of Reference) Bezug genommen, sieche OVG-
Kommentierung Schuldrecht, S. 808 ff.

150 g 581 ZGB steht damit neben § 252 ZPG, wo das Rechtsinsti-
tut ebenfalls normiert ist. Unklar ist, was sich der Gesetzgeber davon
verspricht, dieses prozessuale Rechtsinstitut auch materiell-rechtlich
zu regeln. Bei den Entwurfsarbeiten war die Aufnahme umstritten,
siehe OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 745.

151 Zur Vertragsstrafe nach § 114 VertragsG siehe Han Shiyuan/Knut
Benjamin Pifiler, Materielle Gestaltungsmacht in der Rechtsdurchset-
zung in der Volksrepublik China. Aufrechnung und Vertragsstrafen,
in: Martin Gebauer/Stefan Huber (Hrsg.), Rechtsdurchsetzung durch
Vertragsstrafe und Aufrechnung, Tiibingen: Mohr Siebeck 2018,
S. 67 ff.

152 Die Definition hoherer Gewalt (ehemals § 117 Abs. 2 VertragsG)
findet sich nun im AT (§ 180 Abs. 2 ZGB).

153 Es handelt sich um einen Verwaltervertrag, der zur Verwaltung
von Wohnungseigentum abgeschlossen wird. Bislang war dieser Ver-
trag in einer Verwaltungsverordnung des Staatsrates geregelt. Siehe
Knut Benjamin Pifiler, a.a. O. (Fn. 40), S. 51 £.

154 Giehe hierzu Knut Benjamin Pifiler, Der Partnerschaftsvertrag im
Entwurf des chinesischen Zivilgesetzbuches: Vollendung des un-
vollstandigen Mosaiks des Personengesellschaftsrechts?, in: Stefan
Grundmann/ Hanno Merkt/ Peter O. Miilbert (Hrsg.), Festschrift fiir
Klaus J. Hopt zum 80. Geburtstag am 24. August 2020, Berlin: De
Gruyter 2020, 923 ff.

155 Eine wesentliche Anderung im Biirgschaftsrecht ist, dass nach
§ 686 Abs. 2 ZGB die Biirgschaft mit der Einrede der Vorausklage als
Regelfall normiert wurde, wahrend eine selbstschuldnerische Biirg-
schaft (missverstandlich im Chinesischen als , gesamtschuldnerische
Biirgschaft” [# 7 3L {#1IF ] bezeichnet) einer expliziten Parteiverein-
barung bedarf. Gemaf § 19 Sicherheitengesetz war ohne eine solche
Parteivereinbarung von einer selbstschuldnerischen Biirgschaft aus-
zugehen.

bis 666 ZGB), Finanzierungsleasingvertrag (§§ 735 bis
760 ZGB), Bauleistungsvertrag (§§ 788 bis 808 ZGB)
und Technologievertrag (§§ 843 bis 887 ZGB) wurden
laut OVG-Kommentierung justizielle Interpretationen,
,die sich in der Praxis als effektiv erwiesen haben, zu

gesetzlichen Bestimmungen aufgewertet”.

Im Darlehensvertrag (§§ 667 bis 680 ZGB) wurde
ein allgemeines Verbot hochverzinster Darlehen nor-
miert.'”” Zugleich ist die Zinsbindung bei Darlehen, die
von Finanzinstitutionen vergeben werden,'® nicht in
das ZGB iibernommen worden.!

Etwas néher betrachtet werden sollen im Folgenden
die Anderungen im Kauf- und Mietrecht sowie beim
Personenbeforderungsvertrag. Abschlieffend wird ein
Schlaglicht auf das neu eingefiigte (dritte) Teilbuch zu
den Quasi-Vertragen geworfen.

a) Kaufvertrag

Beim Kaufvertrag spiegelt sich wider, dass § 51 Ver-
tragsG (zur Verfligung eines Nichtberechtigten) nicht
in das ZGB aufgenommen worden ist:!®° § 597 ZGB
bestimmt, dass der Kdufer den Vertrag auflésen und
gegen den Verkdufer wegen Vertragsverletzung vor-
gehen kann, wenn Eigentum am Vertragsgegenstand
nicht iibertragen werden kann, weil der Verkdufer nicht
verfligungsberechtigt ist. Mit anderen Worten: Der
Kaufvertrag ist trotz fehlender Verfligungsbefugnis des
Verkédufers wirksam. Die Vorgéngervorschrift des § 132
VertragsG, die nach ihrem Wortlaut verlangte, dass der
Gegenstand des Verkaufs dem Verkdufer gehdren muss
oder der Verkdufer berechtigt sein muss, dariiber zu
verfiigen, war dahingehend verstanden worden, dass
der Kaufvertrag anderenfalls unwirksam ist.!'! Das
OVG hatte bereits in der OVG-Interpretation Kaufrecht
klargestellt, dass eine mangelnde Verfiigungsbefugnis
nicht zur Unwirksamkeit des Kaufvertrags fiihrt.!®?
Hier zeigt sich also die sachenrechtliche Regelung der
Eigentumsiibertragung im Gewand des Schuldrechts,

1% OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 14. Welche Regelungen
dies im Einzelnen sind, bedarf freilich einer weiteren Untersuchung.
157§ 680 Abs. 1 ZGB. Als Obergrenzen fiir zuldssige Zinssitze hat
das OVG in seiner revidierten OVG-Interpretation Darlehen (vom
29.12.2020, chinesisch-englisch abrufbar unter: <lawinfochina.com>
[He KIS R ]/ <pkulaw.cn> [Jb ki 5] CLL3.349754) das Vier-
fache des Referenzzinssatzes (T 4k ft #| &, wortlich: der auf dem
Markt notierte Zinssatz) fiir Darlehen mit einjdhriger Laufzeit festge-
legt.

158 §204 VertragsG.

159 Laut einem am 16.10.2020 verdffentlichten Entwurf einer Neu-
fassung des chinesischen Geschéftsbankgesetzes (dort § 55 Abs. 1)
konnte die Bestimmung des Darlehenszinssatzes zukiinftig autonom
zwischen Geschiftsbanken und Kunden ausgehandelt werden, wo-
bei Geschiftsbanken auch nach der Neufassung , Bestimmungen der
Chinesischen Volksbank” befolgen miissten. Der Entwurf ist abruf-
bar unter: <lawinfochina.com> [Jb %853 W]/ <pkulaw.cn> [
K5, CLLDL.15051.

160 Sjehe oben unter B. 1. 1.

161 OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 862, fithrt das Problem
der bisherigen Regelungen darauf zuriick, dass diese nicht zwischen
der Wirksamkeit des Vertrags und der Verfiigung iber den Vertrags-
gegenstand getrennt hétten.

162" § 3 OVG-Interpretation Kaufrecht. Diese Regelung wurde dem-
entsprechend nicht in die revidierte Fassung dieser Interpretation
(Fn. 106) tibernommen.
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dass zwischen schuldrechtlichen und dinglichen Wir-
kungen (des Kaufvertrags) unterschieden wird, ohne
dass neben dem Verpflichtungsvertrag eine dingliche
Einigung (wohl aber ein Realakt bzw. eine Eintragung)
verlangt wird: Die Unméglichkeit'®® des Eintritts der
Rechtsénderung mangels Verfiigungsbefugnis des Ver-
kédufers fiihrt nicht dazu, dass der Kaufvertrag ohne
Wirkung bleibt.!64

Die zweite wesentliche Neuerung im Kaufrecht sind
ausfiihrlichere Regeln zum Eigentumsvorbehalt (§§ 641
bis 643 ZGB), der im VertragsG noch in einer einzi-
gen Vorschrift (§ 134) normiert war.'® Teilweise beru-
hen die neuen Regelungen auf der OVG-Interpretation
Kaufrecht.'®® Ganzlich neu ist jedoch, dass § 641 Abs. 2
ZGB die Moglichkeit vorsieht, den Eigentumsvorbehalt
einzutragen.!”” Zugleich wird dort normiert, dass der
Verkdufer einem gutglaubigen Dritten nur den einge-
tragenen Eigentumsvorbehalt entgegenhalten kann.!®®
Der Eigentumserwerb durch einen spéteren Zweitkdu-
fer ist somit ausgeschlossen, selbst wenn dieser keine
Kenntnis von dem eingetragenen Eigentumsvorbehalt
hatte. Auflerdem legt nun § 642 ZGB Voraussetzungen
fest, bei deren Vorliegen der Verkdufer den unter FEi-
gentumsvorbehalt verkauften Gegenstand herausver-
langen kann.'®” Gibt der Kaufer den Kaufgegenstand
heraus, kann er ihn wieder auslosen, wenn er die
Griinde fiir die Zurticknahme innerhalb einer von den
Parteien vereinbarten oder vom Verkédufer bestimm-
ten angemessenen Frist beseitigt; 16st der Kaufer den

163 Die OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 859, vergleicht die
Regelung des § 132 VertragsG mit § 306 BGB in der Fassung vor
der Schuldrechtsmodernisierung und fiithrt an anderer Stelle (S. 863)
irrttimlich an, dass diese Bestimmung Ausdruck dafiir sei, dass
Deutschland dem Abstraktionsprinzip (J¢ K P£#E£) folge.

164 Die OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 859, driickt dies da-
hingehend aus, dass die Trennung zwischen dem Verpflichtungs-
und Verfiigungsgeschift (bzw. wortlich: der ,Verpflichtungshand-
lung” und der ,Verfiigungshandlung”) bedeute, dass das Verfii-
gungsgeschift die Verfiigungsbefugnis des Verfiigenden vorausset-
ze, wahrend das Verpflichtungsgeschéft keine Verfiigungsbefugnis
des Verpflichteten voraussetze.

165 Zur bisherigen Rechtslage siehe Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15),
S. 167 f.

166 §§ 35, 37 OVG-Interpretation Kaufrecht. Diese Regelungen wur-
den dementsprechend nicht in die revidierte Fassung dieser Interpre-
tation (Fn. 106) tibernommen. § 34 OVG-Interpretation Kaufrecht, der
eine Anwendung des Eigentumsvorbehalts auf unbewegliche Sachen
ausschloss, wurde hingegen vom Gesetzgeber nicht iibernommen
und findet sich nun in § 25 der revidierten OVG-Interpretation Kauf-
recht.

167 Die OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 13, spricht insofern
von einer ,Verdinglichung der Sicherungswirkung” [#H{#%% J14#%
{t]. Der Eigentumsvorbehalt ist seit dem 1.1.2021 landesweit ein-
heitlich beim Kredit-Referenzzentrum (fif.{g ' .0») der Chinesischen
Zentralbank einzutragen, sieche Fn. 84.

168 Dies ist die Formulierung, die auch bei anderen dinglichen Si-
cherungsrechten (etwa bei der Hypothek in § 403 ZGB) verwendet
wird. Zu dieser , Drittwirkung” dinglicher Rechte siehe Yuanshi Bu,
a.a.0. (Fn. 15), S. 156 f.

169 Zahlt der Kaufer nicht vereinbarungsgemaf den Kaufpreis,
muss ihm der Verkdufer zundchst eine Frist setzen. Diese Fristset-
zung war nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 OVG-Interpretation Kaufrecht nicht
erforderlich. Allerdings bestand gemifi § 36 OVG-Interpretation
Kaufrecht kein Herausgabeanspruch des Verkdufers, wenn der Kau-
fer bereits 75 % des Kaufpreises gezahlt hat. Diese Regelung wurde
in § 26 der revidierten OVG-Interpretation Kaufrecht (Fn. 106) tiber-
nommen.

98

Gegenstand nicht fristgemaf} aus, kann der Verkaufer
ihn an einen Dritten verkaufen, § 643 ZGB. Verwei-
gert der Kédufer hingegen die Herausgabe, kann der
Verkdufer den Kaufgegenstand nach dem Verfahren
der Befriedigung aus dinglichen Sicherheiten verwer-
ten.1”? Eine weitere Anderung im Kaufrecht betrifft die
Untersuchungs- und Riigepflicht des Kéufers in den
§§ 620 ff. ZGB'!, die man in Deutschland aus dem
beiderseitigen Handelskauf (§ 377 HGB) und aus dem
internationalen Warenkauf (Art. 38 ff. CISG) kennt. Der
chinesische Gesetzgeber hat diese Pflicht offenbar auch
vor dem Hintergrund iiberarbeitet, dass diese gera-
de fiir Verbraucher unangemessen erscheint.!”? Dabei
folgt er auch hier Vorgaben der OVG-Interpretation
Kaufrecht!”?: Einerseits gilt eine von den Parteien ver-
einbarte Untersuchungsfrist nach § 622 Abs. 1 ZGB
im Zweifel nur fiir Riigen offener Méngel der Kauf-
sache.l”* Andererseits normiert § 623 ZGB eine wi-
derlegbare Vermutung, dass der Kdufer bereits eine
Untersuchung im Hinblick auf die Menge und offene
Mingel durchgefiihrt hat, wenn er bestimmte Doku-
mente wie etwa einen Lieferschein unterschrieben hat,
aus dem sich die Menge, der Typ und die Spezifikation
des Vertragsgegenstands ergibt.!”>

Wie das deutsche BGB'® unterscheidet das chine-
sische Kaufrecht den Kauf nach Probe (,,Kauf nach
Muster”, §§ 635, 636 ZGB) und den Kauf auf Probe
(8§ 637 ff. ZGB). Offenbar spielt der Kauf auf Probe
— der als aufschiebend bedingter Kaufvertrag ausge-
staltet ist!”” — in der Praxis eine gewisse Rolle in China,
da der Gesetzgeber zu diesem Rechtsinstitut drei Neue-
rungen eingefiihrt hat: Die Billigung des Kaufs tritt nun
auch dann ein, wenn der Kaufer wihrend der Probe-
zeit einen Teil des Kaufpreises gezahlt oder im Hinblick
auf den Vertragsgegenstand bestimmte Handlungen
wie den Verkauf, die Vermietung oder die Bestellung
dinglicher Sicherheiten vorgenommen hat, § 638 Abs. 2
ZGB. Aufierdem ist der Verkdufer nach § 639 ZGB
grundsitzlich nicht berechtigt, vom Kéaufer eine Ge-
brauchsgebiihr zu verlangen. Gemafs § 640 ZGB tragt
der Verkdufer wahrend der Probezeit die Gefahr des

170§ 642 Abs. 2 ZGB. Die OVG-Kommentierung Schuldrecht,
S. 1103, verweist insofern auf das in den §§ 196, 197 Zivilprozessge-
setz vorgesehene Verfahren zur Verwertung dinglicher Sicherheiten
durch Versteigerung oder freihdandigen Verkauf des Sicherungsver-
mogens.

171 Zur Untersuchungs- und Riigefrist nach der bisherigen Rechts-
lage siehe Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15), S. 127 f.

172" Zu den Vorgangervorschriften siehe die §§ 157, 158 VertragsG.
173 8§ 15 ff. OVG-Interpretation Kaufrecht. Die §§ 15, 16, 18 OVG-
Interpretation Kaufrecht wurden dementsprechend nicht in die
revidierte Fassung dieser Interpretation (Fn. 106) tibernommen.

174 AuBerdem diirfen diese vereinbarten Fristen nicht kiirzer sein
als in Gesetzen oder Verwaltungsrechtsnormen vorgesehene Fristen,
§ 622 Abs. 2 ZGB.

175 Neu geregelt ist gemaf § 624 ZGB schliefllich, welcher Untersu-
chungsstandard bei einer Ubergabe des Vertragsgegenstands an eine
andere Person als den Kéufer gilt.

176 g8 454, 455 BGB. Der Kauf nach Probe war vor der Schuldrechts-
modernisierung in § 494 BGB geregelt.

177" Dies ergibt sich aus der neu eingefiihrten Regelung zum Gefahr-
iibergang, siehe dazu sogleich im Text.
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Untergangs und der Verschlechterung des Vertragsge-
genstands.

b) Mietvertrag

Neben dem Kaufvertrag hat der Gesetzgeber einen
weiteren Schwerpunkt auf die Anderung des Miet-
rechts gelegt. Der Kommentierung des OVG zufolge
dienen die Anderungen der ,Implementierung der Re-
formanforderungen des ZK zum Aufbau eines Systems
gleicher Rechte beim Kauf und der Miete von Wohn-
raum, um Interessen der Mieter besser zu schiitzen”.1”8
Dies erscheint zunéchst schliissig, da das chinesische
Mietrecht nur wenige Schutzvorschriften zugunsten
des Mieters enthilt.!”” Ein genauerer Blick zeigt in-
des ein gemischtes Bild: Mietern wie auch Vermietern
diirfte entgegenkommen, dass die Nichteintragung ei-
nes Mietvertrags nach § 706 ZGB keinen Einfluss mehr
auf dessen Wirksamkeit hat.!®0 Zweifelhaft ist hin-
gegen, ob die Uberarbeitung des Vorkaufsrechts des
Mieters, das in den § 726 ff. ZGB geregelt ist, tatsdch-
lich die Rechte des Mieters gestarkt hat. Insbesondere
die neu eingefiigten Ausnahmen fiir ein Vorkaufsrecht
des Mieters!®! diirften dessen Position eher schwichen.
Fiir den Mieter vorteilhaft konnte sich auswirken, dass
er nun nach Ablauf der Mietfrist ein Vorrecht geniefst,
die Mietsache (Wohnraum) zu gleichen Bedingungen
zu mieten, § 734 Abs. 2 ZGB. Allerdings ist laut OVG-
Kommentierung unklar, um welche Art eines Rechts
des Mieters es sich handelt sowie unter welchen Vor-
aussetzungen und in welcher Form es ausgeiibt werden
kann.!82 Weitgehend unverdndert geblieben ist hinge-
gen der bereits im VertragsG vorgesehene Grundsatz,
dass sich ein Eigentumswechsel nicht auf bestehen-
de Mietverhiltnisse auswirkt.!®* Das OVG hatte diesen
Grundsatz in der OVG-Interpretation Mietrecht fiir
dispositiv erklart und Ausnahmen normiert.!%* Diese
Regelungen sind nicht in das ZGB aufgenommen wor-
den, jedoch wurden sie in die revidierte Fassung der
OVG-Interpretation Mietrecht iibernommen.!8

178 OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 13.

179 Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15), S. 130.

180 Eine entsprechende Regelung hatte das OVG fiir die Wohn-
raummiete bereits in § 4 OVG-Interpretation Mietrecht geschaffen,
die nun im ZGB verallgemeinert worden ist. Die Regelung des
§ 4 OVG-Interpretation Mietrecht wurde dementsprechend nicht
in die revidierte Fassung dieser Interpretation (vom 29.12.2020,
chinesisch-englisch abrufbar unter: <lawinfochina.com> [qt k% 7#
L]/ <pkulaw.cn> [Jb ki 5], CLL3.349739) tibernommen. Zum
Hintergrund, warum Gerichte teilweise die Auffassung vertraten,
dass Mietvertrdage ohne Eintragung unwirksam sind, siehe Knut Ben-
jamin Pifiler, Mietrecht in China nach der justiziellen Interpretation
des Obersten Volksgerichts aus dem Jahr 2009, in: ZChinR 2010,
S. 222 ff. (224).

181 Das OVG hatte in § 24 OVG-Interpretation Mietrecht bereits
Ausnahmetatbestiande festgelegt, die sich im Hinblick auf nahe Ver-
wandte offenbar am deutschen BGB orientierten; siehe Knut Benjamin
Pifiler, a.a.O. (Fn. 180), S. 234. Diese Regelung wurde nicht in die
revidierte Fassung der OVG-Interpretation Mietrecht (Fn. 180) iiber-
nommen.

182 Gjehe OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 1606 ff.

183 §725 ZGB (§ 229 VertragsG).

184§ 20 OVG-Interpretation Mietrecht. Siehe hierzu Knut Benjamin
Pifiler, a.a. O. (Fn. 180), S. 232 f.

185 § 14 der revidierten OVG-Interpretation Mietrecht (Fn. 180).

c) Personenbeforderungsvertrag

Die Anderungen im Personenbeférderungsrecht, die
in der OVG-Kommentierung hervorgehoben werden,
sind durch Ereignisse getrieben, die in den Jahren vor
Verabschiedung des ZGB in den chinesischen Medi-
en iiber Missstande in diesem Bereich veroffentlicht
wurden.'® Dies betrifft zunéchst die Ausstellung eines
Ersatztickets bei Personenbeforderungsvertriagen, die
(wie in China inzwischen {iblich) unter Verwendung
des Klarnamens des Passagiers geschlossen werden.
Hier verpflichtet § 815 Abs. 2 ZGB den Beforderer
zur Ausstellung eines Ersatztickets, ohne hierfiir unan-
gemessene Gebiihren zu verlangen. Aufferdem raumt
§ 820 ZGB dem Reisenden bei Verspatungen bestimm-
te Rechte und einen Schadensersatzanspruch ein, von
dem der Beforderer allerdings befreit ist, wenn er fiir
den Schaden nicht verantwortlich gemacht werden
kann.!'%

Der Reisende wird im Gegenzug verpflichtet, zu der
Zeit, mit der Verbindung und auf dem Sitzplatz zu rei-
sen, die auf seinem Ticket angegeben sind,'® und den
Beforderer im Hinblick auf SicherheitsmafSnahmen zu
unterstiitzen und zu kooperieren.'®

3. Quasi-Vertrige

Ein neues Teilbuch mit der Uberschrift ,Quasi-
Vertrdge” hat der Gesetzgeber nach den typischen
Vertrdagen eingefiigt, das Regelungen zur Geschifts-
fihrung ohne Auftrag (§§ 979 bis 984 ZGB) und
zur ungerechtfertigten Bereicherung (§§ 985 bis
988 ZGB) enthidlt. Die Einfithrung des Begriffs
,Quasi-Vertrdge“!® folgt aus der Entscheidung des
Gesetzgebers, das VertragsG nicht mit dem Haft-
pflichtrecht im siebten Buch zu einem Schuldrecht
zusammenzufithren, um dort vertragliche und au-
Bervertragliche Schuldverhiltnisse abzuhandeln. Im
Zusammenhang mit dieser Entscheidung steht wohl
auch, dass im AT zwei Normen zur Geschiftsfithrung
ohne Auftrag (§ 121 ZGB) und zur ungerechtfertig-
ten Bereicherung (§ 122 ZGB) beibehalten wurden,
die 2017 bereits aus den AGZR in den ATZR tiber-
nommen worden waren.!”! Welchen Mehrwert sich

186 OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 13.

187 Welcher Mafstab fiir diese Haftungsbefreiung angelegt wird,
ist nicht klar. Die OVG-Kommentierung Schuldrecht, 2106 f., fiihrt
eine Haftungsbefreiung wegen hoherer Gewalt nach § 590 ZGB ne-
ben § 820 ZGB an, erwéhnt jedoch als Vorbild fiir § 820 ZGB auch
die Leitentscheidung Nr. 51 (ZChinR 2017, S. 340 ff.), in der ein
Volksgericht dem Reisenden (aufgrund der Geltung des Warschauer
Abkommens iiber die Beférderung im internationalen Luftverkehr)
trotz Vorliegens hoherer Gewalt einen Schadensersatzanspruch ge-
gen eine Fluggesellschaft zusprach.

188 §815 Abs. 1 Satz 1 ZGB.

189 § 819 Abs. 1 ZGB. Laut OVG-Kommentierung Schuldrecht,
S. 2103, fiihrt eine Verletzung dieser Pflichten zu einer zivilrechtli-
chen Haftung des Passagiers und berechtigt den Bef6érderer dazu,
den Vertrag zu kiindigen oder die Beférderung zu verweigern.

190 Die OVG-Kommentierung Schuldrecht, S. 14, spricht von ,In-
halten, die de facto wie vertragliche Regelungen schuldrechtlicher
Natur sind”.

91 Siehe §§ 92, 93 AGZR.

99


lawinfochina.com
pkulaw.cn

PifSler, Das ZGB der VR China im Spiegel einer Kommentierung des OVG, ZChinR 2021

der chinesische Gesetzgeber davon verspricht, ist
unklar.!%2

Es bedarf einer weiteren Untersuchung, in wel-
chen Fallgruppen diese beiden Rechtsinstitute in
China praktisch bedeutsam sind.!”®> Mangels eines
Trennungs- und damit Abstraktionsprinzips sollte man
annehmen konnen, dass man in vielen Fillen, die in
Deutschland mit der ungerechtfertigten Bereicherung
riickabgewickelt werden, in China ohne dieses Rechts-
institut auskommt.

II1. Personlichkeitsrecht

Das sich an das Schuldrecht bzw. Vertragsrecht an-
schlieflende (vierte) Buch des ZGB tiber Personlich-
keitsrechte (A#%4X) ist ganzlich neu. Hier kristallisiert
sich offenbar die in China verbreitete Erwartung her-
aus, das Fehlen gerichtlich durchsetzbarer Grundrech-
te in der Verfassung auszugleichen, indem (zunéchst)
ein privatrechtlicher Individualrechtsschutz geschaf-
fen wird, aus dem sich solche Grundrechte entwickeln
konnten.'”* Dies kommt in den Ausfithrungen der
OVG-Kommentierung gut zum Ausdruck, wenn dort
die Schaffung eines Buches zu Personlichkeitsrechten
als Implementierung des Schutzes der Menschenrech-
te in der Verfassung und Uberwindung des Mangels
im System der Pandektenordnung, in der die Bedeu-
tung von Sachen {iber der des Menschen stehe, gelobt
wird. 1%

Die Regelungen in dem Buch bauen dabei freilich
auf den Zivilrechten auf, die bereits in den AGZR
normiert,'* in der OVG-Interpretation seelische Scha-

192 Denkbar ist, dass damit eine gewisse Kontinuitédt signalisiert

werden soll, die den Gerichten und anderen Rechtsanwendern einen
Riickgriff auf die Rechtsprechung zu den Vorgangervorschriften er-
moglichen soll.

193 Zu den AGZR fiihrt die Datenbank Beida Fabao (mit Stand
22.12.2020) 8.134 Fille und Entscheidungen [ ) 5 %k ) 3¢ ] zur
ungerechtfertigten Bereicherung, aber nur 386 Félle und Entschei-
dungen zur Geschiftsfiihrung ohne Auftrag an. Zu § 121 ATZR
(GoA) sind es 14 und zu § 122 ATZR (ungerechtfertigte Bereicherung)
261 Falle und Entscheidungen.

194 Siehe hierzu Christina Eberl-Borges, Einfiihrung in das chine-
sische Recht, Baden-Baden: Nomos 2018, S. 100. Vgl. auch Liming
Wang/Bingwan Xiong, Personality Rights in China’s New Civil Code,
in: Modern China, S. 1 ff. (25) (im Erscheinen, <https://doi.org/
10.1177/0097700420977826>). Zur Argumentation eines Menschen-
rechtsschutzes durch die Schaffung eines Buches {iber Personlich-
keitsrechte innerhalb der chinesischen Rechtswissenschaft siehe Si-
mon Werthwein, Das Personlichkeitsrecht im kiinftigen chinesischen
Zivilgesetzbuch, in: Yuanshi Bu (Hrsg.), a.a. O. (Fn. 23),S. 73 ff. (81 f.).
195 OVG-Kommentierung Personlichkeitsrecht, S. 7 f., mit Verweis
auf Wang Liming (F | #), Die menschliche Dimension des Zivil-
rechts (F&H: i A 3 3% #F), in: Sozialwissenschaft in China ([ 4t
2B} 2£) 2011, S. 149 ff. Natiirlich dient das Buch zu den Persén-
lichkeitsrechten auch der Umsetzung des Berichts des 19. Parteitags
der Kommunistischen Partei sowie der Aufwertung des Systems der
sozialistischen Grundwerte in § 1 ZGB, wobei die sozialistischen
Grundwerte eine dichte Komprimierung (% ¥ 5t %) des Volksgeis-
tes (L5 #1) seien und Xi Jinping betont habe, das Recht zu nutzen,
um den Aufbau der sozialistischen Grundwerte zu implementieren,
OVG-Kommentierung Personlichkeitsrecht, S. 8.

19 Zu den Persénlichkeitsrechten in den §§ 98 ff. AGZR siehe aus-
fithrlich Simon Werthwein, Das Personlichkeitsrecht im Privatrecht
der VR China, Berlin: De Gruyter 2009. Der Begriff ,Personlich-
keit” (A#%) taucht in den AGZR nur in § 101 auf (,,[...] die Wiirde
der Personlichkeit des Biirgers geniefit den Schutz des Gesetzes

100

den aus 2001 systematisiert’®” und im ATZR weiter
ausgebaut worden sind.!”® Die OVG-Kommentierung
erkennt in den Personlichkeitsrechten der §§ 989 ff.
ZGB aber dennoch die Grundlage fiir eine neue Kate-
gorie von Rechten, die neben den bisherigen Rechten
(wie Statusrechten'” und Vermogensrechten) stehen
und durch das Haftpflichtrecht im 7. Buch ergénzt wer-
den.2

Mit dieser in der OVG-Kommentierung angespro-
chenen , Ergdnzung” durch die Regelungen im 7. Buch
ist gemeint, dass in den §§ 989 ff. ZGB zwar Rech-
te definiert werden.?’! Die Anspruchsvoraussetzungen
und Rechtsfolgen ergeben sich hingegen erst im Zu-
sammenspiel mit dem 7. Buch und den Rechtsbehelfen
nach den §§ 176 ff. ZGB.?> Zu § 995 ZGB ist der OVG-
Kommentierung immerhin zu entnehmen, dass die
dort genannten Rechtsbehelfe (Einstellung der Verlet-
zungen, Beseitigung von Behinderungen, Beseitigung
von Gefahren, Beseitigung von Auswirkungen, Wie-
derherstellung des guten Rufs und Entschuldigung)
Anspriiche aus der Verletzung von Personlichkeits-
rechten sind, wahrend andere Anspriiche (insbeson-
dere also Schadensersatz?®) ,ihrer Natur nach” der
Haftung fiir die Verletzung von Rechten im 7. Buch
,zugehoren”.?* Der Gesetzgeber hat es damit der
Rechtsprechung und Lehre tiberlassen, den Schutz der
Personlichkeitsrechte durch die Entwicklung konkreter

[...]”), wurde aber auch in anderen Gesetzen verwendet, dazu Simon
Werthwein, a.a.O., S. 53 f.

197 Siehe § 1 OVG-Interpretation seelische Schdaden und hierzu Si-
mon Werthwein, a.a.O. (Fn. 196), S. 54 und 82 ff.

198 88109 ff. ATZR (nun: §§ 109 ff. ZGB).

199 Chin.: ,, B8 “. Diese Statusrechte bildeten zusammen mit
den Personlichkeitsrechten die ,,persénlichen Rechte” (A B4X) in den
AGZR, lieflen sich aber nicht klar von den Personlichkeitsrechten
abgrenzen, Simon Werthwein, a.a.O. (Fn. 196), S. 36 ff. Die Bestim-
mungen zum Schutz von Personlichkeitsrechten sind nun nach § 1001
ZGB analog auf den Schutz von Statusrechten anwendbar (siehe un-
ten unter B. III. 1).

200 OVG-Kommentierung Personlichkeitsrecht, S. 7.

201 Insofern haben die §§ 989 ff. ZGB eine dhnliche Funktion wie
die §§ 109 ff. ZGB, in denen Zivilrechte aufgefiihrt werden, jedoch
keine Rechtsfolgen normiert sind. Siehe hierzu Yuanshi Bu, General
Part, S. 81 ff.

202 Denn aus den §§ 989 ff. ZGB ist nicht zu entnehmen, ob die Tat-
bestande beispielsweise ein Verschulden fiir eine Haftung wegen der
Verletzung von Personlichkeitsrechten voraussetzen. Im Hinblick auf
die Rechtsfolgen wird durchgangig darauf verwiesen, dass , der Han-
delnde zivilrechtlich haftet”, ohne dass deutlich wird, welche der
Arten der Haftung nach § 179 ZGB der Verletzte geltend machen
kann.

203 Fiir den Ersatz einer seelischen Schadigung sieht § 996 ZGB
vor, dass ein Anspruch nicht dadurch beeinflusst wird, dass der Ge-
schéddigte Anspriiche wegen Vertragsverletzung geltend macht. Die
OVG-Kommentierung Personlichkeitsrecht, S. 82, sieht hierin eine
Durchbrechung des Grundsatzes, dass seelische Schdden nicht we-
gen Vertragsverletzung geltend gemacht werden kénnen, da durch
Vertrdge nur Vermogensinteressen geschiitzt seien. Offenbar ist § 996
ZGB zugleich eine Ausnahme von der elektiven Konkurrenz nach
§ 186 ZGB, nach der der Geschddigte bei einer Schidigung per-
sonlicher Rechte und Interessen (A &1V 25) sowie der Rechte und
Interessen an Vermdgensgiitern (W} 24 2%) wéhlen muss, ob er sei-
nen Anspruch auf vertraglicher oder auServertraglicher Grundlage
geltend macht. Denn der Ersatz einer seelischen Schiadigung ist nur
fiir die Verletzung von Rechten nach § 1183 ZGB vorgesehen.

204 OVG-Kommentierung Persénlichkeitsrecht, S. 73.
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Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen hand-
habbar zu machen.

1. AT

Als (besondere) Personlichkeitsrechte definiert § 990
Abs. 1 ZGB beispielhaft eine Reihe von Rechten, die
(bis auf das Recht auf Privatsphére?® und den Schutz
personlicher Informationen) bereits durch die AGZR
geschiitzt waren. Die OVG-Kommentierung sieht in
§ 990 Abs. 2 ZGB eine Auffangklausel®”, die auf der
Grundlage der personlichen Freiheit und der Wiirde
der Personlichkeit ein ,allgemeines Personlichkeits-
recht” (— % A%4X) normiere.2”

Auf Statusrechte konnen die Bestimmungen zum
Schutz von Personlichkeitsrechten analog?® ange-
wandt werden, soweit sie nicht durch spezielle Vor-
schriften (insbesondere im Familienrecht) geschiitzt
sind, § 1001 ZGB.

Der Schutz erstreckt sich nach § 994 ZGB auch auf
bestimmte Personlichkeitsrechte Verstorbener, wobei
die OVG-Kommentierung in diesem Zusammenhang
nicht von Personlichkeitsrechten, sondern von Person-
lichkeitsinteressen (A #% 1 2%) spricht.?? Zum Schutz
dieser Interessen Verstorbener befugt sind zundchst der
Ehegatte, die Kinder und Eltern sowie subsididr nahe
Verwandte (nach der neuen Definition des § 1045 ZGB).

Die Personlichkeitsrechte sind als Ausschlieflich-
keitsrechte (% J&#)*° nicht {ibertragbar und vererb-
lich; auf sie kann nicht verzichtet werden, § 992 ZGB.

Bei einer akuten oder unmittelbar bevorstehenden
Verletzung von Personlichkeitsrechten gibt § 997 ZGB
die Moglichkeit, beim Volksgericht eine Unterlassungs-
anordnung (%% 4) zu beantragen. Es handelt sich
hierbei offenbar um das anglo-amerikanische Rechts-
institut der injunction®'!, das zivilprozessual zu qualifi-
zieren und in China der Sicherheitsverfiigung nach den
§§ 100, 101 ZPG am nichsten ist.?!2

205 Chin.: ,, JaFARL “. Das Recht auf Privatsphére wurde zuvor aber
schon in anderen Gesetzen erwdhnt und 2009 in § 2 Abs. 2 Haft-
pflichtG in der Liste der ,Rechte [und] Interessen” (#{%5) aufgefiihrt,
bei deren Verletzung der Verletzer haftet.

206 Chin.: ,, ¥R 4K “.

207 OVG-Kommentierung Personlichkeitsrecht, S. 7. Zu dieser (in-
haltsgleichen) Auffangklausel im Entwurf des ZGB (§ 774 Abs. 2 E1)
und der Frage, ob hierin ein allgemeines Personlichkeitsrecht zu se-
hen ist, siehe Simon Werthwein, a.a.O. (Fn. 194),S. 74 f.

208 Wortlich heifit es in § 1001 ZGB, dass die betreffenden Bestim-
mungen ,entsprechend berticksichtigt” (% ) angewandt werden
konnen. Hierbei handelt es sich aber um eine Analogieverweisung.
Siehe Knut Benjamin Pifiler, Das chinesische Handbuch der Rechts-
formlichkeit: Empfehlungen fiir den Gesetzgeber & Perle fiir die
sinojuristische Forschung, in: ZChinR 2019, S. 133 ff. (141).

209 OVG-Kommentierung Personlichkeitsrecht, S. 61 f. Als Per-
sonlichkeitsinteressen wird in China der Gegenstand des Person-
lichkeitsrechts bezeichnet (siehe Simon Werthwein, a.a.O. [Fn. 196],
S. 41 ff.).

210 OVG-Kommentierung Persénlichkeitsrecht, S. 10.

211 OVG-Kommentierung Persénlichkeitsrecht, S. 91.

212 Die §§ 100, 101 ZGB werden auch von der OVG-Kommentierung
Personlichkeitsrecht, S. 93, 98, zur Erkldrung der Unterlassungsan-
ordnung herangezogen. Zur Sicherungsverfiigung siehe ausfiihrlich
Patrick Alois Hiibner, Einstweiliger Rechtsschutz, in: Knut Benjamin
Pifiler, Handbuch des chinesischen Zivilprozessrechts, Tiibingen:
Mohr Siebeck 2018, S. 289 ff. (325 ff.).

§ 998 ZGB macht deutlich, dass zwei Gruppen
von Personlichkeitsrechten unterschieden werden, in-
dem dort Kriterien fiir die Feststellung ihrer Verlet-
zung aufgestellt werden, die aber fiir die ,stofflichen
Personlichkeitsrechte”?!3, namlich Recht auf Leben,
Recht am eigenen Korper und Recht auf Gesundheit,
nicht gelten. Fiir die anderen ,ideellen Personlich-
keitsrechte”?!* (einschliellich des ,allgemeinen Per-
sonlichkeitsrechts”) sind der Beruf des Handelnden
und Geschédigten, der Umfang der Auswirkungen,
der Grad des Verschuldens sowie Zweck, Art und
Folgen der Handlung zu berticksichtigen. Laut OVG-
Kommentierung dient die Berticksichtigung dieser Kri-
terien bei den ,ideellen Personlichkeitsrechten” der
Abstimmung und dem Ausgleich von Konflikten zwi-
schen den Personlichkeitsrechten und anderen Interes-
sen.’!’® Dies deutet auf eine Giiter- und Interessenab-
wiagung hin, wie sie beispielsweise auch in Deutsch-
land bei der Feststellung des konkreten Schutzbereichs
im Rahmen der Prifung der Widerrechtlichkeit des
Eingriffs in das allgemeine Personlichkeitsrecht vorge-
nommen wird.

Zugleich haben ideelle Personlichkeitsrechte (wie et-
wa das Recht am eigenen Namen und am eigenen
Bildnis) iiber die negative Funktion der Abwehr vor
Eingriffen hinaus eine positive Funktion in Gestalt der
Gewdhrung von Verwertungsmoglichkeiten, §§ 1012
Abs. 1,1018 Abs. 1 ZGB.?!¢

2. BT

Die §§ 1002 ff. ZGB sehen in fiinf Kapiteln (2. bis
6. Kapitel) Bestimmungen zu den besonderen Person-
lichkeitsrechten vor. Bei den im zweiten Kapitel gere-
gelten ,stofflichen Personlichkeitsrechten”, also Leben,
Korper und Gesundheit, sind Vorschriften tiber Organ-
spenden, klinische Experimente sowie den Umgang
mit Genen und Embryonen zu finden.?!” Hier ist auch
die Haftung wegen sexueller Belédstigung verortet, de-
ren Normierung im Gesetzgebungsverfahren offenbar
grof8e Beachtung in der Offentlichkeit gefunden hat.?!8

Das dritte Kapitel zum Recht am eigenen Namen
(bzw. an der eigenen Bezeichnung, soweit nicht nattir-
liche Personen Rechtsinhaber sind) enthélt auch einige
Vorschriften zum Recht auf einen Namen (Namens-

213 Chin.: ,, ¥ it NG “, siehe OVG-Kommentierung Person-
lichkeitsrecht, S. 99 ff., und hierzu bereits Simon Werthwein, a.a.O.
(Fn. 196), S. 43 f.

214 Chin.: ,, # ik ARAL “. Ebd.

215 OVG-Kommentierung Personlichkeitsrecht, S. 100 f.

216 So bereits zum E1 des ZGB Simon Werthwein, a.a.O. (Fn. 194),
S.80f.

217 8§ 1006 ff. ZGB.

218 Gjehe Harro von Senger, a.a.O. (Fn. 3), S. 145, der berichtet, dass
der Endentwurf des ZGB (E4), der im Dezember 2019 verotffentlicht
worden ist, mit 114.574 Anregungen von 13.718 Internetnutzern be-
dacht worden sei, wobei das Publikum dem Problem der sexuellen
Belastigung besonders viel Augenmerk geschenkt habe. Tatsdchlich
wurde der Kreis sexueller Handlungen in § 1010 Abs. 1 ZGB im
Vergleich zum Entwurf vom Dezember 2019 erweitert, sodass der
Tatbestand nun auch durch Texte oder Bilder verwirklicht werden
kann.
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wahl, Namensidnderung®), die die familienrechtli-
chen Regelungen ergénzen.””’ Besonders interessant
und neu ist § 1017 ZGB, der auch Pseudonyme (ein-
schliefSlich der im Internet verwendeten Pseudony-
me??!), Kiinstlernamen, Namensiibersetzungen, Fir-
men (also der Name, unter dem ein Unternehmen oder
Einzelgewerbetreibender seine Geschifte betreibt) so-
wie Abkiirzungen von Namen dem Schutz des Rechts
am eigenen Namen (bzw. an der eigenen Bezeichnung)
unterstellt, soweit diese {iber eine ,gewisse gesell-
schaftliche Bekanntheit” verfiigen.

Das Recht am eigenen Bildnis ist in den §§ 1018 ff.
ZGB des vierten Kapitels geregelt. Ein Bildnis ist nach
der Definition in § 1018 Abs. 2 ZGB die Darstellung
der dufleren Erscheinung eines Menschen, durch die
eine nattirliche Person identifiziert werden kann. Die
Darstellung muss dabei auf einem Medium wiederge-
geben werden, wobei Bildaufnahmen, Skulpturen und
Gemiilde als Beispiele genannt werden. Die folgenden
Vorschriften regeln, unter welchen Voraussetzungen
ein Bildnis genutzt werden darf, dass Lizenzvertrdge
iiber die Nutzung eines Bildnisses zugunsten des Inha-
bers des Rechts am Bildnis ausgelegt werden und wann
ein solcher Lizenzvertrag aufgeldst werden kann.

Das Recht auf Schutz des guten Rufs und der Eh-
re sind in den §§ 1024 ff. ZGB geregelt. Wahrend der
Ruf das Resultat der Beurteilung (etwa der Moral, des
Ansehens, der Kompetenz und der Bonitét) eines Zivil-
subjekts ist, ist die Ehre eine positive Beurteilung (der
Leistungen oder Verdienste) eines Zivilsubjekts durch
eine Organisation (die Regierung, die Arbeitseinheit
oder das Kollektiv).??? Die §§ 1025 ff. ZGB beschéftigen
sich mit der Interessenabwagung zwischen dem Recht
auf Schutz des guten Rufs des Betroffenen und dem
offentlichen Interesse an einem Verhalten (wie etwa
Presseberichterstattung), durch das der gute Ruf des
Betroffenen beeintrachtigt wird. Insbesondere werden
in § 1026 ZGB Kriterien aufgelistet, um zu bestim-
men, ob der Handelnde bei Recherchen (der ,Verifi-
zierung”) seinen Sorgfaltspflichten nachgekommen ist.
Die §§ 1029 und 1030 ZGB sprechen auflerdem Boni-
tatsbewertungen an, indem dort ein Recht auf Einsicht-
nahme, Korrektur und Loschung solcher Bewertungen
normiert und im Ubrigen auf die Regelungen zum
Schutz personlicher Informationen verwiesen wird.

Mit dem Schutz personlicher Informationen (4~ A
{5 &) und dem Recht auf Privatsphire ([3FAFL) be-
schiftigt sich schliefllich das sechste Kapitel. Es handelt
sich dabei um Personlichkeitsrechte, die bislang nicht
gesetzlich geregelt waren, deren Anerkennung jedoch

219 881015, 1016 ZGB.

220 Zum bisherigen (familienrechtlichen) Namensrecht siehe Tho-
mas von Hippel/Knut Benjamin Pifiler, Landerbericht China, in: Alex-
ander Bergmann, Murad Ferid, Dieter Henrich (Hrsg.), Internationales
Ehe- und Kindschaftsrecht mit Staatsangehorigkeitsrecht, Frankfurt
am Main: Verlag fiir Standesamtswesen 2013, S. 92 ff.

221 Chin.:,, M4 “, wortlich: ,im Internet [verwendete] Namen”.
222 Siehe die §§ 1024 Abs. 2, 1031 ZGB und Simon Werthwein, a. a. O.
(Fn. 196), S. 74.
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von der Literatur gefordert worden war.??® Die Pri-
vatsphire, fiir deren Definition in § 1032 Abs. 2 ZGB
offenbar auch auf ein subjektives Element abgestellt
wird (den Wunsch des Betroffenen auf Geheimhal-
tung), geniefit nach der Konzeption des § 1033 ZGB
einen absoluten Schutz.?** Bei den persénlichen In-
formationen®” handelt es sich gemdfl § 1034 Abs. 2
ZGB um Informationen, mit deren Hilfe allein oder
in Kombination mit anderen Informationen eine be-
stimmte natiirliche Person identifizierbar ist. Insofern
ist eine gewisse Ahnlichkeit zum Begriff der perso-
nenbezogenen Daten des deutschen und européischen
Datenschutzrechts erkennbar.??® Die folgenden Rege-
lungen lassen ebenfalls das Gertist dieser Vorbilder
erkennen:?? Die §§ 1035, 1036 ZGB stellen Grundst-
ze der Verarbeitung personlicher Informationen auf
und legen fest, unter welchen Voraussetzungen die-
se Verarbeitung rechtméfig ist (sodass der Verarbeiter
der Informationen nicht haftet); natiirliche Personen
haben nach § 1037 ZGB (dhnlich wie bei Bonitatsbe-
wertungen im Rahmen des Schutzes des guten Rufs)
ein Recht auf Einsichtnahme, Korrektur und Léschung
von personlichen Informationen; und schliefSlich legt
§ 1038 ZGB dem Informationsverarbeiter bestimmte
Pflichten auf. Einen Fremdkorper bildet insofern nur
§ 1039 ZGB, in dem eine Geheimhaltungspflicht fiir
staatliche Beh6érden und Einrichtungen, die staatliche
Verwaltungsfunktionen wahrnehmen, im Hinblick auf
die Privatsphdre und personliche Informationen nor-
miert wird.??

I'V. Familienrecht

Das chinesische Familienrecht ist eines der &ltesten
Rechtsgebiete der Volksrepublik China. Es ist bereits in
den 1950er Jahren kodifiziert worden und bis zum In-
krafttreten des ZGB galt das EheG aus dem Jahr 1980
in der Fassung von 2001.?? Neu in das nun als ,Ehe
und Familie” bezeichnete 5. Buch aufgenommen wur-

223 Siehe Simon Werthwein, a.a.O. (Fn. 196), S. 82 f. Der Schutz per-
sonlicher Informationen wurde allerdings nicht als eigenes Person-
lichkeitsrecht, sondern als Teil des Schutzbereichs der Privatsphére
diskutiert. Die Privatsphére wird erstmals als eines der zivilen Rech-
te und Interessen in § 2 Abs. 2 HaftpflichtG angefiihrt.

224 Djes wird deutlich am Auffangtatbestand des § 1033 Nr. 6 ZGB,
in dem im Anschluss an die Regelbeispiele in den Nr. 1 bis 5 auch die
Verletzung der Privatsphidre ,auf andere Art und Weise” verboten
wird.

225 Diese personlichen Informationen umfassen auch private Infor-
mationen (FA% {5 &), die nach § 1034 Abs. 3 ZGB der Privatsphire
zuzuordnen sind.

226 Dje OVG-Kommentierung Personlichkeitsrecht, S. 359, nimmt
dementsprechend Bezug auf das deutsche Bundesdatenschutzgesetz
und die europdische Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO).

227 Giehe Art. 5, 6, 15 ff., 24 ff. DSGVO.

228 Die OVG-Kommentierung Personlichkeitsrecht, S. 403 f., fiihrt
aus, dass eine Haftung wegen Verstofles gegen § 1039 ZGB grund-
sdtzlich nur aus dem Staatsentschddigungsgesetz (# 4 A & 3 F1
E E &% 8 £ 3) vom 12.5.1994 in der Fassung vom 26.10.2012
(chinesisch-englisch abrufbar unter: <lawinfochina.com> [t X
IS K]/ <pkulaw.cn> [Jb K i %], Indexnummer: CLI.1.188542)
folgt.

229 Das OVG hatte zum Ehegesetz auflerdem in den Jahren 2001,
2003 und 2011 drei justizielle Interpretationen erlassen. Die Interpre-
tation 2003 war in 2017 revidiert worden.
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de das Adoptionsrecht®’, das bislang in einem eigenen
Gesetz (dem AdoptionsG) aus 1991 in der Fassung von
1998 geregelt war.

1. AT

Im AT des 5. Buches sind sowohl Grundsdtze des
Familien- als auch des Adoptionsrechts normiert wor-
den. Als unmittelbarer Ausfluss einer Rede XI Jinpings
nennt die OVG-Kommentierung die in § 1043 Abs. 1
ZGB festgelegten allgemeinen Familienpflichten , einen
guten Familienstil zu etablieren, familidre Tugenden zu
féordern und dem Aufbau einer auf der Familie basie-
renden Zivilisation Aufmerksamkeit zu schenken.”?!
Nicht aus dem Ehegesetz iibernommen wurden Re-
gelungen zur Familienplanung und zur Forderung
einer spiten Geburt von Kindern.?*? Dies spiegelt nicht
nur wider, dass die Ein-Kind-Politik Anfang 2016 ei-
ne deutliche Anderung erfahren hat,?** sondern zeigt
auch, dass der Gesetzgeber klarer zwischen zivilrecht-
lichen und offentlich-rechtlichen Normen unterschei-
det. 2

Im Adoptionsrecht hat der Gesetzgeber in § 1044
ZGB das Kindeswohl als oberstes Prinzip eingefiihrt
und sich dabei offenbar am , Ubereinkommen iiber die
Rechte des Kindes” orientiert.??®

Zudem findet sich dort nun erstmals eine gesetzge-
berische Definition der Begriffe ,Verwandte”, ,nahe
Verwandte” und ,Familienmitglieder”, § 1045 ZGB.

2. BT

Im BT des Familienrechts sind die Eheschliefung
(8§ 1046 bis 1054), Familienbeziehungen (§§ 1055 bis
1075), die Scheidung (§§ 1076 bis 1092) und die Adop-
tion (§§ 1093 bis 1118) geregelt. Anderungen sind vor
allem im (neuen) Kapitel zu den Familienbeziehungen
festzustellen mit einem Abschnitt zur Beziehung zwi-
schen den Eheleuten, in dem die Ehewirkungen und
das Giiterrecht geregelt sind, und einem Abschnitt zum
Rechtsverhéltnis zwischen Eltern und Kindern sowie
zur Verwandtschaft, in dem erstmals die Abstammung
gesetzlich geregelt ist.

230 Siehe hierzu unten unter B. 2. d).

21 OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 7, 34 ff. Die
Kommentierung macht zugleich deutlich, dass es sich insbesondere
bei der in § 1043 Abs. 2 ZGB aus § 4 EheG tibernommenen Treue-
pflicht der Ehegatten nicht um einen einklagbaren Anspruch handelt.
232 Siehe die §§ 2 Abs. 3, 16 und § 6 Satz 2 EheG. Geblieben ist das
aus rechtsvergleichender Sicht aufSergewohnlich hohe Mindestalter
der Ehefdhigkeit (nach § 1047 ZGB).

233 Mit der Anderung des ,Bevélkerungs- und Familienplanungs-
gesetzes” (g N RILFE A O 53t X4 F %) am 27.12.2015
(chinesisch-englisch abrufbar unter: <lawinfochina.com> [t K ¥
I SC W]/ <pkulaw.cn> [db ok #: %], Indexnummer: CLI.1.261790)
wurde die Ein-Kind-Politik zu einer Zwei-Kinder-Politik.

24 Giehe OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 18, wo
die Streichung des betreffenden § 2 Abs. 3 EheG damit begriindet
wird, dass die Familienplanung den Regelungsbereich des Privat-
rechts tiberschreite.

235 OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 7. Die chinesi-
sche Fassung des Ubereinkommens spricht allerdings vom ,gréfiten
Interesse” (& K #25) des Kindes, wihrend § 1044 ZGB bei diesem
Prinzip auf den , groften Nutzen” (i #|) des Adoptierten abstellt.

a) EheschlieSung

Im Hinblick auf die EheschlieSung ergibt sich eine
Anderung daraus, dass die Krankheit eines Ehegatten
nicht mehr ein Eheverbot begriindet.*® Ehen kénnen
jedoch nach § 1053 ZGB aufgehoben werden, wenn ein
Ehegatte schwerwiegende Krankheiten verschweigt.?>”
Eine Aufhebung der Ehe liegt nun ausschliefilich in der
Zustindigkeit der Volksgerichte.?® Fiir den Beginn der
einjdhrigen Frist, innerhalb der die Aufhebung wegen
Verheimlichens einer Krankheit geltend gemacht wer-
den muss, stellt das ZGB auf die Kenntnis oder das
Kennenmiissen des Aufhebungsgrundes ab.?*’

Neu ist aulerdem, dass bei einer unwirksamen oder
aufgehobenen Ehe der schuldlose Ehegatte einen Scha-
densersatzanspruch hat, § 1054 Abs. 2 ZGB.?%

b) Familienbeziehungen

Im 3. Kapitel des 5. Buches werden unter der Uber-
schrift , Familienbeziehungen” die Beziehungen einer-
seits zwischen den Ehegatten (§§ 1055 bis 1066 ZGB)
und andererseits zwischen Eltern und Kindern so-
wie zwischen anderen nahen Verwandten (§§ 1067 bis
1075 ZGB) geregelt. Hier geht es um die allgemeinen
Wirkungen der Ehe, das Ehegiiterrecht, Unterhalts-
pflichten sowie die Abstammung.

Im Giiterrecht sind zwei wichtige Neuregelungen
festzustellen, die erstens die Verfiigungsbefugnis der
Ehegatten und zweitens die Mithaftung fiir Verbind-
lichkeiten des anderen Ehegatten betreffen: § 1060
ZGB regelt allgemein Rechtsgeschifte zur Deckung des
Lebensbedarfs, wihrend § 1064 ZGB dazu Stellung
nimmt, unter welchen Voraussetzungen gemeinsame
Verbindlichkeiten der Ehgatten vorliegen.

Fragen der Verfligungsbefugnis sind in China auf-
grund des gesetzlichen Giiterstands der Errungen-
schaftsgemeinschaft von besonderer Relevanz, da es
sich um eine Mischform zwischen Giitergemeinschaft
und Glitertrennung mit drei Vermogensmassen han-
delt: das jeweilige Einzelvermogen jedes Ehegatten so-

236 §7Nr. 2 EheG. Die Aufhebung dieses Verbots wird mit dem me-
dizinischen Fortschritt begriindet, der einen solchen Eingriff in die
Eheschlieflungsfreiheit nicht mehr erforderlich mache. Geblieben ist
hingegen das Eheverbot zwischen Blutsverwandten, § 1048 ZGB. Zu
den Eheverboten nach dem Ehegesetz siehe Thomas von Hippel/Knut
Benjamin Pifiler, a.a. O. (Fn. 220), S. 43 ff.

237 Zu der Frage, welche Krankheiten als schwerwiegend anzuse-
hen sind, fithrt die OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht,
S. 99 f., zundchst abstrakt aus, dass damit Krankheiten gemeint sei-
en, die eine teure Behandlung erforderlich machen und die regulire
Arbeit und das normale Leben des Patienten wihrend einer lingeren
Zeit beeintrachtigen, um dann als Beispiel schwere Erbkrankheiten,
bestimmte ansteckende Krankheiten und psychische Krankheiten
anzufiihren, die bereits nach dem Ehegesetz ein Eheverbot begriin-
deten.

238 Nach § 11 Satz 1 EheG konnte die Aufhebung der Ehe auch bei
der Eheregisterbehorde geltend gemacht werden.

239 §1053 Abs. 2 ZGB. Wird die Aufhebung der Ehe nach § 1052
ZGB wegen Drohung geltend gemacht, beginnt die Frist erst, nach-
dem die Drohungshandlung endet bzw. nachdem die betroffene
Partei ihre korperliche Freiheit wiedererlangt.

20 Dieser Schadensersatzanspruch soll nach der OVG-
Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 109, neben materiellen
Schidden auch immaterielle Schaden umfassen.
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wie das gemeinsame Vermdogen beider Ehegatten, das
Gesamthandseigentum bildet.?*! Fiir das gemeinsame
Vermogen hatte das Ehegesetz bislang nur angeord-
net, dass beide Ehegatten gleiche Verfiligungsrechte
haben.?*? § 1060 Abs. 1 ZGB schrinkt die alleinigen Ver-
fiigungen eines Ehegatten nun dahingehend ein, dass
ein Rechtsgeschift nur dann gegentiber beiden Ehe-
gatten Wirkungen entfaltet, wenn es den Bediirfnissen
des tdglichen Lebens dient.?*> Soweit es sich also um
Rechtsgeschafte handelt, die tiber die Bediirfnisse des
taglichen Lebens hinausgehen, ist eine alleinige Verfii-
gung eines Ehegatten insoweit ausgeschlossen. Unklar
ist, ob ein Dritter Vertrauensschutz genieBt, wenn er
Grund fiir die Annahme hat, dass es sich um ein
Rechtsgeschift beider Ehegatten handelt, etwa weil der
Ehegatte das Rechtsgeschift im eigenen Namen und im
Namen seines Ehegatten abschlieft.?* Gegen einen sol-
chen Vertrauensschutz spricht, dass der Gesetzgeber
in § 1060 Abs. 2 ZGB explizit anordnet, dass zwi-
schen den Ehegatten vereinbarte Beschrdankungen im
Hinblick auf den Bereich der Geschifte des taglichen
Lebens gutglaubigen Dritten nicht entgegengehalten
werden diirfen. Auch das Verhiltnis dieser Regelung
zu den Vorschriften zum Miteigentum bedarf noch ei-
ner niheren Untersuchung.?*

Zur (sehr weitreichenden) Mithaftung fiir Verbind-
lichkeiten des anderen Ehegatten waren bislang nur
Regelungen im Rahmen der Scheidungsfolgen nor-
miert.24 Erst 2017 und 2018 hatte das OVG einschran-
kende Regeln in speziellen Interpretationen zu dieser
Frage erlassen,?’ die nun (teilweise) in das ZGB auf-

41 OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 179. Welche
Vermogensgegenstiande in das personliche Vermdgen jedes Ehegat-
ten oder in das gemeinschaftliche Vermogen beider Ehegatten fallt,
regeln die §§ 1062, 1063 ZGB.

242§ 17 Abs. 2 EheG. Diese Norm findet sich nun in einem etwas
abgewandelten Wortlaut in § 1062 Abs. 2 ZGB.

243 Eine abweichende Vereinbarung mit dem Geschéftspartner da-
hingehend, dass das Rechtsgeschift nur fiir den handelnden Ehegat-
ten wirken soll, wird ausdriicklich fiir zuldssig erklart.

24 50 noch nach § 17 Nr. 2 Satz 2 OVG-Interpretation EheG 1. § 17
OVG-Interpretation EheG I wurde nicht in die neugefassten Erldu-
terungen des Obersten Volksgerichts zur Anwendung des Buches
tiber Ehe und Familie des , Zivilgesetzbuches der Volksrepublik Chi-
na” (Teil 1) (s N Rk Be 6 T op 2 N RIGAE Rk s> 1§
WK B i W iR (—) ) vom 29.12.2020 (OVG-Interpretation ZGB
Familienrecht), chinesisch-englisch abrufbar unter: <lawinfochina.
com> [Jbk A3 3C M]/ <pkulaw.cn> [db k2 %], Indexnummer:
CLI. 3.349603, aufgenommen. Die OVG-Kommentierung Familien-
und Erbrecht, S. 139, zitiert zwar § 17 OVG-Interpretation EheG I
mit dem Hinweis, dass ihr ,Geist” mit dem ,Geist” von § 1060
ZGB tibereinstimme, ohne allerdings konkret auf den dort normier-
ten Vertrauensschutz des Dritten einzugehen. Eine Spezialregelung
zum Vertrauensschutz Dritter sieht nunmehr § 28 der neuen Inter-
pretation des OVG vom 29.12.2020 beim gutgldubigen Erwerb von
Immobilien aus dem gemeinsamen Vermdogen der Ehegatten vor.

245 Fiir Verfiigungen iiber Gesamthandseigentum sieht § 301 ZGB
ein Zustimmungserfordernis aller Eigentiimer, also beider Ehegat-
ten, vor.

246 Siehe § 24 Abs. 1 OVG-Interpretation EheG IT und hierzu Thomas
von Hippel/Knut Benjamin Pifiler, a.a.O. (Fn. 220), S. 53 ff. Diese Re-
gelung wurde nicht in das ZGB aufgenommen und findet sich auch
nicht in der neuen OVG-Interpretation ZGB Familienrecht (Fn. 244).
247 Ergénzungsbestimmungen des Obersten Volksgerichts zu eini-
gen Fragen des , Ehegesetzes der Volksrepublik China (5% & A B
RFE <P N RICH B IS 5 T R (Z) A FEHLE)
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genommen worden sind: § 1064 Abs.1 ZGB legt fest,
dass eine Verbindlichkeit, die ein Ehegatte wéhrend
des Bestands der Ehebeziehung im eigenen Namen
wegen des tdglichen Lebensbedarfs der Familie tragt,
eine gemeinsame Verbindlichkeit beider Ehegatten ist.
Geht die Verbindlichkeit iiber den Lebensbedarf hin-
aus, wird sie gemdfl § 1064 Abs. 2 ZGB nur dann
zur gemeinsamen Verbindlichkeit, wenn der Gldubi-
ger nachweisen kann, dass diese Verbindlichkeit fiir
das gemeinsame Leben oder gemeinsame Produktions-
und Betriebstétigkeiten der Eheleute verwandt wurde
oder auf einer gemeinsamen Willenserkldrung beider
Eheleute beruht.?*8

Aus einer justiziellen Interpretation des OVG zum
Ehegesetz tibernommen wurde auflerdem ein An-
spruch auf vorzeitige Aufteilung des gemeinschaftli-
chen Vermégens, § 1066 ZGB.2¥

Schliefilich wurde erstmals das Abstammungsrecht
gesetzlich geregelt.”° Allerdings beschrénkt sich § 1073
Abs. 1 ZGB darauf festzulegen, dass ein Elternteil
gerichtlich feststellen lassen kann, ob eine Abstam-
mungsbeziehung zu einem Kind besteht oder nicht be-
steht.! Volljahrige Kinder kénnen nach § 1073 Abs. 2
ZGB nur gerichtlich feststellen lassen, dass die Ab-
stammungsbeziehung besteht. Ihnen ist es also nicht
moglich, feststellen zu lassen, dass sie nicht von einem
Elternteil abstammen. Voraussetzung ist jeweils, dass
,rechtfertigende Griinde” fiir die Feststellung vorlie-
gen. Die OVG-Kommentierung ldsst erkennen, dass es
dem Gesetzgeber darum ging, das Abstammungsrecht
prozessual zur Klarung unterhaltsrechtlicher Fragen
zu regeln.?? Er {iberlasst es daher weiterhin der Recht-
sprechung und Lehre zu bestimmen, welche Umstidnde
einen Schluss auf die natiirliche Abstammung zulassen

vom 28.2.2017, chinesisch-englisch abrufbar unter: <lawinfochina.
com> [Jb K ¥E I S W]/ <pkulaw.cn> [Jb Kk i %], Indexnummer:
CLI3.290788; Erlduterungen des Obersten Volksgerichts zu Fragen
der Rechtsanwendung bei der Behandlung von Streitfillen, die Ver-
bindlichkeiten der Ehegatten betreffen, (& 7 A ik i 3¢ T 8 B 3
Fo I FE 5t 55 D 4y Z A1 3E T R A A 5% ) G A ) vom 16.1.2018,
chinesisch-englisch abrufbar unter: <lawinfochina.com> [t k% {#
J LM/ <pkulaw.cn> [dEk#: %], Indexnummer: CLI.3.308674.

248 § 34 OVG-Interpretation ZGB Familienrecht normiert weitere
Tatbestdnde, bei deren Vorliegen keine gemeinsamen Verbindlichkei-
ten der Ehegatten vorliegen, die aus den Ergdnzungsbestimmungen
des OVG vom 28.2.2017 (Fn. 247) iibernommen worden sind.

249 Die Voraussetzungen fiir die Vermogensaufteilung entsprechen
denen in § 4 OVG-Interpretation EheG III (siehe hierzu Thomas von
Hippel/Knut Benjamin Pifiler, a.a.O. [Fn. 220], S. 53). Jedoch besteht
der Anspruch nach § 1066 ZGB unabhéngig davon, ob Interessen von
Glaubigern geschadigt werden. Siehe nun § 38 OVG-Interpretation
ZGB Familienrecht (Fn. 244). Die OVG-Kommentierung Familien-
und Erbrecht, S. 183, geht allerdings davon aus, dass Interessen von
Glaubigern auch nach der Regelung des § 1066 ZGB weiterhin zu be-
riicksichtigen sind.

250 Dass eine Anfechtung bzw. Feststellung der Elternschaft unter
gewissen Voraussetzungen moglich ist, war jedoch in der Praxis und
von der Literatur anerkannt. § 2 OVG-Interpretation EheG III setzte
ein entsprechendes Anfechtungsrecht bzw. Feststellungsrecht vor-
aus. Siehe nun § 39 OVG-Interpretation ZGB Familienrecht (Fn. 244).
1 Freilich erkennt auch die OVG-Kommentierung Familien- und
Erbrecht, S. 223, dass es in der Praxis typischerweise der Mann ist,
der verlangt, seine Vaterschaft festzustellen, oder die Vaterschaft an-
fechtet, wahrend die Mutter typischerweise verlangt, die Vaterschaft
des beklagten Mannes festzustellen.

252 OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 223.
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(Ehe mit der Mutter, Empfangniszeit) oder ob auf na-
turwissenschaftliche Beweismethoden zurtickzugrei-
fen ist; eine gesetzliche Regelung zur Anerkennung der
Vaterschaft ist nach wie vor nicht vorgesehen.?

¢) Scheidung

Das chinesische Scheidungsrecht unterscheidet die ein-
vernehmliche Scheidung vor der Registerbehorde und
die nur von einer Seite betriebene gerichtliche Schei-
dung.”* Bei der einvernehmlichen Scheidung hat der
Gesetzgeber eine Abkiihlungsphase von 30 Tagen ein-
gefiihrt, in der jeder Ehegatte den Antrag auf Schei-
dung bei der Registerbehorde zuriicknehmen kann,
§ 1077 Abs. 1 ZGB.?*> Auflerdem muss die Ausstellung
einer Scheidungsurkunde gemafs § 1077 Abs. 2 ZGB in-
nerhalb einer weiteren Frist von 30 Tagen nach Ablauf
der Riicknahmefrist von beiden Ehegatten personlich
bei der Registerbehtrde beantragt werden. Wird der
Antrag nicht fristgerecht gestellt, gilt der Antrag auf
Eintragung der Scheidung als zurtickgenommen. Laut
OVG-Kommentierung will der Gesetzgeber mit der
Abkiihlungsphase ,,gegen das Phdnomen der leichtfer-
tigen Scheidung zum Schutz der Stabilitdt von Ehe und
Familie” vorgehen.?*

Fiir die von einem Ehegatten betriebene gerichtliche
Scheidung wird weiterhin darauf abgestellt, ob die Ehe
zerriittet ist, wofiir gesetzlich widerlegbare Vermutun-
gen aufgestellt werden, § 1079 ZGB. Die obligatorische
Schlichtung durch das Gericht bleibt ebenfalls erhalten.
Neu ist hingegen, dass ein Anspruch auf gerichtliche
Scheidung besteht, wenn die Eheleute ein Jahr getrennt
leben, nachdem das Gericht die Scheidungsklage ab-
gewiesen hat, § 1079 Abs. 5 ZGB. Es kommt damit zu
einer sukzessiven Anwendung des Scheidungsgrun-
des der Zerriittung und einer langeren Trennungszeit.
Die OVG-Kommentierung sieht hierin einen weiteren
Schritt zur Gewéhrleistung der Scheidungsfreiheit.?”

Im Hinblick auf die vermégensrechtlichen Schei-
dungsfolgen sind hingegen nur wenige Anderungen
festzustellen.?>® Insbesondere besteht auch nach dem
ZGB grundsitzlich kein Anspruch auf nachehelichen
Unterhalt.?® Der gliterrechtliche Billigkeitsausgleich
ist nach § 1088 ZGB nun auf alle Giiterstinde anwend-

253 Zur bisherigen Rechtslage siehe Thomas von Hippel/Knut Benja-
min Pifiler, a.a.O. (Fn. 220), S. 82 f.

254 Ausfithrlich hierzu Thomas von Hippel/ Knut Benjamin Pifiler,
a.a.O. (Fn. 220), S. 59 ff.

25 Als auslidndische Vorbilder dieser Abkiithlungsphase fiihrt die
OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 244 ff., das russi-
sche, stidkoreanische, franzosische und das englische Recht an.

256 OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 8.

257 OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 8.

258 Kritisch hierzu bereits im Entwurfsverfahren Juan Tao, Anmer-
kungen zur Kodifikation des chinesischen Ehe- und Familienrechts,
in: Yuanshi Bu (Hrsg.), a.a. O. (Fn. 23), S. 153 ff. (166).

259 §1090 ZGB sieht (wie zuvor § 42 EheG) nur einen Anspruch auf
,wirtschaftliche Hilfe” des Ehegatten vor, der sich zum Zeitpunkt
der Scheidung in Existenzschwierigkeiten befindet. Siehe hierzu aus-
fithrlich Thomas von Hippel/Knut Benjamin Pifiler, a.a.O. (Fn. 220),
S.62f.

bar.?® Ansonsten bleibt es fiir die Auseinandersetzung
des Vermogens neben den generalklauselartigen Leit-
linien des § 1087 ZGB?*! zumindest vorldufig bei den
kasuistischen Regelungen, die das OVG zur bislang be-
stehenden Rechtslage entwickelt hatte.?®? SchliefSlich
wurden die Schadensersatzanspriiche wegen familid-
rer Pflichtverletzung in § 1091 ZGB um einen Auffang-
tatbestand erginzt,*®® sodass nun jedes ,schwerwie-
gende Verschulden” des anderen Ehegatten, das zur
Scheidung fiihrt, einen Anspruch begriindet.2%*

Gleichfalls nur wenig tiberarbeitet wurden die Re-
gelungen zur elterlichen Sorge nach der Scheidung.
Beiden Eltern bleibt auch im Fall der Scheidung die
elterliche Sorge (bzw. die gemeinsame gesetzliche Vor-
mundschaft) nach § 1084 ZGB erhalten.?®> Beim Auf-
enthaltsbestimmungsrecht stellt § 1084 Abs. 3 ZGB
nicht mehr auf die Stillzeit des Kindes, sondern auf
die Zeit bis zur Vollendung des zweiten Lebensjah-
res ab, wiahrend der das Aufenthaltsbestimmungsrecht
grundsitzlich der Mutter zukommt.2%

d) Adoption

Das Adoptionsrecht wurde ganz tiberwiegend aus dem
Adoptionsgesetz iibernommen.?” Adoptiert werden
koénnen nunmehr jedoch Minderjéhrige (zuvor: Kinder
unter 14 Jahren?®), soweit die in § 1094 ZGB angefiihr-
ten Voraussetzungen erfiillt sind. Die bereits erwdhnte
Anderung der Ein-Kind-Politik*® fithrt auferdem da-
zu, dass nun auch Personen ein Kind adoptieren diir-
fen, die bereits ein Kind haben, §§ 1098 Nr. 1, 1100 ZGB.
Neu ist, dass Personen von einer Adoption ausgeschlos-
sen sind, die wegen rechtswidrigen oder strafbaren
Handlungen aktenkundig geworden sind, soweit diese
fiir das gesunde Aufwachsen des Adoptierten nachtei-
lig sind, § 1098 Nr. 4 ZGB.

260§ 40 EheG sah einen Billigkeitsausgleich nur vor, wenn die Ehe-
gatten Glitertrennung vereinbart hatten.

261 Im Vergleich zu der Vorggéngervorschrift des § 39 EheG sind
nun bei der Vermogensauseinandersetzung (neben den Rechten und
Interessen von Kind und Frau) auch die Rechte und Interessen der
schuldlosen Seite zu berticksichtigen.

262 Siehe Thomas von Hippel/Knut Benjamin Pifiler, a.a.O. (Fn. 220),
S. 64 ff. Siehe nun aber §§ 71 ff. OVG-Interpretation ZGB Familien-
recht (Fn. 244).

263 Zu diesem bislang in § 46 EheG normierten Anspruch, dem
neben der Ausgleichsfunktion auch eine Trostfunktion (Ersatz des
immateriellen Schadens) und eine Straf- und Praventionsfunktion
zukommt, siehe Thomas von Hippel/ Knut Benjamin Pifiler, a.a.O.
(Fn. 220), S. 74 ff.

264 In Betracht kommen nach der OVG-Kommentierung Familien-
und Erbrecht, S. 332, Verhaltensweisen wie etwa Ehebruch, Prostitu-
tion, Gliicksspiel oder Drogenkonsum.

265 Ausfiihrlich zur elterlichen Sorge Thomas von Hippel/Knut Benja-
min Pifiler, a.a.O. (Fn. 220), S. 83 ff.

266 Eine solche Fristenregelung hatte das OVG bereits 1993 in einer
justiziellen Interpretation eingefiihrt. Siehe hierzu und zu den Aus-
nahmen zum Aufenthaltsbestimmungsrecht der Mutter Thomas von
Hippel/Knut Benjamin Pifiler, a. a. O. (Fn. 220), S. 85 f. Siehe nun §§ 44 ff.
OVG-Interpretation ZGB Familienrecht (Fn. 244).

267 Zur bisherigen Rechtslage siehe Thomas von Hippel/Knut Benja-
min Pifiler, a.a. O. (Fn. 220), S. 86 ff.

268 §4 AdoptionsG.

269 Siehe oben unter B. IV. 1.
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Neu eingefiihrt wurde schliefilich eine Evaluation
der Adoption durch die fiir die Eintragung der Ad-
option zustidndige Abteilung fiir Zivilangelegenheiten,
§ 1105 Abs. 5 ZGB.

V. Erbrecht?”°

Wie das Familienrecht war auch das Erbrecht bislang in
einem eigenen Gesetz geregelt, das bereits 1985 verab-
schiedet worden und noch vom sowjetischen Erbrecht
beeinflusst war.>’! Angesichts des gewachsenen Wohl-
stands eines beachtlichen Teils der chinesischen Be-
volkerung und der seit 1985 gesteigerten Lebenser-
wartung wére zu erwarten, dass dieses Rechtsgebiet
im ZGB aufgrund seiner sozialpolitischen Funktion ei-
ne weitreichende Anderung erfahren hat.?’? Dies ist
jedoch (bis auf die Einfiihrung einer Nachlassverwal-
tung??) nicht der Fall.

1. AT

Im AT findet sich eine Anderung, mit der jedoch kei-
ne inhaltliche Neuerung verbunden ist, in § 1122 ZGB,
wonach das gesamte legale Vermd&gen einer natiirlichen
Person zum Nachlass gehort, soweit die Vererblich-
keit gesetzlich oder aufgrund der Natur des Nachlasses
nicht ausgeschlossen ist. § 3 ErbG war noch vom
Enumerationsprinzip ausgegangen, hatte also die ver-
erblichen Vermdgensbestandteile einzeln aufgezdhlt,
enthielt aber einen Auffangtatbestand, nach dem auch
,anderes legales Vermogen” als Nachlass galt.

Neu in das ZGB wurde eine Regelung aus der
justiziellen Interpretation des OVG zum Erbgesetz?’*
eingefiigt (§ 1121 Abs. 2 ZGB), die eine Vermutungs-
regelung fiir den Zeitpunkt des Todes in Fillen enthalt,
bei denen mehrere Personen, die sich gegenseitig beer-
ben, durch ein und dasselbe Ereignis versterben.

Die Tatbestinde, die zu einer Erb- bzw. Vermacht-
nisunwiirdigkeit fithren, wurden erweitert.””> Zugleich
hat der Gesetzgeber fiir einige der (minderschweren)
Tatbestdnde die Moglichkeit eingefiihrt, dass die Erb-
wiirdigkeit des Erben bei Reue und durch Verzeihung
wiederhergestellt wird.?”¢ Ob diese Regelung zur Wie-
derherstellung der Erbwiirdigkeit auch fiir Vermacht-
nisnehmer gilt, ist unklar.?”

270 Fiir wertvolle Hinweise in diesem Kapitel zum Erbrecht nach
dem ZGB bin ich Herrn Prof. Peter A. Windel, Ruhr-Universitit Bo-
chum, sehr zu Dank verpflichtet.

271 Yang Lixin, Key Points on Revisions of the Draft to the Succession
Series of the Civil Code, in: China Law 2019, S. 112 ff. (113 ff., 120).
272 Diese Erwartung hatte etwa auch Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15),
S. 101.

273 Giehe unten unter B. VL. 4.

274 Ziffer 2 OVG-Interpretation ErbG.

275 Neu sind die Tatbestinde des Verbergens von Testamenten
(§ 1125 Abs. 1 Nr. 4, 3. Alt. ZGB) und die Tauschung oder Bedrohung
des Testators (§ 1125 Abs. 1 Nr. 5 ZGB).

276 §1125 Abs. 2 ZGB.

277 GeméaB § 1125 Abs. 3 ZGB gelten die Tatbestinde, die nach
§ 1125 Abs. 1 ZGB zur Erbunwiirdigkeit fithren, auch fiir Vermécht-
nisnehmer. Eine Verweisung auf die in § 1125 Abs. 2 ZGB geregelte
Wiederherstellung der Erbwiirdigkeit fehlt hingegen.
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2. BT

Der BT des Erbrechts regelt die gesetzliche Erbfol-
ge (§§ 1126 bis 1132), testamentarische Erbfolge und
Vermichtnis (§§ 1133 bis 1144) sowie die Erbauseinan-
dersetzung (§§ 1145 bis 1163).

a) Gesetzliche Erbfolge

Im Hinblick auf die gesetzliche Erbfolge wurde der im
internationalen Vergleich sehr enge Kreis der Erben?”8
etwas erweitert?”’: Kinder von Geschwistern des Erb-
lassers treten nun bei deren Vorversterben als gesetzli-
che Erben ein, § 1128 Abs. 2 ZGB. Die Gefahr erbenloser
Nachlasse wird sich durch diese Erweiterung nicht vol-
lig verhindern lassen.?®? In diesem Zusammenhang ist
bemerkenswert, dass erbenloser Nachlass nun gemafs
§ 1160 ZGB fiir gemeinniitzige Unternehmungen ver-
wendet werden muss, wenn er in das Eigentum des
Staates fallt.?s!

b) Testamentarische Erbfolge und Vermachtnis-
se

Die Testierfreiheit bleibt auch nach dem ZGB weit-
gehend unbegrenzt: Es gibt kein Pflichtteilsrecht (im
Sinne der §§ 2303 ff. BGB)*?, und der Erblasser kann
ungehindert Familienfremde als Erben einsetzen, da
keine Erbschaftssteuer erhoben wird, durch die der
Gesetzgeber diesbeziiglich negative fiskalische Anrei-
ze setzen konnte. Zuldssig ist nach § 1133 Abs. 4 ZGB
auch die Errichtung einer Treuhand (nicht jedoch einer
Stiftung) mit dem Todesfall.?%®

Mit der Betonung der Testierfreiheit wird auflerdem
erkldrt, warum das chinesische Erbrecht das allge-
meine Institut des Erbvertrags nicht kennt. Zuléssig
sind hingegen ,Vereinbarungen {iiber Vermachtnisse
und Unterhalt”, bei denen eine Organisation oder ein
Einzelner den Erblasser gegen Einsetzung als Legatar
lebzeitig unterhilt, wobei § 1158 ZGB den Kreis der Per-
sonen, die eine solche Vereinbarung mit dem Erblasser

278 Nach § 1127 ZGB ist das gesetzliche Verwandtenerbrecht auf
zwei Ordnungen begrenzt, ndmlich Ehegatte, Kinder und Eltern
(1. Ordnung) sowie Geschwister und Grofeltern (2. Ordnung).

279 Zur bisherigen Rechtslage siehe Knut Benjamin Pifler/Zhu Qing-
yu, Erbrecht, in: Jorg Binding/Knut Benjamin Pifiler/Xu Lan, a.a.O.
(Fn. 24),S.290 £.

280 Kritisch in dieser Hinsicht Yang Lixin, a.a.O. (Fn. 271), S. 113.
281 Anders noch die bisherige Regelung in § 32 ErbG. Diese Ge-
meinwohlbindung galt und gilt auch weiterhin nicht, wenn der
Erblasser Mitglied einer Organisation kollektiver Eigentumsordnung
war, in deren Eigentum der erbenlose Nachlass nach § 1060, 2. Halb-
satz ZGB fallt.

282 Ein Pflichtteil steht nach § 1155 ZGB (zuvor: § 28 ErbG) nur
dem ungeborenen Kind des Erblassers zu, wenn es nach dem Erb-
fall lebend geboren wird. Ein ,notwendiger Anteil” des Nachlasses
ist gemdfs § 1141 ZGB (zuvor: § 19 ErbG) aufierdem fiir arbeitsunfa-
hige Erben vorzubehalten, die keine Einkommensquelle haben. Siehe
hierzu Knut Benjamin Pifiler/Timo Kleinwegener, Necessary Portion in
China, in: Kenneth G. C. Reid, Marius |. de Waal, Reinhard Zimmermann
(Hrsg.), Comparative Succession Law, Bd. 3: Mandatory Family Pro-
tection, Oxford: Oxford University Press 2020, S. 601 ff.

283 Giehe hierzu auch die §§ 8 Abs. 2, 13 Treuhandgesetz vom
28.4.2001, chinesisch-deutsch in: ZChinR (Newsletter) 2001, 71 ff.
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abschliefien diirfen, im Vergleich zu § 31 ErbG auswei-
tet. 2

Die Einfithrung neuer Formen, in denen die Er-
richtung eines Testaments zuldssig ist (gedruckte Tes-
tamente und Videotestamente, §§ 1136, 1137 ZGB),
ist offenbar als Mafinahme gegen die Zuriickhaltung
in China zu verstehen, ein Testament zu errichten.?®
Die OVG-Kommentierung sieht hierin eine Anpas-
sung an die neuen Entwicklungen im gesellschaftlichen
Leben.?® Der Testierfreiheit ist wiederum geschul-
det, dass die besondere Bestandsgarantie notarieller
Testamente gegeniiber in anderen Formen errichteten
Testamenten abgeschafft worden ist.?®” Fiir beide Neue-
rungen muss sich freilich noch erweisen, ob dadurch
die Falschungsgefahr wéchst.

Etwas irritierend ist die (aus der OVG-Interpretation
ErbG iibernommene?®) Regelung des § 1142 Abs. 2
ZGB, wonach eine testamentarische Verfiigung als zu-
riickgenommen gilt,”® wenn der Testator nach Errich-
tung des Testaments Rechtsgeschifte vornimmt, die
dieser Verfligung widersprechen. Offenbar fiirchtete
der Gesetzgeber, dass der testamentarische Erbe eines
Gegenstands, der sich zum Zeitpunkt des Erbfalls nicht
mehr im Nachlass befindet (weil er beispielsweise vom
Erblasser verdufsert worden ist), ansonsten von Drit-
ten die Herausgabe des Gegenstands fordern konnte.
Ein solcher Herausgabeanspruch besteht freilich schon
deswegen nicht, weil der Erbfall geméfs § 1121 ZGB erst
mit dem Tod des Erblassers eintritt, zu einem Zeitpunkt
also, zu dem der Gegenstand nicht mehr zum Nachlass
gehort.

¢) Erbauseinandersetzung (Regelung des Nach-
lasses)

Die weitreichendste Neuerung im Erbrecht ist die
Einfithrung einer obligatorischen Nachlassverwaltung
nach den §§ 1145 bis 1149 ZGB, die im deutschen Recht
keine Entsprechung hat. Die Nachlassverwaltung fasst
Funktionen der Nachlasssicherung (§§ 1147 Nr. 1 und 2
ZGB), Haftungsverwirklichung (§ 1147 Nr. 4 ZGB)
und Verteilung (§ 1147 Nr. 5 ZGB) zusammen?”’ und
dhnelt daher zu einem gewissen Grad dem anglo-
amerikanischen Erbrecht. Eine von der chinesischen

284 Laut OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 10, 687,
dient diese Erweiterung der besseren Absicherung des Erblassers.
25 Siehe zu den sozialen und ethischen Griinden fiir die mangeln-
de Testierfreudigkeit etwa Zhang Shuhan, Das Testament in China.
Geschichte, Gesetz und Gewohnheit, in: ZChinR 2013, S. 75 ff. (86 ff.).
26 OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 10.

287 §20 Abs. 3 ErbG wurde nicht in den entsprechenden § 1142 ZGB
aufgenommen. OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 10,
sieht den Zweck der Abschaffung darin, , gewissenhaft den wahren
Willen des Testators zu befolgen”.

288 7iffer 39 OVG-Interpretation ErbG.

29 Die Zuriicknahme und Anderung von Testamenten sind in
§ 1142 Abs. 1 ZGB geregelt, sodass es bei den Rechtsgeschéften in
Abs. 2 nicht um diese Rechtsgeschéfte gehen kann.

290 Laut OVG-Kommentierung Familien- und Erbrecht, S. 10, ver-
folgt der Gesetzgeber mit der Einfithrung das Ziel, dass der Nachlass
eine zweckmaifige Verwaltung erhélt und reibungslos aufgeteilt wird
und die Interessen der Erben und der Gldubiger besser geschiitzt
werden.

Lehre zu beantwortende (dogmatische) Folgefrage ist,
ob damit auch eine Abkehr vom erbrechtlichen Grund-
satz des Vonselbsterwerbs einhergeht.?’!

Die Verteilungsordnung des ZGB iibernimmt hinge-
gen das utilitaristische Prinzip des Erbgesetzes, dass
die Teilung des Nachlasses der Produktion und dem
Leben von Nutzen sein muss und die effektive Nut-
zung des Nachlasses nicht schddigen darf (§ 1156 Abs. 1
ZGB), und erméglicht — wegen des Gebots sozialer Ge-
rechtigkeit oder des Gedankens der Gegenseitigkeit*?
— Abweichungen von den Erbquoten (§§ 1130 Abs. 2
bis 4, 1131 ZGB). Im Hinblick auf die Haftungsordnung
bleibt es beim Vorrang besonders bediirftiger Erben vor
Gldubigern, § 1159 2. Halbsatz ZGB.

In § 1152 ZGB wurde die Regelung aus der OVG-
Interpretation zum Erbgesetz {ibernommen, wonach
der Erbanteil vor der Auseinandersetzung vererblich
ist.??> Warum es dieser aus deutscher Sicht selbstver-
standlichen Regelung bedarf, ist nicht ganz klar. Neu
ist, dass testamentarisch von § 1152 ZGB abgewichen
werden darf.?%*

VI. Haftpflichtrecht

Das 7. Buch regelt schliefilich die zivilrechtlichen Bezie-
hungen, die durch die ,Verletzung von zivilen Rechten
und Interessen” entstehen, § 1164 ZGB. Da in dem Buch
nicht nur schuldhaftes Fehlverhalten (Delikt), sondern
auch die Gefdhrdungshaftung geregelt ist, gibt es gute
Griinde dafiir, von einem Haftpflichtrecht zu spre-
chen.?® Dieses Haftpflichtrecht vom iibrigen Schuld-
recht zu trennen, fiihrt die OVG-Kommentierung dar-
auf zuriick, dass der Gesetzgeber diese Trennung be-
reits in den AGZR vorgenommen habe.??® Dabei wird
durchaus gesehen, dass diese Trennung aus historisch-

291 Von diesem Grundsatz, nach dem die Erbschaft unmittelbar

und von selbst auf die Erben iibergeht, kannte das chinesische
Erbrecht freilich auch zuvor schon eine Ausnahme: Das Vermécht-
nis, das nach § 29 SachenrechtsG als Vindikationslegat ausgestaltet
war, bedurfte einer Annahme durch den Verméchtnisnehmer (siehe
hierzu oben unter B. L. 1).

292 Siehe Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15), S. 101 f.

2% Siehe Ziffer 52 OVG-Interpretation ErbG. Nach der Erbausein-
andersetzung ist der Erbanteil a fortiori vererblich. Die entsprechende
Regelung zu Vermichtnisnehmern in Ziffer 53 OVG-Interpretation
ErbG wurde nicht in das ZGB iibernommen, findet sich jedoch
weiterhin in § 38 Erlduterungen des Obersten Volksgerichts zur An-
wendung des Buches {iber die Erbfolge des ,Zivilgesetzbuches der
Volksrepublik China” (Teil 1) (f i AN RkFe X THEH <4 Rt
1 By 4R R R AR RE (—) ) vom 29.12.2020, chinesisch-englisch
abrufbar unter: <lawinfochina.com> [t #: fft 25 L f]/ < pkulaw.
cn> [JhRKEE], Indexnummer: CLI1.3.349602.

2% Dies deutet darauf hin, dass auflésend bedingte Erbschaften zu-
lassig sind. Denkbar erscheint aber auch, dass der Erbanfall bis zur
Auseinandersetzung anders als im deutschen Recht nicht endgiiltig
ist und (wegen der oben angesprochenen flexiblen Erbquoten) einer
Regelung bedarf.

2% So bereits Hans-Georg Bollweg/Norman Doukoff/Nils Jansen, Das
neue chinesische Haftpflichtgesetz, in: ZChinR 2011, S. 91 ff.

29 OVG-Kommentierung Haftpflichtrecht, S. 7 (,, In unserem Land
wurde die rechtsverletzende Handlung seit den AGZR ,eigenstan-
dig’ vom Schuldrecht getrennt, indem ein Kapitel ,zivile Haftung’
bestimmt wurde, was einen positiven Effekt hatte und fiir die Ge-
setzgebungstechnik eine Innovation mit positiver Bedeutung war.”)

107


lawinfochina.com
pkulaw.cn
pkulaw.cn

PifSler, Das ZGB der VR China im Spiegel einer Kommentierung des OVG, ZChinR 2021

rechtsvergleichender Perspektive einen Bruch darstellt
und international keine Vorbilder hat.?”

Das Buch hat iiberwiegend die Normen und die
Systematik (mit einem AT in den Kapiteln 1 bis 3 so-
wie einem BT mit sektoralen Sonderregelungen in den
Kapiteln 4 bis 10) des Haftpflichtgesetzes aus 2009
ibernommen.?”

1. AT

Einige Vorschriften zu den Grundstrukturen des Haft-
pflichtgesetzes® wurden nicht in den AT des 7. Buches
tibernommen, da der Gesetzgeber diese in das 1. Buch
des ZGB (bzw. zuvor schon in den ATZR) eingefiigt
hat: Wer welche Anspriiche bei einer ,Verletzung von
Rechten und Interessen” geltend machen kann, ist
dem 1. Buch (8§ 120, 179 ZGB*®) zu entnehmen. Die
(offene) Definition des Begriffs , Rechte und Interes-
se” (1 25)*! ist im ZGB ganz entfallen, sodass fiir
die Bestimmung, wann eine geschiitzte individuelle
Rechtsposition vorliegt, auf die in den §§ 109 ff. ZGB
angefiihrten Rechte®” und die Personlichkeitsrechte im
4. Buch zuriickzugreifen sein wird.

Auch die Tatbestinde fiir eine Befreiung von ei-
ner Haftung (wegen hoherer Gewalt, Notwehr oder
Notstand’*®) finden sich nun im 1. Buch (dort §§ 180
bis 182 ZGB). Neu aufgenommen wurden hingegen
in die ,Allgemeinen Bestimmungen” des 1. Kapitels
des Haftpflichtrechts Regelungen zur Selbstgefdhr-
dung bzw. zum Handeln auf eigene Gefahr (5 H X%,
§1176 ZGB) und zur Selbsthilfe (5 81174, § 1177 ZGB).

Im zweiten Kapitel sind unter der Uberschrift ,Scha-
densersatz” die Vorschriften zusammengefasst, die aus
den Grundstrukturen des Haftpflichtgesetzes weder
in das 1. Buch des ZGB noch in die ,Allgemeinen
Bestimmungen” des Haftpflichtrechts verschoben wer-
den konnten: Es geht hier zwar iiberwiegend um
Regelungen zur Hohe eines Schadensersatzanspruchs
(8§ 1179, 1180, 1182, 1184 ZGB). Jedoch wurde auch
die bereits in den AGZR angelegte Billigkeitshaftung
(§ 1186 ZGB*™) und die Vorschrift iiber das Geltendma-
chen von Anspriichen durch Rechtsnachfolger (§ 1181
ZGB3%) hier eingefiigt.

297 OVG-Kommentierung Haftpflichtrecht, S. 7.

2% Die OVG-Kommentierung Haftpflichtrecht, S. 7, macht als
Grund hierfiir geltend, dass das Haftpflichtgesetz erst vor kiirzerer
Zeit verabschiedet worden sei und daher eine hohe Reife bei der Ge-
setzgebungstechnik vorweise.

2% Diese Grundstrukturen waren in den ersten drei Kapiteln des
Haftpflichtgesetzes (§§ 1 bis 31) geregelt. Die Reihenfolge der aus den
Kapiteln 2 und 3 HaftpflichtG tibernommenen Paragrafen hat sich im
ZGB stark gedndert und diese zwei Kapitel sind im ZGB (in Kapitel 2:
Schadensersatz) zusammengefasst worden.

300 Zuvor: §§ 3, 15 HaftpflichtG.

301 §2 Abs. 2 HaftpflichtG. Siehe hierzu Yuanshi Bu, a.a. O. (Fn. 15),
S.134f.

302 Wo freilich in § 126 ZGB auf weitere ,zivile Rechte und Inter-
essen” (& AU F A1 A £5) in anderen gesetzlichen Bestimmungen
verwiesen wird und (in § 118 ZGB) auch Rechte aus Schuldverhalt-
nissen angefithrt werden.

303 Zuvor: §§ 29 bis 31 HaftpflichtG.

304 Zuvor: § 24 Haftpflichtgesetz, § 132 AGZR.

305 Zuvor: § 18 Haftpflichtgesetz. Der Zweck dieser Regelung er-
schlieSt sich nicht ohne Weiteres. Offenbar besteht ein Bedtirfnis
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Neu sind Regelungen zum Ersatz immaterieller
Schiden in Form von Schockschidden, wenn eine Sache
(wie etwa ein Haustier) verletzt wird, die eine beson-
dere personliche Bedeutung fiir eine natiirliche Person
hat (§ 1183 Abs. 2 ZGB), und zum Strafschadensersatz
bei vorsétzlicher Verletzung von Immaterialgtiterrech-
ten (§ 1185 ZGB).

Hinter der Uberschrift des 3. Kapitels ,,Besondere Be-
stimmungen zum Haftungssubjekt” verbirgt sich (wie
bereits beim Haftpflichtgesetz) ein bunter Straufs un-
terschiedlichster Vorschriften. Sie betreffen Fragen der
Zurechnung schadensverursachenden Verhaltens an-
derer (z. B. §§ 1188 Abs. 1, 1191, 1192 ZGB), Fragen der
Deliktsfahigkeit (§§ 1188 Abs. 2, 1190 ZGB), Fragen der
Haftung bei einer Schadigung Dritter durch abhéingig
Beschiftigte (§§ 1191, 1192 ZGB) sowie der Haftung bei
Schiadigungen in 6ffentlichen oder der Offentlichkeit
geoffneten Rdumen und Einrichtungen (§ 1198 ZGB)
und speziell in Kindergdrten, Schulen und anderen
Bildungseinrichtungen (§§ 1199 bis 1201 ZGB). Hier
stehen aber auch Vorschriften zur Haftung aus Verlet-
zungen eigener Verkehrssicherungspflichten, die allein
(8§ 1198 Abs. 1, 1200 ZGB) oder zusammen mit dem
Verhalten Dritter einen Schaden herbeigefiihrt haben
(8§ 1198 Abs. 2, 1201 Satz 1, 2. Hs. ZGB).

Neu hinzugekommen sind Regelungen zur Haftung
des Bestellers fiir das schadensverursachende Verhal-
ten eines Werkunternehmers (§ 1193 ZGB) und zur
Haftung bei , beauftragter Vormundschaft“3% (§ 1189).

Stark tiberarbeitet wurde die Haftung fiir schadens-
verursachendes Verhalten im Internet®”: Der Anbieter
(Provider) haftet nun nach § 1197 ZGB gesamtschuld-
nerisch mit dem Nutzer, wenn er fahrldssig keine
Kenntnis von schadensverursachendem Verhalten hat-
te.3® Die §§ 1195, 1196 ZGB gestalten auflerdem das
Verfahren detaillierter aus, durch das der Geschadig-
te vom Anbieter verlangen kann, Mafinahmen zum
Schutz seiner Rechte gegen den Schddiger zu ergrei-
fen.3” Werden notwendige Mafinahmen nicht unver-
ziiglich ergriffen, haftet der Anbieter wie bisher ge-

klarzustellen, dass Anspriiche aus der Verletzung von Rechten von
natiirlichen Personen und sonstigen Organisationen von Rechtsnach-
folgern geltend gemacht werden koénnen. Die Ausfithrungen der
OVG-Kommentierung Haftpflichtrecht, S. 158, legen nahe, dass der
Anspruch (bei natiirlichen Personen) stellvertretend fiir den verstor-
benen Anspruchsinhaber geltend gemacht wird (dass es sich dabei
also nicht etwa um einen eigenen Anspruch der Rechtsnachfolger als
Erben handelt).

306 Eine solche ,beauftragte Vormundschaft” fithrt laut OVG-
Kommentierung Haftpflichtrecht, S. 226, nicht dazu, dass der Vor-
mund seine Vormundschaftspflichten vollstindig auf einen ,beauf-
tragten Vormund” {ibertragen kann. Der Gesetzgeber hatte dabei
offenbar Wanderarbeiter im Blick, die ihre Kinder bei den GrofSeltern
betreuen lassen.

307 Zur bisherigen Rechtslage (auch unter Einbeziehung der betref-
fenden OVG-Interpretation) siehe Yuanshi Bu, a. a. O. (Fn. 15), S. 147 £.
308 Nach § 36 Abs. 3 Haftpflichtgesetz setzte die Haftung des An-
bieters voraus, dass er von dem rechtsverletzenden Verhalten des
Nutzers wusste.

309 Zuvor: § 36 Abs. 2 Haftpflichtgesetz. Inwiefern sich dieses neue
Verfahren in der Praxis als wirksam erweist, bedarf einer weiteren
Untersuchung.
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samtschuldnerisch mit dem Schadiger fiir die ,, Auswei-

tung der Schadigung”.310

Warum der Gesetzgeber diese Haftungstatbestdnde
des Internet-Nutzers und des Internet-Providers nicht
(zusammen mit der Haftung fiir die Verletzung der
Verkehrssicherungspflichten) in die sektoralen Sonder-
regeln des BT eingefiigt hat, kann wohl wiederum nur
auf eine Pfadabhingigkeit zuriickgefiihrt werden.

2. BT

Im ,besonderen Teil” sind wie bereits im Haftpflicht-
gesetz sektorale Sonderregeln zur Produkthaftung
(8§ 1202 bis 1207 ZGB), zur Strafienverkehrshaftung
(8§ 1208 bis 1217 ZGB), zur Arzthaftung (§§ 1218 bis
1228 ZGB), zur Umwelthaftung (§§ 1229 bis 1235 ZGB),
zu wichtigen weiteren Quellen besonderer Gefahren
(8§ 1236 bis 1244 ZGB), zur Tierhalterhaftung (§§ 1245
bis 1251 ZGB) und zur Haftung fiir gefdhrliche bzw. ge-
fahrlich verwahrte Gegenstande (§§ 1252 bis 1258 ZGB)
normiert.

Im Produkthaftungsrecht haftet (neben dem Herstel-
ler) nun offenbar auch der Verkédufer im Auflenverhalt-
nis verschuldensunabhéngig, § 1203 Abs. 1 ZGB.3!! Im
Hinblick auf den Begriff des Produkts und des Fehlers
ist weiterhin auf Normen aufierhalb des ZGB zurtick-
zugreifen.31?

Bei einem Riickruf von Produkten (wie etwa Kraft-
fahrzeugen, Spielzeug sowie Arznei- und Lebensmit-
teln®'%) besteht nun eine Verpflichtung des Herstellers
und des Verkdufers, dem Geschddigten notwendige
Kosten, die er durch den Rickruf getragen hat, zu er-
setzen, § 1206 Abs. 2 ZGB. Aufierdem kann nach der
entsprechend erweiterten Vorschrift des § 1207 ZGB?!*
fir den Fall unzureichender Mafinahmen bei sich im
Verkehr befindlichen fehlerhaften Produkten auch ein
Strafschadensersatz verhdngt werden.

Zur Straflenverkehrshaftung ist im ZGB weiterhin
nur die Haftung der Eigentiimer und anderer Nutzer®!
von Kraftfahrzeugen geregelt, wahrend Verkehrsunfal-
le zwischen Radfahrern oder zwischen Radfahrern und
Fufigingern den allgemeinen Regelungen unterwor-
fen sind. Auch die zuvor zum Haftpflichtgesetz bereits
wegen mangelnder Rechtsklarheit kritisierte Verwei-
sung in der Haftungsgrundnorm des § 1208 ZGB auf
andere Gesetze (insbesondere zur StrafSenverkehrssi-
cherheit) ist {ibernommen worden.?'® Immerhin ist im
ZGB nun eine Regelung zur Reihenfolge der Ersatz-
pflichtigen (Pflichtversicherung, Zusatzversicherung,

310 §1195 Abs. 2 ZGB (zuvor: § 36 Abs. 2 Satz 2 Haftpflichtgesetz).
11§42 Haftpflichtgesetz, der eine verschuldensabhéngige Haftung
des Verkdufers vorsah, wurde nicht in das ZGB iibernommen.

312 Gjehe hierzu Yuanshi Bu, a.a.O. (Fn. 15), S. 141 f.

313 Fiir den Riickruf dieser Produkte bestehen besondere Vorschrif-
ten. Zum Ruckruf von Kraftfahrzeugen siehe Yvonne Eulers/Guo
Jiexin/Knut Benjamin Pifiler, ZChinR 2014, S. 134 ff. sowie Frank Di-
edrich/Zhang Hang, ZChinR 2016, S. 225 ff.

314 Zuvor: § 47 Haftpflichtgesetz.

315 Neu eingefiihrt wurde die Figur des ,Verwalters” (#3 \) eines
Kraftfahrzeugs.

316 Zu dieser Kritik siehe Hans-Georg Bollweg/Norman Doukoff/Nils
Jansen, a.a.O. (Fn. 295), S. 98.

Verletzer) aufgenommen worden, die jeweils (unmit-
telbar) haften, soweit dies jeweils dem Umfang der
Versicherungssumme entspricht, § 1213 ZGB. Neu hin-
zugekommen (bzw. aus einer entsprechenden Inter-
pretation des OVG®” eingefiigt) sind Haftungsnormen
fiir Verkehrsunfille, an denen ein Kraftfahrzeug be-
teiligt ist, das ohne Einwilligung des Halters (§ 1212
ZGB) oder ohne die erforderliche Lizenz (etwa im
Personenbeforderungsgewerbe) betrieben wird (§ 1211
ZGB). Auflerdem ist nach § 1217 ZGB eine Minde-
rung der Schadensersatzhaftung des Nutzers eines
Kraftfahrzeugs gegeniiber unentgeltlichen Mitfahrern
vorgesehen.

Die Arzthaftung wird in China nicht als eine dienst-
vertragliche Haftung vertragsrechtlich, sondern durch
das Haftpflichtrecht geregelt.’'® Verschuldensabhingi-
ge Anspriiche aus den §§ 1218 ff. ZGB richten sich
nur gegen die medizinische Einrichtung, woraus der
Schluss gezogen werden kann, dass medizinisches Per-
sonal (dhnlich wie bei der Arbeitgeberhaftung nach
§ 1191 ZGB) nicht haftet.>' Im Vergleich zum Haft-
pflichtgesetz sind im ZGB nur wenige Neuerungen in
diesem Rechtsgebiet festzustellen. Erwdhnenswert ist,
dass im Rahmen der besonderen Produkthaftung nach
§ 1223 ZGB nun auch der Inhaber der Genehmigung
fiir das Inverkehrbringen von Arzneimitteln wegen
fehlerhafter medizinischer Produkte in Anspruch ge-
nommen werden kann.3?

Im Umwelthaftungsrecht nach den §§ 1229 ff. ZGB
wurde — laut OVG-Kommentierung ,zur Umsetzung
der Gedanken Xi Jinpings zur 6kologischen Kul-
tur“*! — der Tatbestand der Verschmutzung der Um-
welt durch den einer Zerstérung der Okologie erginzt,
wobei beide Tatbestdnde noch einer genaueren Ausfor-
mung bediirfen. Der Handelnde haftet dem Verletzten
verschuldensunabhangig, wobei § 1230 ZGB fiir be-
stimmte Tatsachen eine Beweislastumkehr festschreibt
und § 1231 ZGB bei mehreren Handelnden zur Fest-
stellung des jeweiligen Anteils der Haftung bestimm-
te Faktoren aufstellt. Neu hinzugekommen ist ein
Strafschadensersatzanspruch des Verletzten, wenn ein
vorsatzliches Verhalten erhebliche Folgen herbeifiihrt
(§ 1232 ZGB). Im Rahmen einer Klage im 6ffentlichen

817 §§ 2 und 3 OVG-Interpretation Strafenverkehrsunfille (5 &
N B i e 5% T o B T I A O o R N R R E R i
F 9] B Y fi# BF) vom 27.11.2012; diese Vorschriften wurden dem-
entsprechend nicht in die revidierte Fassung dieser Interpretation
(vom 29.12.2020) {ibernommen (chinesisch-englisch abrufbar unter
<lawinfochina.com> [Jt Ky /4 9% ST f]/ <pkulaw.cn> [db k2 =],
Indexnummer CLI.3.349747).

318 " He Jian, Anteilige Haftung fiir drztliche Behandlungsfehler, Ber-
lin: Duncker & Humblot 2016, S. 132 f. Zur Frage der Haftung frei
praktizierender Arzte in China siehe Dara-Lisa Szielinski, Die Arzt-
haftung in der Volksrepublik China nach der jiingsten Interpretation
des Obersten Volksgerichts, in: ZChinR 2018, S. 232 ff. (236).

819 Hans-Georg Bollweg/Norman Doukoff/Nils Jansen, a. a. O. (Fn. 295),
S. 100.

320 Weitere von der OVG-Kommentierung Haftpflichtrecht, S. 10,
genannte Neuerungen betreffen die Aufklarungspflicht nach § 1219
ZGB (zuvor: § 55 Haftpflichtgesetz) und den Schutz persénlicher
Informationen von Patienten nach § 1226 ZGB (zuvor: § 62 Haft-
pflichtgesetz).

521 OVG-Kommentierung Haftpflichtrecht, S. 10.
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Interesse haben staatlich bestimmte Behdrden und ge-
setzlich bestimmte Organisationen einen Anspruch auf
Renaturierung (§ 1234 ZGB) sowie auf Ersatz von im
Einzelnen angefiihrten Kosten (§ 1235 ZGB).

In den abschlieffenden drei Kapiteln iiber die Haf-
tung fiir Quellen besonderer Gefahren (wie etwa Atom-
kraftwerke und Luftfahrzeuge), die Tierhalterhaftung
und die Haftung fiir gefdhrliche bzw. gefahrlich ver-
wahrte Gegensténde sind nur kleine Anderungen fest-
zustellen. Die nicht abschlieffende Liste der Beispiele
fiir hochgefdhrliche Stoffe nach § 1239 ZGB**? wur-
de um hochéitzende und hochpathogene Stoffe ergénzt
und vorsitzliches und grob fahrlédssiges Verhalten von
einer Haftungsbegrenzung auf einen gesetzlich be-
stimmter Haftungshochstbetrag gemaf3 § 1244 ZGB32
ausgenommen. Neu ist bei der Tierhalterhaftung au-
erdem die Moglichkeit, sich von der Haftung durch
den Beweis einer vorsitzlichen Selbstgefahrdung des
Geschédigten teilweise zu entlasten, wenn vorgeschrie-
bene SicherheitsmafSinahmen nicht eingehalten wer-
den, § 1246 ZGB3?*. Ebenso kann sich nun der Bau-
unternehmer nach § 1252 BGB** von der Haftung fiir
die Schddigung durch einstiirzende oder zusammen-
sinkende Bauten befreien, wenn er nachweist, dass kein
Qualitdtsmangel vorlag. Bei der Haftung fiir das Hin-
auswerfen von Gegenstidnden aus Gebduden, die an die
romische actio de deiectis vel effusis erinnert,*?® hat der
Gesetzgeber einige Nachbesserungen vorgenommen:
In § 1254 ZGB aufgenommen wurde zunichst das ex-
plizite Verbot eines solchen Verhaltens, um — wie die
OVG-Kommentierung ausfiihrt — , der Feststellung der
Rechtswidrigkeit dieser Handlung eine klare rechtliche
Grundlage zu geben”.%? Der Klarstellung dient offen-
bar, dass in § 1254 Abs. 1 ZGB nun der Verletzer als
primédrer Anspruchsgegner angefiihrt wird, wahrend
die anderen Nutzer des Gebdudes nur dann haften,
wenn der tatsdchliche Verletzer nicht zu ermitteln ist.
Angesichts dieser Haftungsvoraussetzung der anderen
Nutzer erscheint die ebenfalls neu eingefiigte Regress-
moglichkeit gegen den tatsdchlichen Verletzer in § 1254
Abs. 1 Satz 3 ZGB ins Leere zu laufen. Die zusétzli-
che Haftung des Immobiliendiensteunternehmens und
sonstiger Gebdudeverwalter bei Nichterfiillung ihrer
Verkehrssicherungspflichten in § 1254 Abs. 2 ZGB ldsst
in der Praxis erwarten, dass in Wohnkomplexen ver-
starkt eine Kameraiiberwachung eingesetzt wird.3?8
Deklaratorischer Natur und wegen seines offentlich-
rechtlichen Inhalts deplatziert erscheint schliefilich,
dass § 1254 Abs. 3 ZGB die Amtpflicht zur Ermittlung

322 zuvor: § 72 Haftpflichtgesetz.

323 Zuvor: § 77 Haftpflichtgesetz.

324 Zuvor: § 79 Haftpflichtgesetz.

325 Zuvor: § 86 Haftpflichtgesetz.

326 Zu der Vorgangervorschrift in § 87 Haftpflichtgesetz Hans-Georg
Bollweg/Norman Doukoff/Nils Jansen, a. a. O. (Fn. 295), S. 93; Yuanshi Bu,
a.a.0. (Fn. 15), S. 147.

%27 OVG-Kommentierung Haftpflichtrecht, S. 11.

328 Dies berichtete Yuanshi Bu am 22.9.2020 im Rahmen der
Gottinger Sommerschule zum chinesischen Recht des Deutsch-
Chinesischen Instituts fiir Rechtswissenschaft.

110

des oder der Haftenden durch Polizei und andere Be-
horden festschreibt.

C. Fazit

Das ZGB ist keine Neukodifikation des chinesischen
Zivilrechts. Es ist vielmehr eine Zusammenfassung
bestehender Gesetze, die in den vergangenen vierzig
Jahren (seit der Einfiihrung der Politik der Reform
und Offnung) verabschiedet worden waren. Diese bis-
herigen Gesetze wurden durch einzelne Rechtsinsti-
tute erganzt, die das Oberste Volksgericht als Quasi-
Gesetzgeber in justiziellen Interpretationen geschaffen
hatte.’” Das Nebeneinander mehrerer zu unterschied-
lichen Zeiten verabschiedeter Einzelgesetze und justi-
zieller Interpretationen mit zum Teil unabgestimmter
Terminologie ist damit tiberwunden, sodass materiell-
rechtlich mehr Rechtssicherheit zu erwarten ist.

Eine Beschiftigung mit dem ZGB — sei es aus Sicht
des Rechtsanwenders oder des Wissenschaftlers —muss
diesen gesetzgeberischen Ansatz berticksichtigen: Im
Hinblick auf die (inhaltlich3*) unverandert in das ZGB
iibernommenen Vorschriften der Einzelgesetze und
justiziellen Interpretationen kann sowohl die Literatur
als auch die Rechtsprechung weiterhin herangezogen
werden. Aber auch beziiglich der Anderungen lohnt
sich ein Blick auf die bisherige Rechtslage, um Tenden-
zen im chinesischen Zivilrecht zu erkennen.

Das Gesetzbuch vereint historisch gewachsene
Rechtsinstitute, die sich bis in das rémische Recht?!
oder in die Zeit des ersten Zivilgesetzes der Republik
China®? zuriickverfolgen lassen, teilweise aber auch
dem sozialistischen Recht zugeordnet werden kon-
nen,’® mit kontinental-europdischen Elementen und
vereinzelten Elementen des anglo-amerikanischen
Rechtskreises®*. Etwas tiberspitzt formuliert ladsst sich
die These vertreten, dass der chinesische Gesetzgeber
insbesondere im Familienrecht an (sozialistischen)

329 Prominentestes Beispiel ist das Rechtsinstitut der Storung der

Geschiftsgrundlage (oben unter B. II. 1. c)).

330 Bei rund einem Drittel der Normen des ZGB wurden im Ver-
gleich zu den bisherigen Gesetzen nur kleine Anderungen in der
Formulierung, der Zeichensetzung oder der Satzstruktur vorgenom-
men, die zu keiner rechtlichen Anderung fiihren. Eine statistische
Auswertung kommt zu dem Ergebnis, dass 36,3 % der 1.260 Normen
des ZGB unverdndert aus den bisherigen Gesetzen tibernommen
worden sind; nur 11,7 % der Normen wurden neu eingefiigt; mate-
rielle Anderungen (525145 4% 32) wurden bei 19,5 % festgestellt,
wahrend bei 32,5% der Normen nur nicht materielle Anderungen
(FESE B & 45 ) festgestellt wurden; siehe Wang Dong (F4%), Der
korrekte Umgang mit dem Problem der Verbindung von altem und
neuem Recht nach Bekanntmachung des ZGB (IERfiAbH Rk Siaifi
Jei H 1 #4542 I ), in: Jingcha Ribao (K24% H #f¢) vom 23.9.2020,
S. 7 (<https://perma.cc/TY9D-QDSE>).

31 Beispielsweise die actio de deiectis vel effusis (siehe oben unter
B. VL. 2.).

332 Beispielsweise die Einfiihrung eines neuen Kapitels zur ,Si-
cherung von Vertragen” im AT des Schuldrechts (siehe oben unter
B.1IL d)).

333 Beispielsweise die (formale) Trennung zwischen Staatseigen-
tum, Kollektiveigentum und Privateigentum (siehe oben unter
B.1.1).

334 Beispielsweise die Einfiihrung des prozessualen Rechtsinstituts
der injunction (siehe oben unter B. III. 2.) oder des Nachlassverwalters
(siehe oben unter B. V. 2. ¢)).
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Idealen festhilt, ohne die Realitdt zu bertiicksichtigen:
Dies zeigt sich daran, dass weiterhin kein Anspruch auf
nachehelichen Unterhalt besteht,>*®> obwohl in China
inzwischen héufiger nur ein Ehegatte (typischerweise
der Mann) erwerbstatig ist, sodass insbesondere bei
Giitertrennung (die ohne weitere Formerfordernisse
schriftlich vereinbart werden kann) die Gefahr besteht,
dass der andere Ehegatte im Falle einer Scheidung
benachteiligt wird.3® Zweifelhaft ist auch, ob das
kaum {tiberarbeitete Erbrecht geeignet ist, angesichts
des gewachsenen Wohlstands und der durch die Ein-
Kind-Politik verstiarkten demografischen Entwicklung
seine sozialpolitische Funktion zu erfiillen.?*”

Dabei ist zu erkennen, dass das ZGB in Teilen ei-
ne sehr moderne Kodifikation ist, die im Schuldrecht
auf dem internationalen Einheitsrecht (insbesondere
dem UN-Kaufrecht) aufbaut®® und Vertragstypen auf-
genommen hat, die in den Gesetzbiichern des 19. und
20. Jahrhunderts keine Beachtung fanden.** Mit dem
Buch zum Personlichkeitsrecht geht das ZGB einen
eigenen Weg.?*" Dieser wird freilich auch im Hin-
blick auf die Grundstruktur des Gesetzes mit der
Aufspaltung von vertraglichen und auflervertraglichen
Schuldverhéltnissen sichtbar3*! Der chinesische Ge-
setzgeber hat auflerdem auf jiingste Entwicklungen
reagiert, indem er Regelungen zur Bewdltigung von
Krisen wie der gegenwirtigen Covid-Pandemie®? und
zum E-Commerce aufgenommen hat.3*3 Letztere sind
aber eher ein Beispiel dafiir, dass dem ZGB ein mo-
derner Anstrich verliehen werden soll, da diese aus
dem E-Commerce-Gesetz {ibernommen wurden, das
auch nach Inkrafttreten des ZGB weiterhin bestehen
bleibt. Wenn sich der chinesische Gesetzgeber Wahlen
stellen miisste, wiirde man diese juristisch fragwiirdi-
ge Vorgehensweise mit guten Griinden als Populismus
bezeichnen konnen; in der Volksrepublik China dient
sie wohl der Propaganda. In diesem Zusammenhang
stehen offenbar auch einzelne Neuerungen, mit denen
der Gesetzgeber auf Medienberichte tiber Missstinde
reagierte,** da die Legislative hiermit Volksnihe de-
monstriert.

Aus der Perspektive der Gesetzgebungstechnik ist in-
teressant, dass das OVG noch vor Inkrafttreten des ZGB
eine Reihe der bisherigen justiziellen Interpretationen
neugefasst oder revidiert hat.3*> Andere Interpretatio-

335 Siehe oben unter B. IV. 2. ¢).

336 Gjehe zu diesem Problem, das auch im Entwurfsverfahren zum
ZGB von der chinesischen Rechtswissenschaft vorgebracht worden
ist, Juan Tao, a.a. O. (Fn. 258), S. 173.

337 Siehe oben unter B. V.

338 Siehe oben unter B.1I. 1. c).

339 Siehe oben unter B. II. 2.

340 Sijehe oben unter B. III.

341 Deutlich wird dies insbesondere durch die Einfiihrung eines
Teilbuches zu ,Quasi-Vertragen” (siehe oben unter B. II. 3.).

342 Gjehe oben unter B. 1. 2. a) aa) und B.II. 1. a).

34 Siehe oben unter B. II. 1. a) und B. II. 1. c).

34 Siehe oben unter B. II. 2. ¢).

35 Die neugefassten Interpretationen (etwa zum Sachenrecht
[Fn. 58], Ehe- und Familienrecht [Fn. 244] und Erbrecht [Fn. 293])
sind vom OVG durch einzelne Bekanntmachungen erlassen wor-
den, wihrend eine Revision der bisherigen Interpretationen (etwa im

nen — wie etwa die beiden wichtigen Interpretationen
zum Vertragsrecht®*® — wurden aufgehoben, ohne dass
(bislang) hierfiir ein Ersatz geschaffen worden wire.>¥’
Bei der Uberarbeitung der justiziellen Interpretatio-
nen lasst sich der Ansatz erkennen, dass das OVG die
Normen, die nun in das ZGB iibernommen worden
sind, aus den justiziellen Interpretationen herausge-
nommen hat und diese aber ansonsten (abgesehen von
einer Anpassung der Verweisungen auf das ZGB und
der Terminologie) weitestgehend unverandert gelassen
hat.3*® Dies belegt, dass eine gewisse Kooperation zwi-
schen der Legislative (in diesem Fall dem Nationalen
Volkskongress) und der Judikative (dem OVG) besteht:
Das OVG wird als eine Art ,Pionier-Gesetzgeber” ta-
tig, da seine Regelungen in justiziellen Interpretationen
zu einem spidteren Zeitpunkt (in China heifit es in
dem Zusammenhang typischerweise: ,wenn die Zeit
reif ist”) in ein Gesetz tibernommen werden. Es stellt
sich allerdings die Frage, warum nicht alle Regelun-
gen der justiziellen Interpretationen vom Gesetzgeber
tibernommen worden sind, wenn das OVG diese ,,iibrig
gebliebenen” Vorschriften nach Verabschiedung des
ZGB wiederum in seine neugefassten bzw. revidierten
Interpretationen aufgenommen hat. Denkbar ist, dass
der Gesetzgeber und das OVG im Hinblick auf diese
Vorschriften flexibel bleiben wollte, da eine Anderung
des ZGB in ndherer Zukunft kaum zu erwarten ist,
wiéhrend das OVG die justiziellen Interpretationen je-
derzeit anpassen kann.

Im Einzelnen lassen sich folgende Tendenzen in der
Entwicklung des chinesischen Zivilrechts erkennen:
Der Gesetzgeber ist bemiiht, den privatrechtlichen In-
dividualrechtsschutz zu stirken. Dies zeigt sich nicht
nur an der Schaffung eines Buches zum Personlich-
keitsrecht, sondern auch in anderen Schutzvorschriften
wie etwa bei der Nutzung von Grundbuchinforma-
tionen.3* AuBlerdem nehmen die Eingriffe in die Pri-
vatautonomie durch den Staat ab. Dies kommt im

Kaufrecht [Fn. 106], Darlehensrecht [Fn. 157] und Mietrecht [Fn. 180])
in einem Beschluss erfolgte, mit dem insgesamt 27 justizielle In-
terpretationen revidiert worden sind; siehe Beschluss des Obersten
Volksgerichts zur Revision von 27 justiziellen Interpretationen in Zi-
vilsachen wie etwa der ,Interpretation des Obersten Volksgerichts
zu einigen Fragen der Anwendung des ,Gewerkschaftsgesetzes der
Volksrepublik China’ bei der Arbeit der Zivilrechtsprechung” (%% &
AR R TR R A R B R T 1E R 3808 TAE & il
RN RICHE T % AT RERHE -+ b RFER
)V R RE B U 5E) vom 29.12.2020, chinesisch-englisch abrufbar un-
ter <lawinfochina.com> [tk i fft 3% L f]/ <pkulaw.cn> [k K %
%], Indexnummer: CLI.3.349701. Zur Unterscheidung einer Neufas-
sung und Revision (von Gesetzen) siehe Knut Benjamin Pifiler, a.a. O.
(Fn. 208), S. 136 1.

346 Die OVG-Interpretation VertragsG I und die OVG-Interpretation
VertragsG II.

347 Siehe Beschluss des Obersten Volksgerichts zur Aufhebung
eines Teils der justiziellen Interpretationen und damit im Zusam-
menhang stehender Normativdokumente (3 & A B ¥ Bt % T K
Ak 8 5y R ik AR R RE 5% L Ak SC A Y B E) vom 29.12.2020,
chinesisch-englisch abrufbar unter <lawinfochina.com> [t i #
LM/ <pkulaw.cn> [dEK#55], Indexnummer: CLI.3.349593.

348 Entsprechende chinesisch-deutsche Synopsen eines Teils der
bisherigen Interpretationen und der revidierten Interpretationen
sind bereits im China-Referat des Max-Planck-Instituts in Hamburg
angefertigt worden.

349" Siehe oben unter B. 1. 1.
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Schuldrecht dadurch zum Ausdruck, dass Verstof3e ge-
gen Offentlich-rechtliche Beschrankungen und Pflich-
ten nicht mehr ohne weiteres zur Unwirksamkeit von
Vertrdgen fithren.* Ein weiteres Beispiel fiir eine Stér-
kung der Freiheitsrechte ist, dass Krankheiten kein
Eheverbot mehr begriinden.®!

SchliefSlich wurden einzelne praktische Probleme
gelost, ohne dass sich der Gesetzgeber dogmatisch
festlegt: Die fehlende Verfligungsbefugnis fithrt beim
Kaufvertrag nicht mehr zur Unwirksamkeit des Ver-
trags, womit aber die Diskussion iiber das Trennungs-
prinzip in China offenbar noch nicht beendet ist.*** Der

Eigentumsvorbehalt ist als Insellosung im Kaufrecht
normiert®, ohne dieses Rechtsinstitut systematisch in
die allgemeinen Regelungen (dinglicher Herausgabe-
anspruch des Verkdufers, Besitzrecht des Vorbehalts-
kédufers, Auflésung des Kaufvertrags) einzubetten.

Mit dem Inkrafttreten des ZGB sind einige Liicken
geschlossen worden, die nach der bisherigen Rechts-
lage bestanden: Als Beispiele lassen sich Regelungen
tiber den originédren Eigentumserwerb durch Verarbei-
tung, Verbindung oder Vermischung®? sowie die Ver-
tragsauflosung bei Dauerschuldverhéltnissen anfiih-
ren.®? Weitere gesetzgeberische Liicken waren zuvor
bereits durch das OVG mit justiziellen Interpretationen
geschlossen worden, die nun in das ZGB aufgenommen
worden sind.*** Teilweise fehlt materiell-rechtlichen
Pflichten (wie etwa dem Kontrahierungszwang®®) je-
doch weiter die Flankierung mit prozessualen Mitteln
der Durchsetzbarkeit.

Einige Fragen bleiben hingegen offen und mdiissen
erst noch durch die Literatur und Rechtsprechung be-
antwortet werden: Dies betrifft etwa die Abgrenzung
des im Kapitel tiber die ,Vertragserfiillung” normier-
ten Rechtsinstituts der Stérung der Geschéftsgrundla-
ge zur hoheren Gewalt, die als Ausnahme von der Haf-
tung fiir Vertragsverletzung vorgesehen ist. Zumindest
im internationalen Handelsverkehr und im Investiti-
onsrecht wird diese Frage freilich nur selten eine Rolle
spielen, da dort typischerweise vertraglich Situationen
definiert werden, die als hthere Gewalt gelten. Fiir Fal-
le, in denen eine Stérung der Geschiftsgrundlage in
Betracht kommt, diirfte daneben nur wenig Raum blei-
ben, sofern chinesisches Recht anwendbar ist.

350 Siehe oben unter B. II. 1. b) und B. II. 2. b).

%1 Siehe oben unter B. IV. 2. a).

352 Gjehe oben unter B. I. 2. a) cc).

353 Sjehe oben unter B. II. 1. f).

354 Beispielsweise Rechtsfolgen fiir den Verstof gegen Pflichten im
Zusammenhang mit allgemeinen Geschiftsbedingungen (siehe oben

unter B. II. 1. a)). 35 Sjehe oben unter B. I. 1.
355 Siehe oben unter B.1I. 1. a). 357 Siehe oben unter B. II. 2. a).
* % %

The Civil Code of the People’s Republic of China under the Lens of a Supreme People’s Court Commen-
tary: An Overview of New Rules in the Special Parts

This article presents a selection of the new provisions found in the Special Part of the Civil Code of the People’s Republic of
China, which was adopted on 28 May 2020. The provisions of the Code are examined individually against the backdrop of an
eleven-volume commentary of the Supreme People’s Court on the Civil Code. The following conclusions can be drawn about
the development of Chinese civil law: The Civil Code is not a new codification of Chinese civil law, instead being a summary
of existing laws, supplemented by individual principles and doctrines that the Supreme People’s Court had previously created
as a quasi-legislator in its judicial interpretations. In connection with this, the legislature has endeavoured to strengthen the
protection of individual rights under private law. In addition, the entry into force of the Civil Code has closed a number of gaps
that existed under the previous legal situation, while some questions remain open and have yet to be answered by commenta-
tors or the judiciary. Finally, the Civil Code resolves some practical problems without the legislature having committed itself
theoretically.
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Geheimnisschutz und Handelskrieg — Anmerkungen
zu der neuen justiziellen Interpretation zum

Geschiftsgeheimnis

BU Yuanshi!

Abstract

Zur Umsetzung der Verpflichtungen aus dem Phase One Trade Agreement zwischen China und den USA ist am 12.9.2020
die Auslequng zum Geschiftsgeheimnis des Obersten Volksgerichts in Kraft getreten.?Dieser Beitrag stellt die sich daraus
ergebenden Aspekte des Geheimnisschutzes in China dar. Zundichst veranschaulicht er die Definition des Geschiftsgeheimnisses
aus § 9 Abs. 4 UWG anhand der Konkretisierungen aus der Auslegung zum Geschiiftsgeheimnis, bevor in einem zweiten
Schritt die verbotenen Verletzungshandlungen: unlautere Erlangung, Offenlegung, Benutzung und Benutzenlassen erliutert
werden. Zudem befasst sich der Beitrag umfassend mit den Fragen, welche zivilrechtlichen Anspriiche dem Geheimnisinhaber
gegen den Verletzer zustehen, welche Méglichkeiten er zur Durchsetzung dieser Anspriiche hat und welche Voraussetzungen
sich dabei stellen, wobei die Beweislastverteilung im Verletzungsprozess besondere Beachtung erfihrt. Den Abschluss bildet
eine Erérterung des Sonderproblems, inwiefern Kundenlisten Geschiftsgeheimnisse darstellen und ob deren unberechtigte

Nutzung untersagt werden kann.

I. Einleitung

1. Chronologie der ungewohnlich intensiven
Rechtsinderungen in China

Der Schutz von Geschéftsgeheimnissen hat seit dem
Ausbruch des Handelsstreits mit den USA 2018 in Chi-
na eine auflergewohnlich intensive Reformphase erlebt:

— Das 1993 verabschiedete Gesetz gegen unlauteren
Wettbewerb (UWG) wurde 2017 zum ersten Mal
neu gefasst.> Dabei wurde § 9 UWG als die zen-
trale Norm zum Geheimnisschutz angepasst und
mit § 15 die Pflicht der Vollstreckungsbehorden
und deren Mitarbeitern zur Geheimhaltung in ih-
ren amtlichen Tatigkeiten eingefiihrt.

— Kurz nach der Neufassung des UWG wurde die-
ses Gesetz am 23.4.2019 nochmals revidiert,* aus-
schlieSlich um den lauterkeitsrechtlichen Geheim-
nisschutz zu stdrken. So wurden die Verletzungs-
tatbestinde erweitert (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 UWG),
Strafschadensersatz und Beschlagnahme illegaler
Einnahmen eingefiihrt (§ 17 Abs. 3 Satz 2 UWG),
der gesetzliche Schadensersatz und die Buigelder
auf 5 Mio. RMB erhoht (8§ 17 Abs. 4, 21 UWG)

1 Prof. Dr., Institut fiir Ostasienrecht, Universitit Freiburg. Die Au-
torin dankt Prof. ZHENG Youde (¥ /4 fi) fiir den Hinweis auf die
neuesten Rechtsentwicklungen zum Geschéftsgeheimnis. Herrn Dr.
Peter Leibkiichler und Prof. Knut Benjamin Pissler danke ich fiir die
sorgfaltige Durchsicht des Manuskripts und die zahlreichen wertvol-
len Verbesserungsvorschlige.

2 Bestimmungen des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen der
Rechtsanwendung bei der Behandlung von zivilrechtlichen Fallen
der Verletzung von Geschiftsgeheimnissen (5% & A F i [iE % F 87
R JU T M A o BT R AR IE ik A T A ML 5E), erlassen am
10.9.2020, in Kraft getreten am 12.9.2020; deutsche Ubersetzung von
Paul Thaler in diesem Heft, S. 128.

3 Hierzu vgl. FAN Changjun, Das neue chinesische UWG, GRUR Int.
2019, 144 ff.

4 Chinesische Ubersetzung von von Strasser, ZChinR 2020, S. 92 ff.

und eine Beweislasterleichterung fiir den Rechts-
inhaber im Verletzungsverfahren ermdglicht (§ 32
UWG). Zwar wurde auf chinesischer Seite nicht
zugegeben, dass dieser hastige Schritt auf Druck
der USA geschah. Offensichtlich diirfte dies doch
der Hauptgrund gewesen sein, denn die Trump-
Regierung hat bereits zu Beginn des Handelsstreits
China vorgeworfen, amerikanisches geistiges Ei-
gentum und Geschiftsgeheimnisse gestohlen zu
haben.

— Der auf der 4. Plenarsitzung des 19. Parteitags der
Kommunistischen Partei Ende Oktober 2019 ge-
fasste Beschluss hat die Starkung des Schutzes von
Geschiftsgeheimnissen ausdriicklich genannt.

- Am 15.1.2020 wurde das , Phase One Trade Agree-
ment” (H12E 2% 5 5 i) zwischen China und
den USA unterzeichnet. In diesem Abkommen
steht der Geheimnisschutz ganz vorne im ersten
Kapitel , Intellectual Property Rights”, was die Be-
deutung dieses Themas zweifelsohne hervorhebt.

— Zur Umsetzung der Verpflichtungen aus diesem
Abkommen wird sowohl das Patent- und Urhe-
berrecht gedndert als auch der Geheimnisschutz
in China gestdrkt. Zu Letzterem gehort die Ab-
trennung der einschldgigen Bestimmungen zum

5 Der 6. Abschnitt unter Ziffer 3 der , Decision of the Central Com-
mittee of the Communist Party of China on Major Issues Concerning
Upholding and Improving Socialism with Chinese Characteristics
and Modernizing the State Governance System and Capacity” ({3t
H e SR T IR 5 38 v R A G £ T SCR BE O T SR IR B A R IR
FHRE N BARAGE T B A e E).

® Economic and Trade Agreement Between the Government of
the United States of America and the Government of the People’s
Republic of China, <https://ustr.gov/sites/default/files/files/
agreements/phase%20one%?20agreement/Economic_And_Trade_
Agreement_Between_The_United_States_And_China_Text.pdf>,
eingesehen am 24.12.2020.
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Geheimnisschutz von der bestehenden justiziel-
len Auslegung zum UWG von 20077 (Auslegung
zum UWG) und deren Aufwertung zu einer eigen-
stindigen Auslegung, ndmlich den Bestimmun-
gen des Obersten Volksgerichts zu einigen Fra-
gen der Rechtsanwendung bei der Behandlung
von zivilrechtlichen Fillen der Verletzung von
Geschiftsgeheimnissen (nachfolgend: Auslegung
zum Geschéftsgeheimnis), die in diesem Beitrag
kommentiert wird, sowie der Erlass einer Ausle-
gung iiber die das geistige Eigentum betreffenden
Strafrechtsfille.®

— Ein Entwurf der Bestimmung des staatlichen
Generalamtes fiir Marktiiberwachung und -ver-
waltung zum Schutz von Geschiftsgeheimnissen
(nachfolgend: Entwurf zum Geschiftsgeheimnis)
wurde am 4.9.2020 veréffentlicht.” Dadurch soll
die einschldgige Satzung des Staatlichen Amtes fiir
Industrie und Handel zum Geheimnisschutz!” ab-
gelost und das verwaltungsrechtliche Standbein
der doppelgleisigen Rechtsdurchsetzung gestarkt
werden. Da der Entwurf zum Geschéftsgeheim-
nis in vielerlei Hinsicht tiber das UWG hinausgeht,
miissten zunéchst interne Zweifel innerhalb der
Verwaltung tiberwunden werden, bevor dartiber
auf einer breiteren Basis ndher beraten wird.

2. Erkldrungsversuch

Diese umtriebigen Rechtsetzungstétigkeiten scheinen
auf den ersten Blick mit dem medial gefiihrten Kon-
frontationskurs Chinas im Handelskrieg nicht verein-
bar. Die Reformwelle deutet aber darauf hin, dass die
chinesische politische Fithrung den Streit wohl doch
nicht weiter eskalieren lassen mochte und dafiir auch
den Forderungen der USA nachzukommen bereit ist,
soweit diese aus chinesischer Sicht hinnehmbar sind.

Nachdem die Trump-Regierung den Geheimnis-
schutz als Hauptproblem im Handelsstreit zwischen
beiden Staaten ausgemacht und zu einem Bestandteil
der nationalen Sicherheitsstrategie gekiirt hat, muss
China klar geworden sein, dass die USA nur mit
substanziellen Verbesserungen des Schutzes zufrieden-
gestellt werden konnen. Ziel dieser Mafinahmen ist

7 Auslegung des Obersten Volksgerichts iiber einige Fragen der

Gesetzesanwendung bei der Verhandlung tiber Zivilfélle aus unlau-
terem Wettbewerb (5 5 A R bt 56 T AN IE 24 S8 4% R 5249 7
FH vk 1) Y R F%), erlassen am 12.1.2007, in Kraft gesetzt am
1.2.2007 und mit Wirkung zum 1.1.2021 gedndert.

8 Interpretation (III) of the Supreme People’s Court and the Supre-
me People’s Procuratorate of Several Issues Concerning the Specific
Application of Law in the Handling of Criminal Cases Involving In-
fringements upon Intellectual Property Rights (% A\ RikBe H
N\ BB 65 5 T I BRAR ARSI P ASU TR 2 S R L s A
fi#FE (=) ), erlassen am 12.9.2020 und in Kraft getreten am 14.9.2020.
O W ALR R E  (RESR B WLR) , <http://www.moj.gov.cn/
news/content/2020-09/04/zlk_3255345.html> (<https://perma.cc/
F5AC-SFEV>), zuletzt eingesehen am 11.3.2021.

10 Einige Bestimmungen des Staatlichen Amtes fiir Industrie und
Handel iiber das Verbot der Verletzung von Geschiftsgeheimnissen
(B R TRATBOE BRI R T 25 1R RAUH AL AT NI T HLE), erlas-
sen am 23.11.1995 und mit Wirkung zum 3.12.1998 geédndert.
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daher die Umsetzung der Vorgaben aus dem ,Phase
One Trade Agreement” im chinesischen Binnenrecht.

Freilich wurde auch im Inland seit lingerer Zeit ein
stiarkerer Geheimnisschutz gefordert. Es ist allgemein
bekannt, dass es schwierig ist, den Geheimnisschutz
gerichtlich durchzusetzen, da Beweiserbringung, Be-
weisbefragung, Tatsachenermittlung und Geheimhal-
tung im Prozess angesichts des geheimen Charakters
von Geschiftsgeheimnissen mit grofieren Hindernis-
sen verbunden sind. Dies fithrt dazu, dass das landes-
weite Fallaufkommen von insgesamt 338 im Zeitraum
2013-2017 extrem niedrig war und der Prozentsatz der
Fille, in denen der Kldger obsiegte, in demselben Zeit-
raum gerade einmal bei 35 % lag, wahrend sich die Zahl
samtlicher IP-relevanter erstinstanzlicher Verfahren al-
lein 2017 bereits auf knapp unter 200.000 belief.!!

Auch die Verabschiedung des , Defend Trade Secrets
Act” in den USA im Jahr 2016 und die der EU-Richtlinie
zum Schutz von Geschiftsgeheimnissen!'? im selben
Jahr haben dem chinesischen Gesetzgeber Anlass zur
Angleichung des Schutzstandards in China gegeben.

Nicht zuletzt hat Staatsprésident Xi Jinping auf der
letzten Gruppenlernstunde des Politbiiros der Kom-
munistischen Partei Chinas am 30.11.2020 die Starkung
des Schutzes von Geschiftsgeheimnissen als einen
Schwerpunkt der Weiterentwicklung des geistigen Ei-
gentumsrechts in China genannt.!

3. Grundziige des Geschiftsgeheimnisschutzes

Nach dieser Reformwelle ist ein vielschichtiges Re-
gelwerk zum Geheimnisschutz in China entstanden.
Mit dem UWG (8§ 9, 17, 21, 30, 32 UWG) im Zen-
trum folgt dieser lauterkeitsrechtliche Ansatz Art. 39
des TRIPs-Ubereinkommens,** welcher fiir den chine-
sischen Gesetzgeber in der Hinsicht wegweisend war.
Allerdings wird auch in der chinesischen Literatur fiir
die Aufwertung des Geschiftsgeheimnisses zu einem
ausschliellichen geistigen Eigentumsrecht plddiert.!®
Das Lauterkeitsrecht bietet dem Geheimnistrager, dem
keine Ausschliefilichkeitsrechte eingeraumt werden, ei-
nen relativen Schutz, wéahrend der Inhaber geistiger
Eigentumsrechte gegen jeden vorgehen kann, unab-
hiangig davon, ob er vom Bestand des Rechts weif3.
Verwendet jemand z. B. ohne Zustimmung eine paten-

1 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG, A Research

Report on Judicial Adjudications of Trade Secrets Cases after the
Amendment of Anti-Unfair Competition Law ( «JZ A 1E 24 35 4+ 35>
BB ) T ML B o 3 B VA BRI 27 ), Electronics Intellectual Property
(FFHIRPEAY) 2019/11, 66 £.

12 Richtlinie 2016/943 des Européischen Parlaments und des Ra-
tes vom 8. Juni 2016 iiber den Schutz vertraulichen Know-hows
und vertraulicher Geschéftsinformationen (Geschiftsgeheimnisse)
vor rechtswidrigem Erwerb sowie rechtswidriger Nutzung und Of-
fenlegung.

13 <http://www.xinhuanet.com /politics/leaders/2020-
12/01/c_1126808128.htm> (<https://perma.cc/2UVG-F5TB>),
zuletzt eingesehen am 11.3.2021.

14 TRIPs-Abkommen (Abkommen iiber handelsbezogene Aspekte
der Rechte des geistigen Eigentums).

15 LIN Xiugin (#75/F), Theoretical Basis for Trade Secrets to Have
Intellectual Property Rights (5 \LAb% H1HRF=AUL R BRI 3L ), Gan-
su Social Sciences (Hifi#h&#}2#) 2020/2, 13 ff.


http://www.moj.gov.cn/news/content/2020-09/04/zlk_3255345.html
http://www.moj.gov.cn/news/content/2020-09/04/zlk_3255345.html
https://perma.cc/F5AC-SFEV
https://perma.cc/F5AC-SFEV
http://www.xinhuanet.com/politics/leaders/2020-12/01/c_1126808128.htm
http://www.xinhuanet.com/politics/leaders/2020-12/01/c_1126808128.htm
https://perma.cc/2UVG-F5TB

BU, Anmerkungen zu der neuen justiziellen Interpretation zum Geschéftsgeheimnis, ZChinR 2021

tierte Technologie, kann der Patentinhaber abgesehen
von einigen wenigen Ausnahmen stets eine Unterlas-
sung verlangen. Beim Geschaftsgeheimnis kann der
Inhaber eine Benutzungshandlung nur unterbinden,
wenn der Dritte zur Geheimhaltung verpflichtet ist
oder weifl oder wissen sollte, dass die Technologie
unlauter erlangt wurde. Insgesamt steht die Ausgestal-
tung des Geheimnisschutzes in China unter erhebli-
chem Einfluss des US-Rechts, was zur Folge hat, dass
der ,, Uniform Trade Secrets Act” und das , Restatement
of Unfair Competition Law* in der Diskussion herange-
zogen werden.

Hinsichtlich des materiell-rechtlichen Schutzniveaus
bleibt das chinesische Regelwerk hinter der EU-
Richtlinie zuriick, indem sich die Verbote nur auf das
Geschiftsgeheimnis beziehen und nicht wie in der
EU auch rechtsverletzende Produkte einschliefsen (vgl.
Art. 4 Abs. 5 der Richtlinie 2016/943).1¢ Allerdings bie-
tet das chinesische Recht eine bessere Handhabbarkeit
mit zahlreichen konkreten Regeln in den justiziellen
Auslegungen. Auch die Auslegung zum Geschiftsge-
heimnis beinhaltet mehrere zusitzliche Fragen zum
Geheimnisschutz, z.B. den Zeitpunkt der Festlegung
des Geschiftsgeheimnisses im Zivilverfahren und die
Schutzfahigkeit von Kundenlisten.

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, den wesentli-
chen Inhalt der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis zu
erldutern sowie die neue Rechtslage abzubilden und
zu kommentieren. Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut:
Zunidchst wird der Begriff des Geschaftsgeheimnis-
ses erortert, anschlieSend werden die Verletzungstat-
bestainde und Ausnahmen untersucht. Danach wird
auf die Anspriiche des Geheimnistrdgers und deren
Durchsetzung eingegangen. Es folgt eine Diskussion
tiber Kundenlisten als ein Sonderproblem des Geheim-
nisschutzes. Zum Schluss wird eine Gesamtwiirdigung
der jiingsten Entwicklung des Geheimnisschutzes im
Fazit vorgenommen.

II. Begriff des Geschiftsgeheimnisses
1. Legaldefinition

Gemifs § 9 Abs. 4 UWG ist ein Geschiftsgeheimnis
eine technische, gewerbliche oder sonstige kommer-
zielle Information, die nicht 6ffentlich bekannt ist,
kommerziellen Wert aufweist und zu deren Geheim-
haltung angemessene Mafinahmen ergriffen worden
sind. Es sind damit drei Schutzvoraussetzungen festzu-
stellen: Das Geschéftsgeheimnis muss ,nicht 6ffentlich
bekannt” sein, es muss einen , kommerziellen Wert”
aufweisen und es miissen ,angemessene Geheimhal-
tungsmafinahmen” ergriffen worden sein.

§ 1 Abs. 1 und 2 der Auslegung zum Geschéftsge-
heimnis veranschaulichen die beiden Begriffe ,tech-
nische Information” (; K f§ B) und ,gewerbliche
Information” (£ % {7 B.) mit zahlreichen Beispielen.
Darin werden Daten und Algorithmen als ausdriick-
lich schutzfahig benannt. Demnach sollen durch Apps

16 Siehe zu den damit einhergehenden Problemen unten unter V. 1.

und sonstige durch Software generierte Rohdaten dem
Schutz zugdnglich sein.

Der Begriff ,gewerbliche Information” i.S.v. § 9
Abs. 4 UWG wird in § 1 Abs. 2 der Auslegung zum Ge-
schiftsgeheimnis dahingehend interpretiert, dass die
Information Bezug zu geschéftlichen Tatigkeiten (£
i 3f) haben soll. Dadurch sind private Geheimnisse
von § 9 Abs. 4 UWG ausgenommen, wenn sie keinen
kommerziellen Bezug haben. Diese werden ohnehin
ebenfalls durch § 1032 ZGB' - Schutz der Privat-
sphdre — geschiitzt. In der Rechtsprechung wird die
Rechtmafigkeit der Informationserlangung als eine zu-
satzliche Voraussetzung verlangt, was zur Folge hat,
dass den durch Zuwiderhandlungen gegen das Daten-
schutzrecht erlangten Informationen die Eigenschaft
als Geschiftsgeheimnis versagt wird.'®

2. Schutzvoraussetzung ,nicht o6ffentlich be-
kannt”

Bei der ersten Voraussetzung ,nicht offentlich be-
kannt” (4 K 2% A& B 1 7&) wird verlangt, dass die
Information dem Fachpersonal im betroffenen Bereich
weder allgemein bekannt noch leicht zugénglich ist."
Aus dieser Regelung ist abzuleiten, dass beide An-
forderungen kumulativ zu erfiillen sind. Somit wird
klargestellt, dass die Voraussetzung ,nicht 6ffentlich
bekannt” ein funktionales Aquivalent zu der Neu-
heitsanforderung im Patentrecht darstellt, obwohl die
konkrete Schwelle bei Geschiéftsgeheimnissen niedri-
ger angesetzt wird.

a) ,Nicht allgemein bekannt”

Bei der ersten Anforderung ,nicht allgemein bekannt”
A H...... % H1 7&) handelt es sich vom Wortlaut
her zwar um den faktischen Zustand der Informati-
on, dennoch wird argumentiert, dass der Geheimnis-
trager auch einen Geheimhaltungswillen ({ % J& £2)
innehaben muss.?’ Ist eine Information in 6ffentlichen
Publikationen oder anderen Medien bereits 6ffentlich
offenbart oder miindlich vorgetragen bzw. ausgestellt,
gilt sie als allgemein bekannt.?! Gem& § 6 Abs. 2 Nr. 1
und Nr. 2 des Entwurfs zum Geschiftsgeheimnis kann
diese Art der Offenbarung auch dann die geheime Na-
tur der Information zerstoren, wenn diese im Ausland
geschieht. Diesbeziiglich nahert sich die Anforderung
der ,absoluten Neuheit” des Geschéftsgeheimnisses
der des Patentrechts®® an, was aber fragwiirdig ist, da

17" Verabschiedet am 28.5.2020 und am 1.1.2021 in Kraft getreten;
deutsche Ubersetzung des ZGB von Yijie Ding/Nils Klages/Peter Leib-
kiichler/Knut Benjamin Pifiler, ZChinR 2020, 207 ff.

18 GE Guangying (% ¢ %), lllegale kommerzielle Informationen
sind kein Geschiftsgeheimnis (3F 32 # b {5 B A ¥ 5w b b 2%),
(People’s Judicature (Cases)(\ Rwl#: (Z45]) ) 2020/32, 85 ff.

19 §3 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

20 SHI Zhongkai (2 fh¥l), On Some Problems of the Client List in
Trade Secret Cases: From the Perspective of Interests Balance (% f*
2 BT VB AR AN 2 By o B o ) A 5% ) —— DA AR - D R ),
Intellectual Property (JiIif{4%) 2014/4, 61; Beschluss des OVG vom
27.7.2011, (2011) Min Shen Zi Nr. 122 ( (2011) RRIZ:45 122 ).

21 §4 Abs. 1 Nr. 3, 4 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

22 By, Patentrecht und Technologietransfer, 2010, § 2 Rn. 46.
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eine Publikation im Ausland fiir den Fachkreis im In-
land wegen moglicher Sprachbarrieren nicht allgemein
bekannt sein muss.

b) ,Nicht leicht zuginglich”

Bei der zweiten Anforderung ,nicht leicht zugéanglich”
H...... K 5 3 4%) wird verlangt, dass die betroffe-
ne Information nicht miihelos erlangt werden darf. Im
Schrifttum wird dies unter Heranziehung des ameri-
kanischen Rechts dahingehend interpretiert, dass sich
die miihelose Erlangung nicht nur auf den Zugang zur
Information, sondern auch auf die Informationsherstel-
lung an sich bezieht.** Mit anderen Worten darf die
Information nicht naheliegend sein. § 4 Abs. 1 Nr. 2,
5 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis, wonach
eine Offenkundigkeit vorliegt, wenn die Information
von betreffenden Fachkraften durch Beobachtung der
rechtméflig angebotenen Produkte oder iiber andere
offentliche Zugénge erlangt werden kann, belegt die-
se Lesart. Nach einem Kommentar scheint sich die
Geheimniseigenschaft ,readily accessible” in Art. 39
TRIPs eher auf die Zugénglichkeit bestehender Infor-
mationen zu beziehen.?’

Hingegen ist es fiir die geheime Natur einer In-
formation nicht schéddlich, wenn sie einem grofleren
Kreis bekannt ist, solange sie noch nicht zur Indus-
triekonvention geworden ist.? Ein Geschiftsmodell
geniigt der Voraussetzung ,nicht leicht zugédnglich”
nicht, wenn es Hausbesuche, Telefonanrufe, Werbung
auf Websites und Botschaften als Methoden der Kun-
deneinwerbung zum Inhalt hat, da diese die tiblichen
Methoden darstellen.?”

c) Beispielsfall

Um die Funktionsweise der beiden Voraussetzungen
besser zu verstehen, lohnt es sich, einen Blick auf einen
Beispielsfall zu werfen:®® Ein Mitarbeiter des chinesi-
schen Vertragspartners von Pfizer Inc. hat durch den
unbefugten Tausch der Festplatte seines Arbeitskolle-
gen die Strukturformel von 89 chemischen Verbindun-
gen sowie Informationen zu deren Syntheseverfahren
erlangt. Anschlieflend hat er die Strukturformel in zwei
bekannten Datenbanken der Chemieindustrie und auf
der Website der von ihm gegriindeten Gesellschaft ver-
offentlicht.

2 Vgl. auch DENG Heng (¥34H), Review on the Judicial Expertise
Practice of Trade Secret (7 Ml 55 7] 1 % 8 2 S B i), Intellectual
Property (FIiH#42) 2015/5, 36.

2 TANG Zhen (FE7E), Die juristische Beurteilung ,,ohne einen be-
stimmten Preis zu zahlen und deshalb leicht erhéltlich” (7 Mk 2%
“To T AT — AR T 5 3RAR” (5] v I ), People’s Judicature
(Cases) (N BRI (F41)) 2015/22, 102; YAO Jianjun, Judging Crite-
ria for Customer List in the Sense of Anti-Unfair Competition Law,
China Patents & Trademarks 2020/3, 85.

25 Markus Peter/Andreas Wiebe, in: Jan Busche/ Peter-Tobias Stoll/
Andreas Wiebe, TRIPs: internationales und européisches Recht des
geistigen Eigentums, 2. Aufl. 2013, Art. 39 Rn. 20.

26 §4 Abs. 1 Nr. 1 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis.

27 Unteres Gericht des Chaoyang Bezirks der Stadt Beijing vom
27.09.2016, (2016) Jing 0105 Min Chu Nr. 17538 ( (2016) 3t 0105 &
¥ 17538 £).

28 TANG Zhen (Fn. 24), 102.
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Zwar waren die betroffenen Formeln vor der Verdsf-
fentlichung unbekannt, dennoch macht der angeklagte
Mitarbeiter geltend, dass sich unter den chemischen
Verbindungen sowohl dhnliche Strukturformeln als
auch Isomere finden und daher gepriift werden mdisse,
ob die betroffenen Strukturformeln die Voraussetzung
der Nichtoffenkundigkeit erfiillen. Denn sie kénnten
ohne zusétzlichen Aufwand ausgedacht werden und
somit naheliegend sein. Nach der Auffassung des Ge-
richts ist dieses Argument jedoch nicht statthaft, da
die betroffenen Formeln nicht aus bestehendem Wis-
sen unmittelbar abgeleitet werden kénnen, weshalb der
Angeklagte sie durch Diebstahl erlangen wollte.

Wenn man die Beispiele in § 4 der Auslegung zum
Geschiftsgeheimnis mit denen in § 9 Abs. 2 der Ausle-
gung zum UWG aus dem Jahr 2007 vergleicht, ist fest-
zustellen, dass die urspriingliche Aufzidhlung beinahe
unverdndert ibernommen wurde. Gestrichen wurde
der Umstand, dass die Erlangung der Information oh-
ne Bezahlung von Kosten moglich ist (§ 9 Abs. 2 Nr. 6
der Auslegung zum UWG). Der Grund diirfte darin lie-
gen, dass dieser Umstand zu unbestimmt wirkt. Diese
Konstellation wird in dem Entwurf zum Geschéftsge-
heimnis jedoch beibehalten (§ 6 Abs. 2 Nr. 4).

d) Verarbeitete bestehende Informationen

Selbst wenn die einzelnen Bestandteile einer Informati-
on an sich offenkundig sind, kann diese als Geschéfts-
geheimnis eingestuft werden, solange deren Anord-
nung, Verbesserung oder Verarbeitung nicht allgemein
bekannt ist (§ 4 Abs. 2 der Auslegung zum Geschaftsge-
heimnis). Dies bedeutet, dass die Nichtoffenkundigkeit
der Bestandteile eines Geschéftsgeheimnisses nicht iso-
liert beurteilt werden darf. Eine vergleichbare Regel
besteht auch im TRIPs (Art. 39 Abs. 2 (a)).

e) Nachweis der Nichtoffenkundigkeit

Die geheime Natur der betroffenen Information kann
vom Klédger dadurch nachgewiesen werden, dass sie
weder zum allgemeinen Wissen der Branche gehort
noch aus offentlichen Quellen zu erhalten ist. Dafiir
kommen laut des Entwurfs zum Geschéftsgeheim-
nis Rechercheberichte, technische Zeichnungen, der
Herstellungsverlauf oder Erlduterungen tiber den Ent-
wicklungsprozess in Betracht,?” was der gegenwértigen
Praxis entspricht.>

Wenn ein Verfahren in einer Patentanmeldung ver-
offentlicht ist, kann die konkrete Rezeptur trotzdem als
Geheimnis geschiitzt werden, falls es weder aus der Be-
schreibung der technischen Lehre abzuleiten noch tiber
andere 6ffentliche Quellen zu erschlieen ist.3!

Bei gewerblichen Informationen gerédt der Inhaber
oft deswegen in Beweisnot, weil die Betriebsablaufe zu
pauschal und nicht verschriftlicht sind, sodass der In-
haber nicht klar erldutern kann, was das Geheimnis
genau ausmacht.

29
30
31

Vgl. § 6 Abs. 3 des Entwurfs zum Geschéftsgeheimnis.
Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 68 f.
Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 77.
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3. Schutzvoraussetzung ,kommerzieller Wert”

An die Voraussetzung des , kommerziellen Wertes” (7
b Afr &) werden keine hohen Anforderungen gestellt.
Da sowohl ein realer als auch ein potenzieller kommer-
zieller Wert dafiir ausreichen, ist diese Voraussetzung
leicht zu erfiillen.

§ 7 Abs. 2 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis
stellt klar, dass Zwischenergebnissen ebenfalls kom-
merzieller Wert zugesprochen werden kann. Darunter
koénnen in der technischen Entwicklungsphase oder
bei der Geschaftsanbahnung entstandene geheime In-
formationen fallen. § 7 Abs. 2 des Entwurfs zum
Geschiftsgeheimnis nennt weitere Beispiele.

4. Schutzvoraussetzung , angemessene Geheim-
haltungsmainahmen”

Zur dritten Voraussetzung ist anzumerken, dass die
MafSnahmen nicht nur angemessen, sondern auch vor
der Verletzungshandlung ergriffen sein miissen.®

Bei der Beurteilung der Angemessenheit wird auf
eine Reihe von in § 5 Abs. 2 der Auslegung zum Ge-
schiftsgeheimnis genannten Faktoren abgestellt, wie
der Wert des Geheimnisses und die Erkennbarkeit der
Mafinahmen, was auch dem internationalen Standard
entspricht.3* Beispiele fiir angemessene Geheimhal-
tungsmafinahmen werden in § 6 der Auslegung zum
Geschiftsgeheimnis aufgezéhlt und sind im Vergleich
zu § 11 Abs. 3 der Auslegung zum UWG aus dem Jahr
2007 wesentlich detaillierter. Neu eingefiihrt sind z. B.
die Sperre oder Einschrankung der Benutzung, des Ab-
rufs, des Abspeicherns und Kopierens an Computern,
Netzwerken und Speichermedien etc. und die Auferle-
gung der Pflicht an ausscheidende Arbeitnehmer, das
Geheimnis sowie dessen Trédger zuriickzugeben bzw.
zu entfernen.

Problematisch ist die Angemessenheit der Geheim-
haltungsmafsnahme, wenn nur eine standardisierte Ge-
heimhaltungsvereinbarung bzw. ein standardisierter
Arbeitsvertrag abgeschlossen wird. Handelt es sich da-
bei um die einzige Mafinahme und wird die geheime
Information darin nicht klar bezeichnet, kann die An-
gemessenheit wohl noch nicht bejaht werden.®® Mit an-
deren Worten muss der Arbeitnehmer durchaus auch
durch eine Zugangsberechtigung und einen Vertrau-
lichkeitsvermerk in Kenntnis gesetzt werden, welche
Informationen von seiner Geheimhaltungspflicht er-
fasst sind.

IIL. Verletzungshandlungen

Die verbotenen Verletzungshandlungen sind in § 9
Abs. 1, 3 UWG vorgeschrieben und wurden bei den
Anderungen 2017 und 2019 um weitere Tatbestinde er-
ganzt. Untersagt sind die unbefugte Erlangung des Ge-
schiftsgeheimnisses und die anschlieSende Nutzung,

32 §7 Abs. 1 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

33 §5 Abs. 1 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

34 Peter/Wiebe (Fn. 25), Art. 39 Rn. 24.

%5 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 69 f.

Offenlegung und das Benutzenlassen; wenn die Erlan-
gung rechtmifig ist, konnen Benutzungshandlungen
trotzdem unterbunden werden, wenn diese gegen die
Vertraulichkeitsverpflichtung verstofSen.

Nachfolgend werden die einzelnen Verletzungs-
handlungen erldutert. Zundchst wird aber der Perso-
nenkreis, welcher iiberhaupt fiir die Annahme einer
Verletzungshandlung in Betracht kommt, dargestellt.
Am Ende dieses Abschnitts wird die Haftung eines
Dritten, der nicht unmittelbar eine Geheimnisverlet-
zung begeht, erortert.

1. Kein Gewerbebezug

Bereits nach § 9 Abs. 2 UWG entfillt der Gewer-
bebezug des Verletzers als eine Voraussetzung der
Geheimnisverletzung. § 16 der Auslegung zum Ge-
schéftsgeheimnis bekraftigt dies nochmals und sieht
vor, dass nattirliche Personen, juristische Personen so-
wie Korperschaften ohne Rechtspersonlichkeit fiir die
Verletzung des Geschiftsgeheimnisses haften miissen,
selbst wenn sie keine Unternehmer (478 %)% sind.
Arbeitnehmer oder ausgeschiedene Arbeitnehmer sind
ausdriicklich von § 9 Abs. 2 UWG erfasst, wobei der Be-
griff , Arbeitnehmer” im weiteren Sinne zu verstehen
ist und daher Geschiftsfithrer, welche ein Mandats-
verhiltnis mit dem Rechtsinhaber unterhalten, mitein-
schlieft.%”

Vor diesem Hintergrund dient diese Klarstellung
primdr zur Umsetzung der Verpflichtung Chinas ge-
maéfd Art. 1.3 (2) des ,, Phase One Trade Agreement”.

2. Unlautere Erlangung

Die Erlangung ist unlauter, wenn dabei gegen gesetz-
liche Bestimmungen oder anerkannte Geschéftsethik
verstolen wird.*® Der Begriff ,anerkannte Geschifts-
ethik” ist denkbar weit, sodass nach dem Entwurf zum
Geschiftsgeheimnis auch Verstofle gegen den Grund-
satz von Treu und Glauben umfasst sind.* Davon
erfasst wird auch die missbrauchliche Prozessfiihrung,
um im Beweisverfahren Geschéftsgeheimnisse der Ge-
genpartei zu erlangen.*

Im gesamten Regelwerk zum Geheimnisschutz wer-
den die konkreten unlauteren Methoden mehrfach
aufgezihlt. Dazu gehoren Spionage, das Eindringen
in ein Computernetzwerk oder das Einpflanzen eines
Computervirus, um Geschiftsgeheimnisse zu zersto-
ren. Da die Aufzdhlung in § 9 Abs. 1 Nr. 1 UWG
nicht abschlieffend ist, muss der Geheimnistrager nicht
nachweisen, welche konkrete Methode vom Rechtsver-
letzer fiir die unlautere Erlangung eingesetzt wurde,
wenn eine substanzielle Gleichheit zwischen dem Ge-
schéftsgeheimnis des Kldgers und den Informationen

%  Der Begriff des Unternehmers wird in § 2 Abs. 3 UWG als
nattirliche Person, juristische Person und Organisation ohne Rechts-
personlichkeit, die die Produktion oder den Vertrieb von Waren
betreibt oder Dienstleistungen anbietet, definiert.

37§11 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

38 §8der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

% Vgl. § 12 Nr. 5 des Entwurfs zum Geschiftsgeheimnis.

40 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 73.
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der Beklagten feststeht und der mutmafliche Verlet-
zer keine rechtmiflige Quelle fiir seine Informationen
nachweisen kann (vgl. unten VI. 3. a)).*!

Gemaifs § 4 Abs. 2 (a) Richtlinie 2016/943 liegt eine
unlautere Erlangung vor, wenn sich jemand unbe-
fugten Zugang zu Dokumenten, Gegenstinden, Ma-
terialien, Stoffen oder elektronischen Dateien, die der
rechtméfligen Kontrolle durch den Inhaber des Ge-
schéftsgeheimnisses unterliegen und aus denen sich
das Geschiftsgeheimnis ableiten ldsst, verschafft, er
sich diese unbefugt aneignet oder sie unbefugt ko-
piert. Eine vergleichbare Regelung fehlt im chinesi-
schen Recht. Diese Liicke soll durch § 12 Nr. 4 des
Entwurfs zum Geschiftsgeheimnis geschlossen wer-
den. Da diese Regelung aber keine Grundlage im UWG
hat, ist eine solche Schutzerweiterung wohl schwer rea-
lisierbar.

3. Offenlegung, Benutzung und Benutzenlassen
des unlauter erlangten Geschiftsgeheimnisses

§ 9 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis konkreti-
siert den Begriff der Benutzung des Geheimnissesi. S. v.
§ 9 UWG und sieht vor, dass nicht nur der unmittelba-
re Einsatz in gewerblichen Tatigkeiten, sondern auch
der Einsatz des Geheimnisses in modifizierter oder ver-
besserter Form und die Verdnderung der gewerblichen
Tatigkeiten aufgrund des Geheimnisses darunter fal-
len.

4. Benutzung, Offenlegung und Benutzenlassen
entgegen der Vertraulichkeitsverpflichtung oder
der Geheimhaltungsaufforderung

Benutzung, Offenlegung und Benutzenlassen eines Ge-
schaftsgeheimnisses sind zudem verboten, wenn sie
gegen die Vertraulichkeitsverpflichtung (§ 9 Abs. 1
Nr. 3, 1. Alt. UWG) oder die Aufforderung des Inhabers
zur Geheimhaltung verstofien (§ 9 Abs. 1 Nr. 3, 2. Alt.
UWG).

a) Vertraulichkeitsverpflichtung

Fir die Anwendung der ersten Alternative ist das
Bestehen einer Vertraulichkeitspflicht von zentraler Be-
deutung. Die Rechtslage ist klar, wenn sich derjenige,
dem Zugang zum Geheimnis durch den Berechtigten
eingerdumt wird, zur Geheimhaltung verpflichtet hat.
Fehlt eine solche Vereinbarung, muss geklart werden,
ob die Geheimhaltungspflicht anderweitig zu begriin-
den ist.

In diesem Zusammenhang ist § 10 Abs. 1 der Aus-
legung zum Geschéftsgeheimnis bedeutsam, welcher
klarstellt, dass die Vertraulichkeitspflicht sowohl ge-
setzlicher als auch vertraglicher Natur sein kann. Diese
Regelung spiegelt die 2019 eingefiihrte Anderung des
§ 9 Abs. 1 Nr. 3 UWG wider, wo die Formulierung
sentgegen der Vereinbarung” in ,entgegen der Ver-
traulichkeitspflicht” gedndert wurde. Insbesondere ist

4 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 73.
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eine solche Geheimhaltungspflicht ohne entsprechen-
de vertragliche Vereinbarung anzunehmen, wenn es
sich aus Treu und Glauben und dem Vertragszweck,
dem Abschlussprozedere und den geschiftlichen Ge-
brauchen ergibt.*? Dies ist nach dem Entwurf zum
Geschiftsgeheimnis im Arbeitsvertrag oder Kooperati-
onsvertrag iiblicherweise der Fall.*?

Dennoch kann der Geheimnisschutz bei einer nur
implizit anzunehmenden Geheimhaltungspflicht an
dem Merkmal der ,angemessenen Geheimhaltungs-
mafinahmen” scheitern. Denn das Ergreifen von Ge-
heimhaltungsmafinahmen verlangt freilich ein aktives
Tun des Rechtsinhabers, wihrend eine gesetzliche Ge-
heimhaltungspflicht vom Wortlaut her keine ,Mafsnah-
me”, geschweige denn eine ,, angemessene” Mafinahme
darstellt und auch ohne Zutun des Rechtsinhabers be-
steht. In der Vergangenheit war die Wahrscheinlichkeit
hoch, dass das Vorliegen eines Geschiftsgeheimnis-
ses mangels Geheimhaltungsmafinahmen abgespro-
chen wurde.** In der Praxis galt die Erlangung von
Informationen im Zuge von Vertragsverhandlungen als
rechtmifig,*® sodass der Geschiftspartner dariiber frei
verfiigen konnte.

Andererseits wird die Geheimhaltungspflicht aus-
driicklich durch § 501 ZGB fiir den Fall eingefiihrt,
dass eine Partei im Zuge des Vertragsschlusses ein Ge-
schéftsgeheimnis oder eine geheimhaltungsbedtirftige
Information erhilt. § 43 Vertragsgesetz — Vorgdnger-
norm des § 501 ZGB - schiitzt hingegen nur Geschafts-
geheimnisse vor Offenbarung bzw. unangemessener
Benutzung. Das heifst, eine geheimhaltungsbedtirftige
Information, fiir die noch keine Geheimhaltungsmaf3-
nahme ergriffen wurde und der deshalb der Lauter-
keitsschutz versagt wird, kann tiber § 501 ZGB ge-
schiitzt werden. Es ist davon auszugehen, dass § 501
ZGB als lex specialis und neues Recht fiir den Schutz der
bei der Geschéftsanbahnung erlangten geheimen Infor-
mationen, die nicht als Geschiftsgeheimnis angesehen
werden konnen, vorrangig anzuwenden ist.

b) Einseitige Aufforderung zur Geheimhaltung

Die zweite Alternative von § 9 Abs. 1 Nr. 3 UWG sieht
vor, dass die Geheimhaltungsverpflichtung ebenfalls
durch eine einseitige Aufforderung begriindet werden
kann. Eine solche Aufforderung kann eine Satzung, ei-
ne Schulung, ein Regelwerk oder ein schriftlicher Hin-
weis sein.*® Dogmatisch ist diese Regelung in solchen
Féllen vertretbar, in denen sich die Geheimhaltungs-
pflicht ohnehin aus der Natur der Rechtsbeziehung
zwischen dem Geheimnistrdger und demjenigen er-
gibt, dem rechtmaéfliger Zugang zum Geheimnis einge-

42§10 Abs. 2 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

43 Vgl. § 14 Abs. 2 Nr. 1 des Entwurfs zum Geschéftsgeheimnis.

4 Vgl. LI Zhanke (25 5%})/ ZHANG Yanbing (##sk), Paragraphen-
weise Erlduterungen zu den Bestimmungen iiber das Geschéftsge-
heimnis im revidierten UWG (& & TG I < AIE Y 52415
“HOLELE” #sE), China Market Regulation News (H1 [ 737 L & 4)
vom 22.5.2019.

% Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 78 f.
4 §6 Nr. 2 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.
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rdumt wird, wie z. B. im Arbeits- oder Kooperationsver-
hiltnis. Eine zusétzliche einseitige Aufforderung kann
dazu dienen, den Umfang der Geheimhaltungspflicht
festzulegen.

5. Haftung des Teilnehmers und eines Dritten
a) Anstifter und Gehilfen

Verboten sind gemdfs § 9 Abs. 1 Nr. 4 UWG Anstif-
tung und Beihilfe zu einer durch einen Dritten be-
gangenen Geheimnisschutzverletzung. Dieses Verbot
wurde erst mit der Revision im Jahr 2019 eingefiihrt.
Nach der allgemeinen Zivilrechtsdogmatik haftet der
Anstifter oder Gehilfe nur fiir vorsatzlich begangene
Anstiftungs- oder Gehilfenhandlungen.*” Im Schrift-
tum wird Unverstdndnis dazu gedufSert, inwiefern sich
die Haftung des Anstifters bzw. Gehilfen fiir die Ge-
heimnisverletzung tatbestandlich von der allgemeinen
Dogmatik unterscheidet, sodass eine gesonderte Rege-
lung im UWG gerechtfertigt ist.*3

Eine typische Anstiftungs- und Gehilfenhandlung
stellt es etwa dar, wenn jemand mit einem Stellenan-
gebot oder Belohnungsversprechen zur Geheimnisver-
letzung iiberredet oder ermutigt wird.*

b) Abnehmer

Ein Dritter darf gemafs § 9 Abs. 3 UWG ein Geschifts-
geheimnis nicht erlangen, offenlegen, benutzen oder
benutzen lassen, wenn er weifs oder wissen muss, dass
dieses Geheimnis unlauter erlangt, offenbart, benutzt
oder benutzen gelassen wird. Der Dritte i.5.v. § 9
Abs. 3 UWG kann entweder ein Abnehmer des ille-
gal erlangten Geheimnisses oder der neue Arbeitgeber
des ehemaligen Beschiftigten des Geheimnistragers
sein. In der Praxis wird das Vorliegen des subjektiven
Elements bejaht, wenn es sich um Informationen der
Konkurrenz handelt.>

IV. Schranken und Ausnahmen

Das UWG sieht im Gegensatz zu Art. 5 der EU-
Richtlinie 2016/943 und Art. 11 des , Defend Trade
Secrets Act” der USA selbst weder Schranken noch
Ausnahmen von geheimnisverletzenden Handlungen
vor. Diese Liicke wird zwar durch die justiziellen Aus-
legungen ausgefiillt, dennoch ist die Anzahl der Aus-
nahmen aus vergleichender Sicht gering, weshalb der
Entwurf zum Geschéftsgeheimnis weitere vier Aus-
nahmen einzufiihren beabsichtigt.

1. Eigenentwicklung

Die Erlangung eines Geschéftsgeheimnisses ist recht-
mifig, wenn sie durch Eigenentwicklung geschieht.”!

47 Arbeitsgruppe des OVG (Obersten Volksgerichts) zur Umsetzung des
CZGB (i N\ Rkl Rk S BT S A TA1:40 /)\41), Understanding
and Application of the Book on Tort Liability (#14& A R 31 E i3
SR LR 536 ), 2020, S. 60 £.

48 Vgl. LI Zhanke/ ZHANG Yanbing (Fn. 44).

49§16 des Entwurfs zum Geschéftsgeheimnis.

50 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 69 f.
51§14 Abs. 1 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

2. Reverse Engineering

Ebenfalls zuldssig ist die Erlangung von geheimen
Informationen durch Reverse Engineering.”? Definiti-
on und Voraussetzungen der Riickwirtsanalyse sowie
die Unzuldssigkeit der vorgeschobenen Riickwértser-
schliefung sind grundsétzlich unverdndert aus § 12 der
UWG-Auslegung aus dem Jahr 2007 {ibernommen wor-
den.

Entscheidend fiir die Rechtméiigkeit der Riickwaérts-
entwicklung ist der Zugang zu dem Produkt aus 6ffent-
lichen Quellen. In chinesischen Gerichtsverfahren wird
die Riickwértsanalyse kaum vom Beklagten geltend ge-
macht.

3. Sonstige im Entwurf zum Geschiftsgeheimnis
vorgesehene Ausnahmen

Zahlenmaiflig sind die geltenden Schrankentatbestan-
de zum Geheimnisschutz eher diirftig besetzt. Um
eine mogliche kiinftige Entwicklungsrichtung aufzu-
zeigen, werden die entsprechenden Tatsachen aus dem
Entwurf zum Geschiftsgeheimnis, die als Ausnahmen
bzw. Einreden gegen die Behauptung der Verletzung
eines Geschiftsgeheimnisses angefiihrt werden kon-
nen, an dieser Stelle vorgestellt.

(1) Auskunftsanspruch des Gesellschafters. § 19
Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs zum Geschaftsgeheimnis
erlaubt es einem Gesellschafter, Geschéftsgeheimnisse
der Gesellschaft durch die Austibung des Auskunfts-
anspruchs zu erfahren. Der Umfang des Auskunftsan-
spruchs bestimmt sich nach § 33 Gesellschaftsgesetz>*
und erstreckt sich auf die Gesellschaftssatzung, Proto-
kolle der Gesellschafterversammlung, der Vorstands-
sitzungen und der Aufsichtsratssitzungen, Finanz- und
Wirtschaftspriifungsberichte sowie Biicher der Buch-
fiihrung.

(2) Whistleblower. § 19 Abs. 1 Nr. 4 des Entwurfs
zum Geschiftsgeheimnis enthélt eine Ausnahme zu-
gunsten eines Whistleblowers. Demnach ist die Of-
fenlegung eines Geheimnisses keine Rechtsverletzung,
wenn dies zur Wahrung offentlicher oder staatlicher
Interessen wie dem Umweltschutz, der 6ffentlichen Ge-
sundheit, der 6ffentlichen Sicherheit oder der Aufde-
ckung von Straftaten geschieht. Diese Ausnahme kann
nur der Arbeitnehmer, der ehemalige Arbeitnehmer
oder der Kooperationspartner des Geheimnistragers
geltend machen. Der Geheimnistrager ist verpflichtet,
den betroffenen Whistleblower schadlos zu halten.

(3) Einrede des legalen Erwerbs. Nach dem Vorbild
des § 77 Patentgesetz fiihrt § 33 Abs. 1 des Entwurfs
zum Geschiftsgeheimnis die Einrede des legalen Er-
werbs im Geheimnisschutzrecht ein. Demnach kann
die zustandige Marktaufsichtsbehtrde demjenigen, der
unlauter ein Geschiftsgeheimnis gewerbsméfiig be-
nutzt, die Einstellung der Verwendungshandlung an-

52
53

§ 14 Abs. 1 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.
Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 78.
54 JNF]H:, mit Wirkung zum 26.10.2018 zuletzt gedndert; deutsche
Ubersetzung der 2013er Fassung von Pifiler, ZChinR 2014, 254 ff.
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ordnen, wenn er von der mangelnden Befugnis weder
wusste noch wissen musste und eine rechtmifiige
Quelle nachweisen kann. Hat er eine angemessene Ge-
genleistung gezahlt, darf er das Geheimnis sogar weiter
benutzen.

Fiir die Beurteilung des Wissens ist die entsprechen-
de Verkehrssitte heranzuziehen, u. a. ob der Erwerber
des Geheimnisses mit dem Inhaber einen Lizenzver-
trag abgeschlossen hat.”®

(4) Eigene Expertise, Erfahrung und Fahigkeiten. In
Anlehnung an das amerikanische Recht werden die
Offenlegung und Benutzung von Geheimnissen, die
bereits durch berufliche Tétigkeiten zur eigenen Ex-
pertise, zu eigenen Erfahrungen und Fahigkeiten des
Beschéftigten geworden sind, in der Rechtsprechung
und gemdfs § 15 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs zum
Geschiftsgeheimnis nicht als Geheimnisverletzung an-
gesehen. Allerdings ist es angesichts zu wenig einhei-
mischer Félle noch nicht geklart, welches Wissen in
konkreten Féllen als eigenes Wissen des Beschiftigten
eingestuft werden kann. Die bisherigen Untersuchun-
gen beschrianken sich grundsétzlich auf Diskussionen
zum amerikanischen Recht.%

Um die Benutzung des eigenen Wissens des Be-
schaftigten wihrend und nach der Beendigung des
Arbeitsverhiltnisses einzuschranken oder zu untersa-
gen, kann ein Wettbewerbsverbot vereinbart werden.
Ohne addquate Entschadigung ist eine solche nachver-
tragliche Vereinbarung jedoch unwirksam.”

V. Anspriiche des Geheimnisinhabers

Die zivilrechtlichen Anspriiche des Geheimnistragers
sind im UWG eher uniibersichtlich geregelt, da der
Geheimnisschutz einen von vielen Tatbestdnden dar-
stellt, obwohl die Rechtsbehelfe zentral im letzten
Kapitel des UWG vorgeschrieben sind. Neben zivil-
rechtlichen Anspriichen (nach § 17 UWG i. V.m. § 179
ZGB) kann die Marktaufsichtsbehérde verwaltungs-
rechtliche Sanktionen wie die Beschlagnahme illegaler
Einkiinfte verhdngen.

Durch § 24 der Auslegung zum Geschéftsgeheim-
nis wird dem Rechtsinhaber ein Anspruch auf Rech-
nungslegung zuerkannt. Insofern wird der Schutz fiir
Geschiftsgeheimnisse dem Patentschutz (§ 71 Abs. 4
Patentgesetz) angeglichen.

1. Unterlassungsanspruch

Fiir den Rechtsinhaber am wichtigsten ist der An-
spruch auf Unterlassung der Verletzungshandlung,
welcher in dem Zeitpunkt erlischt, in welchem das
Geheimnis ffentlich bekannt wird.”® Wiirde eine Un-
terlassungsanordnung, welche erst mit dem Verlust des

55§33 Abs. 2 des Entwurfs zum Geschiftsgeheimnis.

56 ZHU Weixian (%£F%%), On Distinguishing Trade Secrets and Em-
ployee Skills as well as the Resolution to Their Conflict (F\MLFh% 5
T BE A R Y X 53 J2 b SR fig ), Intellectual Property (%115 =A%)
2019/7, 23 ff.

57 Yuanshi Bu, Einfithrung in das Recht Chinas, 2. Aufl. 2017, § 24
Rn. 30.

5§17 Abs. 1 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

120

geheimen Charakters der betroffenen Informationen
endet, den Rechtsverletzer offensichtlich tibermafSig
belasten, kann die Unterlassungsanordnung zeitlich
oder ortlich begrenzt werden, vorausgesetzt, dass der
Wettbewerbsvorteil des Rechtsinhabers erhalten bleibt
(§ 17 Abs. 2 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis).

In der Rechtsprechung wurde beispielsweise die Un-
tersagung der Benutzung von Kundenlisten mit dem
Argument befristet,”” dass Kundeninformationen nicht
auf natiirlichem Wege, wie durch technische Fort-
schritte, offentlich frei zugdnglich gemacht werden
konnen und ein ewiger Schutz dieser Informationen die
Erwerbschancen des betroffenen ausgeschiedenen Ar-
beitnehmers unangemessen schmalern wiirde.

In der Praxis wird im Urteil allerdings selten eine
genaue Dauer festgelegt, da davon ausgegangen wird,
dass das Geheimnis theoretisch ohne Preisgabe zeit-
lich uneingeschrénkt geheim bleiben kann.®® Ist das
Geheimnis bereits nicht mehr geheim, scheidet der Un-
terlassungsanspruch aus.

§ 15 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis besta-
tigt ausdriicklich, dass der Rechtsinhaber eine einst-
weilige Verftigung zur Unterlassung der Verletzung
beantragen darf, wenn die in §§ 100 f. ZPG vorgese-
henen®! und in einer justiziellen Auslegung® weiter
speziell auf immaterialgiiterrechtliche Falle konkreti-
sierten Voraussetzungen erfiillt sind. Dazu gehort, dass
die Urteilsvollstreckung ohne die Verfiigung gefahrdet
wird bzw. dem Rechtsinhaber ein irreparabler Scha-
den, z. B. durch die zu erwartende baldige Offenlegung
des Geheimnisses, droht. Bei § 15 der Auslegung zum
Geschiftsgeheimnis handelt es sich ebenfalls um eine
Klarstellung, zu der sich China nach Art. 1.6 (2) des
,Phase One Trade Agreement” verpflichtet hat.

Bislang wird beklagt, dass die Voraussetzungen
fiir einstweilige Verfiigungen im Immaterialgiiterrecht
allgemein schwer zu erfiillen sind.%® Lilly v. Huang
Mengwei gehort zu den wenigen Féllen, in denen eine
einstweilige Unterlassungsanordnung erlassen wurde.
Dies wird im konkreten Fall damit begriindet, dass es
der Antragsgegner verweigert hat, eine strafbewehrte

5 In einem Fall wurde die Untersagungsanordnung auf ein Jahr
befristet; vgl. TANG Qinglin (J} & #K)/LI Shu (Z247)/LI Xian (Z2'%),
Besteht Geheimhaltungspflicht beziiglich der einschldgigen techni-
schen Geheimnisse nach Ablauf der Vertragsdauer? (& 7] 817 1 FR
JoR T A A IR BE AR SR B AR BB SR L 55), <https: //www.thepaper.
cn/newsDetail_forward_7512047>, eingesehen am 17.3.2021.

60 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 80.
61 Zu den allgemeinen Voraussetzungen der Sicherungsverfiigung
vgl. Patrick Alois Hiibner, in: Knut Benjamin Pifiler (Hrsg.), Handbuch
des chinesischen Zivilprozessrechts, 2018, S. 326.

62 Justizielle Auslegung betreffend einige Fragen der Anwendung
der Gesetze auf die Priifung von Sicherungsmafinahmen betreffend
Handlungen bei Streitigkeiten, die das geistige Eigentum zum Ge-
genstand haben (fz i A R 5 56 T 8 A AR = A B 2347 I R 42 A
& s T AL E), erlassen am 12.12.2018 und in Kraft seit
1.1.2019. § 1 dieser Auslegung stellt trotz der rein auf das geistige Ei-
gentum bezogenen Uberschrift klar, dass auch lauterkeitsrechtliche
Streitigkeiten mit erfasst sind.

63 Peter Ganea, ZChinR 2017, 293 ff.; Einzelheiten vgl. WANG Zheng-
zhi, A New System for Preliminary Injunction in the Intellectual
Property Law, GRUR Int. 2019, 463 ff.
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Unterlassungsverpflichtung zum Geheimnisschutz ab-
zugeben. %

Sollte § 32 Abs. 2 des Entwurfs zum Geschéfts-
geheimnis verabschiedet werden, konnte vom Erlass
einer Unterlassungsanordnung ausnahmsweise abge-
sehen werden, wenn staatlichen oder 6ffentlichen Inter-
essen ansonsten ein schwerwiegender Schaden droht.
In diesem Fall darf der Verletzer das Geschiftsge-
heimnis weiterhin benutzen, muss allerdings an den
Rechteinhaber eine angemessene Gebiihr zahlen.

Wie oben bereits ausgefiihrt®®, fehlt im chinesischen
Lauterkeitsrecht eine vergleichbare Bestimmung wie
§ 4 Abs. 5 der Richtlinie 2016/943 zu rechtsverletzen-
den Produkten. Folglich kann der Geheimnisinhaber
nicht ohne Weiteres gegen Angebot, Inverkehrbringen,
Einfuhr, Ausfuhr oder Lagerung eines Produkts vorge-
hen, wenn das Produkt mit einem unbefugt erlangten
Geheimnis hergestellt worden ist.

In einem durch das OVG entschiedenen Fall wird
klargestellt, dass das Inverkehrbringen eines Produkts,
welches mit einem illegal erlangten Geheimnis her-
gestellt wird, keine Geheimnisverletzung darstellt, so-
lange dadurch das Geheimnis nicht offenbart wird.®
Hier besteht eine grofie Schutzliicke aus rechtsverglei-
chender Sicht, weshalb mit §§ 28, 32 Abs. 3 Nr. 2
des Entwurfs zum Geschéftsgeheimnis der zustandi-
gen Marktaufsichtsbehorde erméglicht werden soll, die
Unterbindung des Verkaufs rechtsverletzender Pro-
dukte anzuordnen, wenn durch den Verkauf dem Ge-
heimnisinhaber ein irreparabler Schaden droht. Daftir
muss der Rechtsinhaber eine schriftliche Zusage abge-
ben, den dadurch entstehenden Schaden dem mutmaf-
lichen Rechtsverletzer zu ersetzen.

2. Beseitigungsanspruch

Dem Rechtsinhaber steht zudem ein Beseitigungsan-
spruch zu, der sich auf die Riickgabe oder Vernichtung
des Geheimnistrdgers bzw. Loschung der geheimen In-
formationen richtet.®”

Das offentliche Interesse ist bei der Durchsetzung
des Beseitigungsanspruchs zu berticksichtigen. Wenn
der Zweck der Geheimniswahrung durch die Entfer-
nung derjenigen Teile, die das Geheimnis beinhalten,
erreicht werden kann, wird sich die Beseitigung darauf
beschrénken.® Aus demselben Grund wird die Ver-
nichtung von Werkzeugen nur dann angeordnet, wenn
diese ausschliefslich der Rechtsverletzung dienen kon-
nen.

Bei durch die Geheimnisverletzung hervorgerufener
Rufschiadigung steht es dem Rechtsinhaber zu, eine Ge-
gendarstellung in Printmedien oder digitalen Medien
zu verlangen (§ 179 Abs. 1 Nr. 10 ZGB).

4 Eli Lilly and Company v. Huang Mengwei, Beschluss des ersten
Shanghai Mittleren Gerichts, (2013) Hu Yi Zhong Min Wu (Zhi) Chu
Nr. 119 (2013 Jr—&K R (51) #1565 119 5).

5 Siehe oben unter I. 3.

% Yuanshi Bu, GRUR Int. 2009, 814.

67§18 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis.

6 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 81 f.

3. Schadensersatzanspruch

Dem Geheimnisinhaber steht gemédfs § 17 Abs. 1, 3, 4
UWG ein Schadensersatzanspruch zu. Neben dem auf
Basis gangiger Methoden berechneten tatsdchlichen
Schaden ist es moglich, einen gesetzlichen Schadenser-
satz bzw. Strafschadensersatz zu gewdhren.

a) Berechnungsmethoden

Bei der Schadensbemessung ist zu berticksichtigen, ob
das Geschiftsgeheimnis durch die Verletzungshand-
lung offenkundig geworden ist. In diesem Fall kann der
kommerzielle Wert des Geschiftsgeheimnisses heran-
gezogen werden.® Dieser Wert wird wiederum anhand
der Entwicklungskosten, des erzielten Gewinns, des
entgangenen Gewinns und der Dauer des potenziellen
Wettbewerbsvorteils ermittelt.”’

Ist der geheime Charakter des Geschéftsgeheimnis-
ses noch nicht beeintrédchtigt, kann der Schadensersatz
auf Antrag des Kldgers zundchst nach dem tatsdch-
lich erlittenen Schaden und wenn dies aus praktischen
Griinden ausscheidet nach dem rechtswidrig erlang-
ten Vorteil festgesetzt werden (§ 17 Abs. 3 UWG). Bei
der ersten Berechnungsmethode kénnen wiederum auf
Parteiantrag hypothetische Lizenzgebiihren herange-
zogen werden.”!

Fernerhin darf ein Gericht in einem zivilrechtlichen
Verfahren die Feststellung in einem rechtskraftigen
Strafurteil hinsichtlich des tatsdchlich erlittenen Scha-
dens bzw. der rechtswidrig erlangten Einnahmen bei
der Schadensberechnung beziiglich derselben Verlet-
zungshandlung zugrunde legen.”?

b) Gesetzlicher Schadensersatz

Scheiden die beiden obigen Methoden wegen tatsdch-
licher Schwierigkeit aus, darf das Gericht gemaf3 § 17
Abs. 5 UWG einen gesetzlichen Schadensersatz bis zu
5 Mio. RMB festsetzen. Dabei werden der Wert des
Geschiftsgeheimnisses, das Verschulden des Rechts-
verletzers sowie die Umstdnde der Verletzung bertick-
sichtigt.”? Da die Beweislast hinsichtlich der Hohe des
Schadens hoch angesetzt wird, kommt mehrheitlich
der gesetzliche Schadensersatz zur Anwendung,”* wo-
bei der Ermessensspielraum des Gerichts recht grofs
und somit schwer kontrollierbar ist.”> Dies ist der
Grund, weshalb § 20 Abs. 2 der Auslegung zum Ge-
schiftsgeheimnis die zu berticksichtigenden Faktoren
bei der Ermessensausiibung aufzihlt.

© §19 Abs. 1 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis; § 5 Abs. 1
Nr. 5 der Interpretation (III) of IP Criminal Cases.

70§19 Abs. 2 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis.

§ 20 Abs. 1 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

§ 23 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis.

§ 20 Abs. 2 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

TAO Guandong, Reflection on Burden of Proof in Trade Secret
Infringement Dispute — Written on the occasion of the addition of
Article 32 of the Anti-Unfair Competition Law, China Patents &
Trademarks 2019/3, 70.

75 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 80 f.
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¢) Strafschadensersatz

Bei absichtlich begangenen schwerwiegenden Rechts-
verletzungen kann ein Strafschadensersatz in Hohe des
Ein- bis Fiinffachen des durch die beiden oben erwahn-
ten Methoden ermittelten Schadens festgesetzt werden
(8§ 17 Abs. 3 Satz 2 UWG).

d) Rechtsverfolgungskosten

Rechtsverfolgungskosten und Kosten fiir Mainahmen
der Schadensminderung sowie Wiederherstellung der
Netzwerksicherheit und anderer Systemsicherheiten
sind ebenfalls vom Rechtsverletzer zu ersetzen.”®

Das Gericht kann auf Antrag den Beklagten zur
Rechnungslegung verpflichten, falls der Klager einen
Anfangsbeweis tiber den rechtswidrig erlangten Vor-
teil erbringt und die einschldgigen Biicher und Un-
terlagen unter der Kontrolle des Beklagten stehen.
Kommt der Rechtsverletzer der Anordnung ohne trifti-
gen Grund nicht oder nicht wahrheitsgeméf nach, darf
das Gericht auf Grundlage des Vortrags des Klédgers
und des von ihm beigebrachten Beweises den rechts-
widrig erlangten Vorteil feststellen.

VI. Durchsetzung
1. Durchsetzungsoptionen

Im Falle einer Geheimnisverletzung kann der Rechts-
inhaber neben der Erhebung einer Zivilklage sowohl
bei der zustindigen Marktaufsichtsbehorde als auch
bei der Polizei Ermittlungen beantragen. Allerdings ist
der Geheimnisinhaber nur im Zivilverfahren berech-
tigt, Schadensersatz zu verlangen.

Im Falle eines Gleichlaufs mehrerer Verfahren hat
das Strafverfahren grundsétzlich Vorrang. Das Zivil-
verfahren kann auf Parteiantrag ausgesetzt werden,
wenn dessen Verhandlung den Abschluss des Straf-
verfahrens betreffend dieselbe Verletzungshandlung
voraussetzt.”/ Der Vorrang der Strafverfolgung wird
indes in der Literatur kritisiert, da eine Verurteilung
das Vorliegen eines Geschiftsgeheimnisses und einer
Verletzungshandlung voraussetzt und diese zwei Tat-
bestandsmerkmale besser im Zivilverfahren geklart
werden koénnen.”

In der Praxis erstattet der Geheimnisinhaber oft
zundchst Anzeige bei der Polizei, um tiber das Ermitt-
lungsverfahren an konkrete Beweise iiber den illega-
len Vorgang der Erlangung des Geschiftsgeheimnisses
heranzukommen.”” Damit die Polizei die Ermittlung
initiiert, muss der Rechtsinhaber nachweisen konnen,

76§17 Abs. 3 Satz 3 UWG; § 5 Abs. 3 der Interpretation (III) of IP
Criminal Cases.

77§25 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis.

78 XIAO Jianguo (¥ % [H)/SONG Chunlong (K% J¢), Study on the
Cross Case Procedure from the Liabilities Combination Theory — the
Reflection on the Principle of Criminal Procedure Prior to Civil Pro-
cedure (FHAEHRA T RIS XA MIRATRR T3 el R RE),
Law Science Magazine (#:4:4%7) 2017/3, 21 ff. Fn. 17.

7 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 78.
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dass ihm ein schwerwiegender Schaden durch die
Rechtsverletzung entstanden ist.5

Im Rahmen der behordlichen Ermittlung kénnen
Beweise wie Korrespondenzen, Speichermedien, Ge-
genstidnde, Einrichtungen und interne Unterlagen ge-
sichert werden; wird der Fall an die Staatsanwaltschaft
tibertragen, konnen die Beweise an diese weitergeleitet
werden.

Die zustdndige Marktaufsichtsbehérde kann gemafs
§ 21 UWG rechtswidrige Einnahmen beschlagnah-
men. Gemeint sind sdmtliche aus dem Verkauf der
Produkte oder der Erbringung der Dienstleistung er-
zielten Einnahmen abziiglich der angemessenen Aus-
gaben, welche unmittelbar fiir die Betriebstatigkeiten
aufgewendet werden. Bei der Berechnung der einzu-
ziehenden Einnahmen kann man laut dem Entwurf
zum Geschéftsgeheimnis die Biicher der Buchfiihrung,
Produktionsprotokolle, Verkaufsprotokolle und Uber-
tragungsvereinbarungen beriicksichtigen.®!

2. Aktivlegitimation

§ 26 der Auslegung zum Geschiéftsgeheimnis regelt die
Aktivlegitimation der Lizenznehmer in Verletzungsfal-
len. Demnach kann ein ausschliefSlicher Lizenznehmer
alleine eine Verletzungsklage erheben. Ein alleiniger Li-
zenznehmer darf alleine gegen eine Rechtsverletzung
vorgehen, wenn der Inhaber des Geschéaftsgeheimnis-
ses dies unterldsst. Ein einfacher Lizenznehmer darf
erst dann eigenstdndig klagen, wenn er dazu schrift-
lich vom Geheimnisinhaber bevollméachtigt ist. § 26
der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis entspricht
der géngigen Vorgehensweise im geistigen Eigentums-
recht.®?

Fiir internationale Konzerne kann intern durch Li-
zenzvertrdge geregelt werden, welche Tochtergesell-
schaft gegen den Rechtsverletzer vorgeht, da die gewill-
kiirte Prozessstandschaft in China nicht vorgesehen
ist.8 Zudem wird berichtet, dass das Gericht den
Rechtsinhaber verpflichten kann, keine Mehrfachkla-
gen durch den Rechtsinhaber und Lizenznehmer iiber
dieselbe Verletzungshandlung gegen denselben Be-
klagten zu erheben.®* Es ist m. E. jedoch nicht geklart,
aus welcher Norm eine solche Befugnis des Gerichts
abgeleitet werden kann. Die Rechtshingigkeitssper-
re nach § 247 OVG-Interpretation ZGB greift deshalb
nicht ein, da die Klédger in beiden Verfahren (Rechtsin-
haber in einem Verfahren und Lizenznehmer in einem
anderen Verfahren) nicht identisch sind.

80 Wann ein solcher Schaden vorliegt, wird in § 4 der Interpretation

(III) of IP Criminal Cases geregelt.

81§34 Abs. 2 des Entwurfs zum Geschaftsgeheimnis.

82 Yuanshi Bu, Entwurf eines Allgemeinen Teils des geistigen Ei-
gentums in China. Hintergrund, wesentlicher Inhalt und Bewertung,
ZGE 2019, 446.

83 Yuanshi Bu (Fn. 57), § 25 Rn. 5.

84 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 69 f.
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3. Beweisrechtliche Fragen
a) Abgrenzung des Geschiftsgeheimnisses

Die grofste Schwierigkeit fiir den Kldger in einem Ver-
letzungsprozess ist die Beibringung solcher Beweise zu
der Frage, welcher Teil seines Geschiftsgeheimnisses
durch die Handlung des Beklagten betroffen war, oh-
ne dadurch sein Geschéftsgeheimnis in einem unnoétig
weiten Umfang zu offenbaren.

Bekanntlich sind Klagen {iber die Verletzung von
Geschiftsgeheimnissen normalerweise dynamisch. Da
der dufiere Umfang von Geschiftsgeheimnissen oft
nicht klar bestimmt ist und der Kldger zu Prozess-
beginn nicht weifs, welcher Teil seines Geschaftsge-
heimnisses durch die rechtswidrige Erlangung oder
Benutzung betroffen ist, steht er vor einem Dilemma:
Offenbart er zu wenig von seinem Geheimnis, riskiert
er, den Prozess zu verlieren; umgekehrt riskiert er, un-
notigerweise sein Geheimnis zu verlieren, wenn er zu
viel davon offenlegt.

Es ist daher umstritten, ob dem Klager erlaubt wer-
den soll, erst im Laufe des Verfahrens herauszufinden,
welche geheime Information tiberhaupt beeintrachtigt
wurde. Allerdings konnte die Zulassigkeit der Abande-
rung des Inhalts des geltend gemachten Geschiftsge-
heimnisses durch den Kldger dazu fiihren, dass er nach
der Kenntnisnahme des technischen Konzepts des Be-
klagten den Umfang seines Geheimnisses anpasst, um
eine Rechtsverletzung zu begriinden, was den Beklag-
ten benachteiligt.

In der Praxis entscheidet das Gericht daher oft nach
Gutdiinken, ob der Kldger zunédchst nur einige gehei-
me Punkte zu benennen braucht und diese Punkte
nach der Erwiderung des Beklagten abgedndert wer-
den diirfen.% Uber diesen Streit konnte keine Einigung
im Zuge der Entwurfsarbeit fiir die Auslegung zum
Geschiftsgeheimnis erzielt werden, weshalb auf eine
entsprechende Regelung verzichtet wurde. In der ge-
genwartigen Fassung darf der Rechtsinhaber bis zum
Ende der miindlichen Verhandlung den Inhalt des Ge-
schiftsgeheimnisses festlegen.® Es wird offengelassen,
ob der Inhalt bereits durch den Beweistausch bzw. die
Befragung festgelegt werden muss.

Beruft sich der Rechtsinhaber im Berufungsverfah-
ren auf ein im erstinstanzlichen Verfahren nicht offen-
bartes Geschiftsgeheimnis, wird dieses neue Begehren
gemdfl § 27 Abs. 2 der Auslegung zum Geschifts-
geheimnis als Klagednderung nach der allgemeinen

8 Inder Jiangsu Provinz diirfen die Parteien nach einem Kaskaden-
system (K553 i BE) die Offenbarung der Informationen auf beiden
Seiten auf ein Minimum reduzieren. Dies sieht wie folgt aus: Der Kl&-
ger legt den Umfang seines Geheimnisses fest und bringt Beweise
bei. Schafft es der Kldger nicht, den Umfang klar abzugrenzen oder
wird das Vorliegen des Geheimnisses nach der Priifung der Beweise
abgelehnt, braucht der Beklagte keinen Beweis einzureichen. Vgl. Re-
search Group of the High Court of Jiangsu Province (L& %A
Rk iF8I4), Study on Preventing the Leakage of Commercial Se-
crets in Litigations of Intellectual Properties (51RF=ALJF 1A 7 5 15 F
b A 25 i 55 18]I 5%), Journal of Law Application (3:845% ) 2018 /9,
111.

86§27 Abs. 1 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

zivilverfahrensrechtlichen Regelung behandelt (§ 328
ZPG-Interpretation®”).

b) Beweislastverteilung

Mit § 32 UWG wurde 2019 im Zivilverfahren eine Be-
weiserleichterung fiir den Klédger eingefiihrt. Nahezu
identische Regeln sind auch in Art. 1.5 ,Phase One
Trade Agreement” vorgesehen. Die Anwendung von
§ 32 UWG wird jedoch wegen dessen missverstandli-
cher Formulierung erschwert.

(1) Wenn der Rechtsinhaber einen Anfangsbeweis €3]
HFHE)® fiir das Ergreifen von angemessenen Geheim-
haltungsmafsnahmen erbringt und angemessen zeigen
(¥ #£ 1) kann, dass sein Geheimnis verletzt wird, ob-
liegt es dem Beklagten zu widerlegen, dass das geltend
gemachte Geheimnis ein Geschéftsgeheimnis darstellt
(§ 32 Abs. 1 UWG). Derartige Anfangsbeweise fiir das
Ergreifen von angemessenen Geheimhaltungsmafsnah-
men umfassen z.B. Darlegungen des repradsentativen
technischen Personals des betroffenen Sektors iiber die
Entwicklung des Geheimnisses, Erlduterungen dieses
Personals tiber den Zustand der streitbefangenen In-
formationen in dem Sektor und mangelnde Treffer bei
der Recherche derselben Information im Internet oder
in den iiblichen Datenbanken.®

Nach dem Wortlaut ist zu schlussfolgern, dass der
Geheimnisinhaber unter den drei Schutzvorausset-
zungen” nur das Ergreifen der Geheimhaltungsmag-
nahmen nachzuweisen braucht.” Das Vorliegen des
Geschiftsgeheimnisses gilt als bewiesen, wenn der Be-
klagte auflerstande ist, das Gegenteilige, vor allem
die Nichtoffenkundigkeit zu beweisen.? Einer anderen
Meinung zufolge hat der Kléger allerdings auch noch
einen Anfangsbeweis fiir die Nichtoffenkundigkeit —
eine negative Tatsache — zu erbringen, weil er zunéchst
den Umfang des Geheimnisses abgrenzen muss, um
das Ergreifen von Geheimhaltungsmaffnahmen nach-
zuweisen und im Zuge dessen wohl darlegen miisste,
dass die betroffene Information geheim ist.”?

Da der Nachweis {iber Geheimhaltungsmafsnahmen
an sich nicht schwer zu erbringen ist und die Anfor-
derung an einen Anfangsbeweis nochmals niedriger ist
(siehe sogleich unten Abschnitt c)), soll der Geheimnis-
inhaber dieser Beweislast leicht geniigen kénnen.”

(2) Wenn es dem Klédger zudem gelingt, einen An-
fangsbeweis zu erbringen, dass sein Geheimnis verletzt

87 Deutsche Ubersetzung in: Piller (Hrsg.), Handbuch des chinesi-
schen Zivilprozessrechts, 2018, S. 619 ff.

8 Zu diesem Begriff sieche Simon Werthwein, in: Knut Benjamin
PiSler (Hrsg.), Handbuch des chinesischen Zivilprozessrechts, 2018,
S. 144.

89 CUI Guobin (£ Ejit), The Allocation of Burden of Proof in Tra-
de Secret Litigation (ML b2 RAIFIA M 240E 5 (L4 i), SJTU Law
Review (32 KiE2#) 2020/4, 16 £.

%  Siehe oben unter II. 1.

N yu Zhigiang (Wi #5%)/GE Guangying (X)), Die Anwendung
der neuen Beweisregeln in Verletzungsverfahren bzgl. Geschéftsge-
heimnis (75 Mk BB 25 R F 1A 2$1EHTHL (4 3E H), People’s Judicature
(Application) (N R & (BFH) )2020/19, 12.

92 TAO Guandong (Fn. 74), 69.

9B Vgl. YU Zhigiang/GE Guangying (Fn. 91), 28.

% YU Zhigiang/GE Guangying (Fn. 91), 13.
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wird, und der Beklagte Gelegenheit zur Geheimniser-
langung hat und die vom ihm benutzte Information mit
dem Geheimnis des Kldgers substanziell gleich® ist,
wird die Rechtsverletzung vermutet (§ 32 Abs. 2 Nr. 1
UWG).” Es obliegt dem Beklagten, dies zu widerlegen,
entweder durch einen Beweis der rechtméfiigen Quelle
oder den keiner substanziellen Gleichheit. Wie im Fall
des § 32 Abs. 1 UWG muss der Rechtsinhaber in diesem
Fall die konkrete Verletzungshandlung benennen.

Gelegenheit zur Geheimniserlangung haben oft Ar-
beitnehmer oder ehemalige Arbeitnehmer bzw. Ko-
operationspartner. § 12 der Auslegung zum Geschifts-
geheimnis listet die Faktoren fiir die Beurteilung der
Zugangsmoglichkeiten auf, welche den Verantwor-
tungsbereich, die zugeteilte Arbeitsaufgabe, die Be-
teiligung an geheimnisbezogenen Titigkeiten sowie
weitere Berithrungsméglichkeiten mit dem Geheimnis
oder Geheimnisinhaber umfassen.

Mit § 13 Abs. 1 der Auslegung zum Geschéftsge-
heimnis wird der Begriff , substanzielle Gleichheit” na-
her erldutert. Demnach liegt eine substanzielle Gleich-
heit vor, wenn kein substanzieller Unterschied besteht.
Freilich hilft diese Regelung nicht viel weiter, weshalb
in § 13 Abs. 2 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis
konkrete Beurteilungskriterien genannt werden.

(3) Wenn der Kldger mit Beweisen zeigen (£ ilE#ii %
AH) kann, dass sein Geheimnis unbefugt erlangt oder
benutzt wird oder die Gefahr einer solchen unbefug-
ten Erlangung oder Benutzung besteht oder auf eine
andere Art und Weise verletzt wird, wird dem Beklag-

ten die Beweislast auferlegt, dies zu widerlegen (§ 32
Abs. 1 Nr. 2, 3 UWG).

¢) Beweismafs

Da die Begriffe , Anfangsbeweis”, ,angemessen zei-
gen” (& P % B) und ,mit Beweisen zeigen” im chi-
nesischen Zivilprozessrecht nicht kodifiziert sind, ist
das entsprechende Beweismafi noch unklar.”” Anfangs-
beweis bedeutet vom Wortlaut her, dass eine Tatsache
als wahrscheinlich belegt ist.”® Allerdings ist das Be-
weismafl bei dem in sonstigen Gesetzen auch vielfach

9% Inder Ubersetzung ,im Wesentlichen gleich”.

%  A.A. CUI Guobin (Fn. 89), 32, geht in Anlehnung an das US-
amerikanische Recht davon aus, dass diese Regel nicht als Vermu-
tung, sondern als eine Umkehr der Pflicht der Beweisbeibringung
(burden of producing evidence) interpretiert wird. Mit anderen Worten
liegt die Beweislast (burden of proof) nach wie vor beim Klager, un-
abhéingig davon, ob der Beklagte Gegenbeweise erbringt oder nicht.
Falls die vom Kléger erbrachten Beweise nicht ausreichen, die Ver-
letzung nachzuweisen, verliert der Kldger den Prozess trotzdem.
Die Umkehr der Pflicht der Beweisbeibringung ist fiir den Kldger
trotzdem vorteilhaft, da die Beweise des Klédgers eher als gentigend
betrachtet werden, wenn der Beklagte keine Gegenbeweise erbringt.
% TAO Guandong (Fn. 74), 72 f.; Nach YU Zhigiang/GE Guangying
(Fn. 91), 13 ist die Formulierung , angemessen zeigen” i.S. v. ,ange-
messen erkldren” zu verstehen.

%8 YU Zhigiang/GE Guangying (Fn. 91), 13; a. A. vgl. LIN Yang (#
), Prima Facie Evidence: Conlflict of Implication and Rectification
of Conception (#]5iE 35 i PN i o 58 5 1 & |£ IE), Journal of Beijing
Institute of Technology (Social Sciences Edition) (4t 5{ B T k22244
(FL&B£RR) ) 2020/1, 155; in der Praxis wird Berichten zufolge die
Anforderung an den Anfangsbeweis nicht gesenkt, vgl. CUI Guobin
(Fn. 89), 19.
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verwendeten Begriff des Anfangsbeweises, der teils
auch als Synonym zum ,prima facie-Beweis” (F T IEYE)
angesehen wird, mangels einer ausdriicklichen Rege-
lung alles andere als eindeutig.”

Das Wort ,,zeigen” (£ ) wird auBerhalb des UWG
im chinesischen Beweisrecht nicht verwendet, weshalb
sich daraus eine Auslegungsschwierigkeit ergibt. Man
konnte ,,angemessen zeigen” theoretisch so interpre-
tieren, dass der Kldger die Verletzungshandlung nur
darzulegen (also keine Beweise vorzulegen) braucht,
allerdings hatte der Gesetzgeber dafiir nicht das Wort
,zeigen”, sondern das Wort ,,darlegen” (i) verwen-
den miissen.'®’ Die Bedeutung von ,zeigen” (#H]) ist
deshalb unklar, da dieses Wort in § 32 Abs. 2 UWG
wiederum mit Beweis in Verbindung gebracht wird.!"!
Denn dort wird durch einen Anfangsbeweis (also nicht
wie bei § 32 Abs. 1 UWG ohne Beweis) ,,gezeigt”.

Aus demselben Grund ist ,mit Beweisen zeigen” (
UEYE 32 BH) nicht einfach mit ,mit Beweis belegen” (F
MEHEHIERA) gleichzusetzen, sodass man nicht ohne Wei-
teres davon ausgehen kann, dass hier ein Beweis mit
normalem Beweismaf (,hohe Wahrscheinlichkeit”) zu
erbringen ist.

Diese Verwirrung entsteht dadurch, dass der Gesetz-
geber eine umfassende Beweiserleichterung ermogli-
chen wollte, obwohl kein passender Begriff mit ver-
festigter Bedeutung vorhanden war und ein neuerer
Begriff ,,zeigen” in grofler Zeitnot erst kreiert werden
musste.

Nach einer Auffassung umfasst ,angemessen zei-
gen” die beiden Konstellationen des § 32 Abs. 1 Nr. 1
und Nr. 2 UWG und bedeutet, dass beim Richter
dadurch der Verdacht auf das Bestehen einer Verlet-
zungshandlung erweckt wird, den der Beklagte zu
widerlegen hat.!?

4. Sachverstindigengutachten

Zur Feststellung der Geheimnisverletzung werden die
geheimen Punkte des Kldgers mit den Informationen
des Beklagten auf Gleichheit gepriift, denn nur wenn
der Beklagte dieselben Informationen des Kldgers ver-
wendet, kann eine Verletzung bei Erfiillung sonstiger
Tatbestandsmerkmale bejaht werden. Dazu kénnen so-
wohl der Geheimnisinhaber als auch der mutmafliche

9 LIN Yang (Fn. 98), 155; CAO Zhixun (¥ 35 #)), Double Relevant
Facts in Civil Proceedings: The Transition from “Preliminary Evi-
dence” to “Presumption of Truth” (F&Z5 if¥/ i XL A 5% 5L
“HIESR 17 e I B AE), Global Law Review (FRERIEHE
£), 120 £. Die Darstellung von Werthwein (Fn. 88), 144 bezieht sich le-
diglich auf die Verwendung dieses Begriffs bei der Behandlung von
Nahrungs- und Arzneimittelstreitfallen und kann nicht verallgemei-
nert werden.

100 YU Zhigiang/GE Guangying (Fn. 91), 13.

101 1 der deutschen ﬁbersetzung des UWG wird ,, #B]“ mit ,, darle-
gen” libersetzt, ein Wort mit verfestigter Bedeutung, sodass die oben
abgebildete Auslegungsschwierigkeit dem deutschen Leser grund-
los erscheinen koénnte. Die deutsche Ubersetzung von § 32 Abs. 2
UWG lautet: ,Erbringt der Berechtigte von Geschiftsgeheimnissen
einen Anfangsbeweis, der eine Verletzung von Geschiftsgeheimnis-
sen schliissig darlegt (...)"” (R ML AR AR SR 5 UE 38 A B % B v
WABEBARAL. ......).

192 YU Zhigiang/ GE Guangying (Fn. 91), 13.
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Verletzer Begutachtungsinstitutionen oder Experten
beauftragen, Gutachten tiber die Offenkundigkeit und
substanzielle Gleichheit zu erstellen.!”® Wird keine
Gleichheit vom Gutachter bescheinigt, muss der Klager
dies widerlegen, sonst wird von der Verschiedenheit
der Informationen ausgegangen.'

Bei gewerblichen Informationen sind Sachverstandi-
ge i.d.R. entbehrlich, da die Gerichte den Vergleich
selbst vornehmen konnen.!®® Auerdem kann aus Kos-
tengriinden auf Sachverstandigengutachten verzichtet
werden, wenn die Sachlage durch fachkundige Perso-
nen gekldrt werden kann.!% Die letzte Alternative wird
als vorzugswiirdig angesehen, da Berichten zufolge
Sachverstdndige aus Gewohnheit oft Geschéftsgeheim-
nisse und Patente verwechseln und eine tiberhohte
Anforderung an die Neuheit eines Geschéftsgeheim-
nisses ansetzen.!?”

5. Beweissammlung und -sicherung durch das
Gericht

Sind die einschldgigen Beweise im Besitz der Poli-
zei, der Staatsanwaltschaft oder des Gerichts, diirfen
die Prozessparteien und -vertreter deren Herausga-
be beantragen, wenn glaubhaft gemacht werden kann,
dass sie diese Beweise aus objektiven Griinden nicht
selbst sammeln kénnen.!® Beispielsweise kann man
Beweise tiber die unbefugte Erlangung eines Geheim-
nisses durch Diebstahl, Bestechung, Betrug, Drohung
und elektronische Eindringung tiber das Strafverfahren
erhalten.!” Allerdings werden die im Strafverfahren
entstandenen Beweise im Zivilverfahren nochmals um-
fassend und objektiv gepriift.'1?

Der Geheimnisinhaber kann die Beweissicherung
bei Gericht (nach § 81 ZPG) und bei der zustandi-
gen Marktaufsichtsbehérde beantragen, die Mafsnah-
men wie die Sicherung von Korrespondenzen, Chat-
protokollen, Speichermedien, geheimnisverletzenden
Gegenstdnden und Einrichtungen, internen Dokumen-
tationen oder Sitzungsprotokollen beschliefen kann.!!!
Um nicht den gesamten Betrieb zu beeintrachtigen,
werden Methoden wie das Fotografieren, Verfilmen
oder Abriegeln der unmittelbar betroffenen Betriebsfla-
chen bevorzugt.!!?

6. Geheimnisschutz im Gerichtsverfahren

Im Gerichtsverfahren beziiglich einer Geheimnisverlet-
zung haben beide Seiten ein Geheimhaltungsinteres-
se. Das Gericht kann auf Antrag der Prozessparteien
bzw. eines Dritten im Prozess erforderliche Geheimnis-
schutzmafinahmen an den einschldgigen Beweisen und

103
104
105
106

§ 22 des Entwurfs zum Geschéftsgeheimnis.
Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 72.
Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 72.
Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 83.
107 DENG Heng (Fn. 23), 38.

108 §22 Abs. 2 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

109 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 73.
10§22 Abs. 1 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis.

11§25 Abs. 1 des Entwurfs zum Geschéftsgeheimnis.

12 Forschungsgruppe der IP-Kammer des Beijing OG (Fn. 11), 82.

Unterlagen anordnen.'”® Die Anordnung kann durch
gerichtliche Zwangsmafinahmen (Geldbufie oder Haft
nach § 111 ZPG) vollstreckt werden. Zuwiderhand-
lungen konnen sowohl eine zivilrechtliche Haftung als
auch strafrechtliche Sanktionen nach sich ziehen.!*

Bei den einschldgigen Geheimhaltungsmafinahmen
kann, da diese sonst nirgendwo anders vorgesehen
sind, die Regelung in einer Auslegung zu Antimono-
polfillen herangezogen werden.'!> Demnach umfassen
die Mafsnahmen (1) Beweise nicht in 6ffentlichen Ver-
fahren vorzuzeigen; (2) Beweise nur im beschrankten
Kreis, z. B. nur den Anwilten der Parteien vorzuzeigen;
(3) das Kopieren einzuschrianken oder zu verbieten;
(4) Geheimhaltungsverpflichtungen abzugeben. Zu-
dem kann angeordnet werden, dass der Kldger mit den
durch Beweissicherungsmafinahmen betroffenen Ge-
genstanden des Beklagten nicht in Bertihrung kommt
bzw. der Umfang der gesicherten Gegenstinde unno-
tig erweitert wird.!®

Durch die Priifung der Beweise durch fachkundige
Personen oder Sachverstandige kann eine Offenlegung
gegeniiber den Parteien vermieden werden.!'” Abge-
sehen von der mangelnden Grundlage im geltenden
Recht!!® kann der Ausschluss der Prozessparteien von
der Einsicht der Beweise die Prozessfiihrung behin-
dern, da die Anwilte mangels Fachwissens die Beweise
nicht fachkundig priifen kénnen.!!° Daher wird berich-
tet, dass das Gericht nach dem Prinzip der Waffen-
gleichheit aufgrund der Verhandlung der Prozesspar-
teien den Kreis der Personen, die am Beweisverfahren
teilnehmen diirfen, festlegt.'?

In der Jiangsu Provinz wurden der Geheimhaltungs-
befehl und der Verschlussbefehl bei den Gerichten
eingefiihrt, wobei der erste die Parteien zur Geheim-
haltung verpflichtet und der zweite die Gerichtsakten
unter Verschluss stellt.!?!

VII. Sonderproblem: Kundenliste

Ein Sonderproblem des Geschiftsgeheimnisses stellt
der Schutz von Kundenlisten dar, der als das einzige
konkrete Beispiel des Geschéftsgeheimnisses geson-
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114
115

§ 21 Abs. 1 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

§ 21 Abs. 2 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

§ 11 der Bestimmungen iiber einige Fragen der Gesetzesanwen-
dung bei der Behandlung von Fillen der durch Monopolverhalten
ausgeldsten Zivilstreitigkeiten (3¢ F 8B K Z W17 A 5| &£ H R EF 44y
A A T B A E), erlassen am 3.5.2012 und in Kraft seit
1.6.2012.

116 Research Group of the High Court of Jiangsu Province (Fn. 85),
e
111.
118§ 68 ZPG und § 103 Abs. 3 OVG-Interpretation ZGB Geheim-
haltungsmafinahmen sehen zwar vor, dass die Beweispriifung nicht
offentlich stattfindet, wenn Geschiftsgeheimnisse betroffen sind. Ge-
meint ist allerdings nur der Ausschluss des Publikums und nicht
etwa der Ausschluss der Prozessparteien.

119 Research Group of the High Court of Jiangsu Province (Fn. 85),
108.
120
109.
121 Research Group of the High Court of Jiangsu Province (Fn. 85),
112 f.

Research Group of the High Court of Jiangsu Province (Fn. 85),

Research Group of the High Court of Jiangsu Province (Fn. 85),
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dert in der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis gere-
gelt ist. Zum einen ist es umstritten, unter welchen Vor-
aussetzungen eine Kundenliste als Geschéftsgeheimnis
einzustufen ist, und zum anderen ist es fraglich, inwie-
fern die Verwendung einer Kundenliste durch einen
Unberechtigten untersagt werden kann.

1. Definition

Im chinesischen Lauterkeitsrecht werden Kundenlisten
in zwei Typen eingeteilt: Der erste Typ stellt zusammen-
gestellte Namenslisten von Kunden dar, wahrend der
zweite Typ Listen von ,besonderen Kunden” (& %
F1) umfasst.'?? Besondere Kunden sind solche, mit de-
nen ein Unternehmer lange und feste Geschiftsbezie-
hungen unterhilt. In beiden Féllen miissen allerdings
die entsprechenden Voraussetzungen erfiillt werden,
was sich als schwierig herausstellen kann, wenn sich
der Inhaber auf den Geheimnisschutz beruft. § 1 Abs. 2
der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis stellt lediglich
klar, dass Kundeninformationen als Geschéftsgeheim-
nis angesehen werden kénnen.

Die Einstufung einer Kundenliste als Geschéftsge-
heimnis kann daran scheitern, dass sie offenkundig
ist. Wie bereits erwihnt!??, bedeutet Nichtoffenkundig-
keit nicht nur, dass diese Information nicht allgemein
bekannt ist, sondern auch, dass sie nicht leicht erhalt-
lich ist. Wenn die Kundendaten iiber Internetrecherche,
gewohnliche Geschiftskandle oder Referenzliteratur
ohne Weiteres zusammenzustellen sind,?* sind diese
nicht geheim. Der Nachweis, dass eine lange und stabi-
le Geschiftsbeziehung besteht, reicht alleine noch nicht
aus, um die Kundenbeziehungen als Geschéftsgeheim-
nisse einzustufen.'?

Moglich ist aber auch, dass nicht die gesamte Kun-
denliste, sondern nur der nicht offenkundige Teil, der
durch Einsatz von Arbeitskraften und Kapital erstellt
wird,'?® als Geheimnis geschiitzt wird. In einem Fall
wurden etwa blofs die Daten von 4 von insgesamt
166 Kunden als Geschiftsgeheimnis festgestellt.!?” Ei-
ne Kundenliste wird erst dann geschiitzt, wenn darin
tiefergehende Informationen enthalten sind, z. B. nicht
nur Namen, Adressen und Kontaktdaten der Kunden,
sondern deren Geschéiftskonventionen, -absichten und
-inhalte.'?® Eine Kundenliste, welche nur Daten der Be-
stellungen, bestellte Waren und deren Spezifikationen,
Mengen und Preise enthilt, reicht fiir die Schutzfahig-
keit nicht aus. Wenn unter dem Namen des Kunden
steht, dass eine Zahlung bei Warenannahme moglich

122 yAO Jianjun (Fn. 24), 85.

123 Gjehe oben unter II. 2.

124 YAO Jianjun (Fn. 24), 85 f.

125 §2 Abs. 1 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis.

126 Nr. 14 der Antworten des Beijing High Court auf einige Fragen
iiber die Verhandlung von Streitigkeiten des geistigen Eigentums-
rechts (L35 15 56 T HF B0 5L 7= B0 20 25 - A AR ), erlassen
am 23.12.2002; englische Ubersetzung abgedruckt in China Patents
& Trademarks 2003/4, 97 ff.

127 SHI Zhongkai (Fn. 20), 65.

128 §1 Abs. 3 der Auslegung zum Geschéftsgeheimnis.

126

ist, handelt es sich dabei um ein geschiitztes Geheim-
.o 129
nis.

2. Ausnahme

Wie international tiblich, gilt die Mitnahme von Kun-
den durch einen ausgeschiedenen Arbeitnehmer als
keine Geheimnisverletzung, wenn die Geschaftsbezie-
hung zwischen dem Kunden und dem Arbeitnehmer
auf personlichem Vertrauen beruht und sich der Kunde
freiwillig fiir den Geschiftsabschluss mit dem Arbeit-
nehmer oder dessen neuem Arbeitgeber entscheidet
(§ 2 Abs. 2 der Auslegung zum Geschiftsgeheimnis).
Durch Befragung der Kunden als Zeugen kann im Pro-
zess ermittelt werden, ob der Wechsel freiwillig und
ohne Abwerbung geschah.!¥

3. Rechtsfolgen

In der Rechtsprechung kommt es vor, dass Geschafts-
beziehungen zwischen dem Rechtsverletzer und den
betroffenen Kunden nur dann unterbunden werden,!3!
wenn ein sonstiges Geschiftsgeheimnis wie die Beprei-
sungsstrategie eingesetzt wird.!>> Mit anderen Worten
wird der Geschiéftsabschluss mit den betroffenen Kun-
den in der Liste nicht pauschal untersagt.

VIII. Fazit

Trotz der Abwahl von Donald Trump wird der Kon-
frontationskurs zwischen China und den USA még-
licherweise fortgesetzt. Die seit 2017 aufienpolitisch
motivierte Starkung des Geheimnisschutzes in China
bleibt weiterhin unter Beobachtung.

Insbesondere hat die Neuerung der Beweisregel im
Verletzungsverfahren zur Verwirrung in Fachkreisen
gefiihrt. Dazu hat auch die Auslegung zum Geschafts-
geheimnis nicht zur Kldarung der Rechtslage beigetra-
gen. Es muss sich noch zeigen, inwiefern die Be-
weislasterleichterung dem Klager tatsachlich abhelfen
kann, ohne zu einer ungerechtfertigten faktischen Be-
weislastumkehr zulasten des Beklagten zu werden.

Insgesamt gilt beim Geheimnisschutz das Gebot der
Suche nach der richtigen Balance zwischen den betei-
ligten Akteuren: Der Schutz des Geheimnisinhabers
soll nicht dazu verleiten, Geschéftsgeheimnisse der
Konkurrenz durch missbrauchliche Prozessfithrung zu
erlangen, Stellenwechsel von Mitarbeitern zu behin-
dern oder allgemein bekannte Informationen zu mono-
polisieren. In diesem Sinne stellt die neue Auslegung
zum Geschéftsgeheimnis einen wichtigen Schritt in die
richtige Richtung dar.

129 SHI Zhongkai (Fn. 20), 62.

130 YAO Jianjun (Fn. 24), 88.

131 Als Zwangsmittel kommen neben Bufigeld, Haft und strafrecht-
lichen Sanktionen (§ 111 Abs. 1 Nr. 6 ZPG) auch Verzugsgeld (§ 253
ZPG und § 482 Abs. 2 ZPG-Interpretation) in Betracht.

132 CAI Wei (3%4%)/0U Qunshan (R ##111), Affirmation of Trade
Secret (& 75 #) 5 7 Ml fb % Y 3] 5€), People’s Judicature (N B &) %
(Z&f) )2019/2, 85 ff.
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Protection of Trade Secrets and Trade Wars — Comments on the New Judicial Interpretation on the
Protection of Trade Secrets

In order to implement the commitments made in the “Phase One Trade Agreement” between China and the USA, the Su-
preme People’s Court adopted a judicial interpretation on trade secrets that went into effect on 12 November 2019. This article
describes the implications that the judicial interpretation has for the protection of trade secrets in China. First, it discusses
the definition of the term “trade secrets” in Article 9 (4) Anti-Unfair Competition Law with reference to the provisions in the
judicial interpretation. In a second step, it explores the prohibited infringement acts in relation to trade secrets, such as illegal
acquisition, disclosure, use, and allowing use. Furthermore, the article addresses the civil claims that can be brought by the
owner of a trade secret against the infringer as well as the enforcement options and the conditions to be fulfilled in terms of
the burden of proof. Finally, the article covers the specific issue of customer lists, particularly with regards to the question of
whether they constitute trade secrets and whether their use can be prohibited.
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DOKUMENTATIONEN

Bestimmungen des Obersten Volksgerichts zu einigen
Fragen der Rechtsanwendung bei der Behandlung von
zivilrechtlichen Fillen der Verletzung von
Geschiftsgeheimnissen
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Bestimmungen des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen der
Rechtsanwendung bei der Behandlung von zivilrechtlichen Fillen der
Verletzung von Geschiftsgeheimnissen

Die ,Bestimmungen des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen der
Rechtsanwendung bei der Behandlung von zivilrechtlichen Fillen der
Verletzung von Geschéftsgeheimnissen” sind auf der 1810. Sitzung des
Rechtsprechungsausschusses des Obersten Volksgerichts am 24.8.2020 ver-
abschiedet worden, werden hiermit bekannt gemacht und vom 12.9.2020 an
angewandt.

Oberstes Volksgericht
10.9.2020

Fashi (2020) Nr. 7

Bestimmungen des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen der
Rechtsanwendung bei der Behandlung von zivilrechtlichen Fillen der
Verletzung von Geschiftsgeheimnissen

(Auf der 1810. Sitzung des Rechtsprechungsausschusses des Obersten
Volksgerichts am 24.8.2020 verabschiedet, vom 12.9.2020 an angewandyt)

[Zweck] Um Félle der Verletzung von Geschéftsgeheimnissen korrekt
zu behandeln, werden aufgrund der einschldgigen gesetzlichen Bestim-
mungen wie etwa des ,Gesetzes der Volksrepublik China gegen den
unlauteren Wettbewerb”? und des , Zivilprozessgesetzes der Volksrepublik
China”? unter Beriicksichtigung der Praxis der Rechtsprechung diese Be-
stimmungen festgelegt.

1 Quelle des chinesischen Textes: <lawinfochina.com> [dt RIS/ <pkulaw.cn> [t k3% 5], Indexnummer CLI3.345991.
2 Vom 2.9.1993 in der Fassung vom 23.4.2019, chinesisch-deutsch in: ZChinR 2020, S. 92 ff.
3 Vom 9.4.1991 in der Fassung vom 27.6.2017, chinesisch-deutsch in: Knut Benjamin Pifiler, Handbuch des chinesischen Zivilprozessrechts,

2018, S. 538 ff.
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§ 1 [Feststellung von technischen Informationen und Geschiftsinfor-
mationen] Bei mit Technologie in Verbindung stehenden Informationen
zu [Angelegenheiten] wie etwa Konstruktionen, Werkstoffen, Kompo-
nenten, Formeln, Materialien, Mustern, Modellen, Materialien fiir die
Ziichtung neuer Pflanzenarten, Techniken, Methoden oder ihren Teilschrit-
ten, Algorithmen, Daten, Computerprogrammen und den dazugehérigen
Dokumentationen kann das Volksgericht feststellen, dass es sich um techni-
sche Informationen im Sinne des § 9 Abs. 4 des Gesetzes gegen unlauteren
Wettbewerb handelt.

Bei mit geschiftlichen Aktivititen in Verbindung stehenden Infor-
mationen zu [Angelegenheiten] wie etwa Kreativitdt, Geschéftsfithrung,
Vertrieb, Finanzen und Planung, Mustern, Ausschreibungsmaterialien?,
Kundeninformationen [und] Daten kann das Volksgericht feststellen, dass
es sich um Geschéftsinformationen im Sinne des § 9 Abs. 4 des Gesetzes
gegen unlauteren Wettbewerb handelt.

Die Kundeninformationen, auf die im vorstehenden Absatz Bezug ge-
nommen wird, umfassen die Bezeichnung der Kunden, die Adressen, die
Kontaktinformationen sowie Informationen wie geschéftliche Gebrduche,
Absichts[-erklarungen]® und Inhalte [von Geschéften].

§ 2 [Kundenbeziehungen als Geschiftsgeheimnis] Wenn eine Partei
lediglich aus dem Grund, dass sie eine lange [und] stabile Handelsbezie-
hung zu einem bestimmten Kunden hat, behauptet, bei diesem Kunden
handele es sich um ein Geschéftsgeheimnis, unterstiitzt dies das Volksge-
richt nicht.

Fiihrt ein Kunde ein Geschift mit einer Einheit durch, weil er ein per-
sonliches Vertrauen zu einem Mitarbeiter dieser Einheit hat, muss das
Volksgericht feststellen, dass der Mitarbeiter keine unlauteren Methoden
eingesetzt hat, um die Geschiftsgeheimnisse des Berechtigten zu erlangen,
wenn nachgewiesen werden kann, dass, nachdem der Mitarbeiter ausge-
schieden ist, der Kunde freiwillig die Durchfiihrung des Geschafts mit dem
Mitarbeiter oder der neuen Einheit des Mitarbeiters ausgewahlt hat.

§ 3 [Feststellung ,nicht allgemein bekannter” Informationen] Wenn
die Informationen, deren Schutz der Berechtigte fordert, zum Zeitpunkt
des Eintritts der beklagten rechtsverletzenden Handlung® dem betreffen-
den Personal auf diesem Gebiet nicht allgemein bekannt und nicht leicht
zugdanglich waren, muss das Volksgericht feststellen, dass sie im Sinne des
§ 9 Abs. 4 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb nicht allgemein
bekannt sind.

§ 4 [Feststellung ,allgemein bekannter” Informationen] Wenn einer
der folgenden Umstdnde vorliegt, kann das Volksgericht feststellen, dass
die Informationen als allgemein bekannt gelten:

1. Die Informationen gehoren auf diesem Gebiet zum allgemeinen Wis-
sen oder zur tiblichen Praxis in der Branche;

2. die Informationen beziehen sich nur auf Angaben” zum Produkt wie
etwa die Maf3e, Konstruktion, Werkstoffe und einfache Kombinationen von
Teilen [und] kénnen vom betreffenden Personal auf diesem Gebiet durch
Beobachtung von auf dem Markt befindlichen Produkten direkt erlangt
werden;

3. die Informationen wurden bereits in einer 6ffentlichen Publikation
oder in anderen Medien 6ffentlich offengelegt;

4 Gemeint sind offenbar sowohl die Materialien der Ausschreibung selbst als auch die Angebote, die auf eine solche Ausschreibung eingereicht
werden.

5 Gemeint sind offenbar die im internationalen Geschéftsverkehr {iblichen Vorvertrége (in Form eines ,letter of intent”).

6 Das UWG spricht — durch die Verwendung des Begriffs , #i “ - von , verddchtigen” Handlungen bzw. von ,mutmafglichen” Verletzern. In
der vorliegenden Interpretation ist hingegen — mit dem Begriff , #;if “ — von , beklagten” Handlungen bzw. (beispielsweise in § 8) , beklagten”
Verletzern die Rede. Dies ist offenbar darauf zurtickzufiihren, dass sich das OVG — anders als der Gesetzgeber mit dem UWG — (primér) an die
Volksgerichte wendet, die in einem konkreten Fall zu entscheiden haben, in dem es bereits einen Beklagten gibt, dem ein streitgegenstindliches
Verhalten vorgeworfen wird.

7 Wortlich: , Inhalte”.
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4. die Informationen wurden in Gestalt wie etwa Offentlichen Priasenta-
tionen und Ausstellungen veréffentlicht;

5. die Informationen konnen vom betreffenden Personal auf diesem Ge-
biet tiber andere 6ffentliche Zuginge erlangt werden.

Wenn neue Informationen, die nach dem Sortieren, Verbessern und
Verarbeiten von allgemein bekannten Informationen entstehen, der Be-
stimmung des § 3 entsprechen, muss festgestellt werden, [dass] die neuen
Informationen nicht als allgemein bekannt gelten.

§ 5 [Feststellung von Geheimhaltungsmafinahmen] Ergreift der Be-
rechtigte vor dem Eintritt der rechtsverletzenden Handlung angemessene
Geheimhaltungsmafinahmen zur Verhinderung der Offenlegung von Ge-
schéftsgeheimnissen, muss das Volksgericht feststellen, dass es sich um
entsprechende Geheimhaltungsmafinahmen im Sinne des § 9 Abs. 4 des
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb handelt.

Das Volksgericht muss auf Grundlage von Faktoren wie etwa der Na-
tur des Geschaftsgeheimnisses und seines Mediums, des Marktwertes® des
Geschiftsgeheimnisses, des erkennbaren Grades der Geheimhaltungsmaf-
nahmen, dem Grad der Ubereinstimmung zwischen Geheimhaltungsmaf-
nahmen und Geschéftsgeheimnissen sowie dem Willen des Berechtigten,
die Geheimhaltung zu wahren, feststellen, ob der Berechtigte entsprechen-
de Geheimhaltungsmafinahmen ergriffen hat.

§ 6 [Feststellung des Ergreifens von Geheimhaltungsmainahmen]
Liegt einer der folgenden Umstidnde vor, die normalerweise ausreichend
sind, um die Offenlegung von Geschéftsgeheimnissen zu verhindern, muss
das Volksgericht feststellen, dass der Berechtigte entsprechende Geheim-
haltungsmafinahmen getroffen hat:

1. Unterzeichnung von Geheimhaltungsvereinbarungen oder Vereinba-
rung von Geheimhaltungspflichten in Vertrdgen;

2. gegeniiber [Personen wie etwa] Mitarbeitern, ehemaligen Mitarbei-
tern, Lieferanten, Kunden und Besuchern, die mit Geschéftsgeheimnissen
in Kontakt kommen oder diese erlangen kénnen, werden Geheimhaltungs-
anforderungen in Gestalt wie etwa Satzungen, Schulungen, Regelwerken
[oder] schriftlichen Hinweisen vorgebracht;

3. fuir [Geschifts-]Geheimnisse bertihrende Produktions- [und] Be-
triebsorte wie etwa Werkstitten [und] Werkraume sind Besuche beschrankt
oder sie werden getrennt verwaltet;

4. mit Geschéftsgeheimnissen sowie ihren Medien wird durch Metho-
den wie Markierung, Klassifizierung, Isolierung, Verschliisselung, Versie-
gelung [oder] Einschrankung des Personenkreises, der mit ihnen in Kontakt
kommen oder sie erlangen kann, eine getrennte Verwaltung durchgefiihrt’;

5. Ergreifen von Mafinahmen wie das Verbot oder die Einschrankung
des Gebrauchs, des Zugriffs, des Speicherns und des Kopierens im Hinblick
auf [Gegenstdnde], durch die man mit Geschéiftsgeheimnissen in Kontakt
kommen oder diese erlangen kann, wie etwa Computeranlagen, elektroni-
schen Anlagen, Netzwerkanlagen, Speicheranlagen [oder] Software;

6. von ehemaligen Mitarbeitern zu verlangen, dass Geschaftsgeheimnis-
se sowie ihre Medien, mit denen sie in Kontakt kommen oder die sie erlangt
haben, registriert, zuriickgegeben, geloscht [oder] vernichtet werden, [und]
dass die Pflicht zur Geheimhaltung weiterhin getragen wird;

7. Ergreifen von anderen angemessenen Mafsnahmen zur Geheimhal-
tung.

8 Wortlich: ,Geschéftswert”.

9 Wortlich: eine Trennung und Verwaltung durchgefiihrt.
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§ 7 [Feststellung eines Marktwertes von Geschiftsgeheimnissen]
Wenn die Informationen, deren Schutz der Berechtigte fordert, einen tat-
sichlichen oder potenziellen Marktwert!? haben, weil sie nicht allgemein
bekannt sind, kann das Volksgericht nach Priifung feststellen, dass sie ei-
nen Marktwert im Sinne des § 9 Abs. 4 des Gesetzes gegen den unlauteren
Wettbewerb haben.

Wenn die bei den Produktions- und Betriebsaktivitidten entstandenen
Etappenergebnisse der Bestimmung des vorherigen Absatzes entsprechen,
kann das Volksgericht nach Priifung feststellen, dass die Ergebnisse einen
Marktwert haben.

§ 8 [Feststellung des Erlangens von Geschiftsgeheimnissen durch un-
lautere Mittel] Erlangt der beklagte Verletzer!! Geschiftsgeheimnisse des
Berechtigten in einer Weise, die gegen das Gesetz oder die allgemein aner-
kannte Geschaftsethik verstofit, muss das Volksgericht feststellen, dass die
Geschiftsgeheimnisse des Berechtigten durch andere unlautere Methoden
im Sinne des § 9 Abs. 1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb
erlangt wurden.

§ 9 [Feststellung des Gebrauchs von Geschiftsgeheimnissen] Wenn
der beklagte Verletzer das Geschiftsgeheimnis direkt wahrend der
Produktions- und Betriebsaktivititen gebraucht oder das Geschifts-
geheimnis nach Anderung oder Verbesserung gebraucht oder die
Produktions- und Betriebsaktivititen entsprechend dem Geschifts-
geheimnis anpasst, optimiert oder verbessert, muss das Volksgericht
feststellen, dass [dies] ein Gebrauch des Geschiftsgeheimnisses im Sinne
des § 9 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb ist.

§ 10 [Feststellung von Geheimhaltungspflichten] Tragen die Parteien
gemafd Gesetz oder vertraglicher Vereinbarung Geheimhaltungspflichten,
muss das Volksgericht feststellen, dass [dies] Geheimhaltungspflichten im
Sinne von § 9 Abs. 1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb sind.

Haben die Parteien keine Geheimhaltungspflichten im Vertrag verein-
bart, wusste oder hitte der beklagte Verletzer jedoch nach dem Grundsatz
von Treu und Glauben sowie nach [Aspekten wie] der Natur des Vertrags,
dem Zweck, dem Vertragsabschlussverfahren [und] den geschiftlichen
Gebrauchen wissen miissen, dass die erlangten Informationen Geschéfts-
geheimnisse des Berechtigten sind, muss das Volksgericht feststellen, dass
der beklagte Verletzer eine Geheimhaltungspflicht in Bezug auf die erlang-
ten Geschiftsgeheimnisse hat.

§11 [Feststellung der Eigenschaft als Mitarbeiter und ehemaliger Mit-
arbeiter] Bei Betriebs- und Managementpersonal von juristischen Personen
und Organisationen ohne Rechtspersonlichkeit sowie anderen Personen
mit [entsprechender] Arbeitsbeziehung kann das Volksgericht feststellen,
[dass es sich um] Mitarbeiter und ehemalige Mitarbeiter im Sinne des § 9
Abs. 3 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb handelt.

§ 12 [Feststellung des Zugangs zu Geschiftsgeheimnissen] Das Volks-
gericht kann bei der Feststellung, ob ein Mitarbeiter oder ehemaliger
Mitarbeiter Zugang oder Gelegenheit hat, Geschéftsgeheimnisse des Be-
rechtigten zu erlangen, die folgenden mit ihm im Zusammenhang stehen-
den Faktoren berticksichtigen:

1. Amtsaufgaben, Amtspflichten, Befugnisse;

2. die mit dessen Amt tibernommenen Arbeiten oder von der Einheit
zugewiesene Aufgaben;

3. die konkreten Umstdnde der Teilnahme an mit Geschédftsgeheimnis-
sen im Zusammenhang stehenden Produktions- und Betriebsaktivitdten;

10 Sjehe Fn. 8.
11 Siehe Fn. 6.
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4. ob [der Mitarbeiter] durch Aufbewahrung, Gebrauch, Speichern, Ko-
pieren, Kontrolle oder in anderer Weise mit Geschiftsgeheimnissen sowie
ihren Medien in Kontakt gekommen ist oder diese erlangt hat;

5. andere Faktoren, deren Beriicksichtigung erforderlich ist.

§ 13 [Feststellung der Ubereinstimmung zwischen der vom Ver-
letzer verwendeten Information und dem Geschiftsgeheimnis] Wenn
es zwischen der Information, deren Verletzung beklagt wird, und dem
Geschiftsgeheimnis keinen wesentlichen Unterschied gibt, kann das Volks-
gericht feststellen, dass die Information, deren Verletzung beklagt wird,
und das Geschiftsgeheimnis im Sinne von § 32 Abs. 2 [Nr. 1] des Geset-
zes gegen den unlauteren Wettbewerb im Wesentlichen gleich sind.

Das Volksgericht kann die folgenden Faktoren berticksichtigen, um fest-
zustellen, ob [eine Information] [im Sinne des] vorherigen Absatzes im
Wesentlichen gleich ist:

1. der Grad der Ahnlichkeit zwischen der Information, deren Verletzung
beklagt wird, und dem Geschiftsgeheimnis;

2. ob die betreffenden Personen auf diesem Gebiet zum Zeitpunkt
des Eintritts der beklagten rechtsverletzenden Handlung den Unterschied
zwischen der Information, deren Verletzung beklagt wird, und dem Ge-
schéftsgeheimnis [hétten] leicht erkennen konnen;

3. ob es zwischen der Information, deren Verletzung beklagt wird, und
dem Geschiftsgeheimnis einen wesentlichen Unterschied [bei Aspekten
wie] der Nutzungsart, Art und Weise des Gebrauchs, Zweck und Wirkung
gibt;

4. die mit dem Geschiftsgeheimnis in Zusammenhang stehende Infor-
mationssituation im 6ffentlichen Bereich;

5. andere Faktoren, deren Berticksichtigung erforderlich ist.

§ 14 [Eigenentwicklung, Reverse Engineering, Definition] Werden die
Informationen, deren Verletzung beklagt wird, durch Eigenentwicklung
oder Reverse Engineering erlangt, muss das Volksgericht feststellen, dass
sie nicht unter die Verletzung von Geschiftsgeheimnissen im Sinne des § 9
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb fallen.

Reverse Engineering im Sinne des vorherigen Absatzes bedeutet das
Erlangen von betreffenden technischen Informationen iiber ein Produkt
durch technische Methoden wie Demontage, Vermessung und Analyse von
offentlich zugénglich erworbenen Produkten.

Hat der beklagte Verletzer die Geschéftsgeheimnisse durch unlautere
Methoden erlangt und behauptet er, nur aus dem Grund des Reverse En-
gineering Geschiftsgeheimnisse nicht verletzt zu haben, unterstiitzt das
Volksgericht [diese Behauptung] nicht.

§ 15 [Sicherungsmafinahmen] Wenn der Antragsgegner die vom Be-
rechtigten behaupteten Geschiftsgeheimnisse durch unlautere Methoden
bereits erhalten hat, offengelegt hat, gebraucht hat oder anderen Personen
den Gebrauch gestattet hat oder [diese Handlungen] versucht [und] das
Nichtergreifen von Sicherungsmafinahmen [gegen diese] Handungen da-
zu fiihren wiirde, dass die Vollstreckung eines Urteils erschwert oder eine
Partei geschadigt wiirde oder dass die legalen Rechte und Interessen des
Berechtigten irreparabel geschddigt wiirden, kann das Volksgericht nach
dem Recht beschlieflen, Sicherungsmafinahmen [gegen diese Handlungen]
zu ergreifen.

Wenn die im vorherigen Absatz genannten Umstdnde unter die drin-
genden Umstdnde im Sinne der §§ 100 und 101 des Zivilprozessgesetzes
fallen, muss das Volksgericht binnen 48 Stunden einen Beschluss treffen.
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§ 16 [Zivile Haftung, auch wenn kein Unternehmer] Verletzt ei-
ne andere nattirliche Person, juristische Person [oder] Organisation ohne
Rechtspersonlichkeit als der Unternehmer ein Geschiftsgeheimnis [und]
macht der Berechtigte die zivile Haftung des Verletzers gemafs § 17 des Ge-
setzes gegen den unlauteren Wettbewerb geltend, muss das Volksgericht
[dies] unterstiitzen.

§ 17 [Befristung von Unterlassungsurteilen'?] Wenn das Volksgericht
bei [der Beurteilung von] Handlungen, die Geschiftsgeheimnisse ver-
letzen, als [Form der] zivilrechtlichen Haftung auf die Einstellung der
Verletzung urteilt, muss die Verletzung in der Regel solange eingestellt blei-
ben, bis das Geschiftsgeheimnis allgemein bekannt geworden ist.

Wenn die Zeit fiir die Einstellung der Verletzung nach dem vorherigen
Absatz offensichtlich unangemessen ist, kann das Volksgericht, soweit nach
dem Recht der Wettbewerbsvorteil des Berechtigten aus dem Geschéftsge-
heimnis gewahrleistet wird, den Verletzer verurteilen, den Gebrauch dieses
Geschiftsgeheimnisses innerhalb einer bestimmten Zeit oder in einem be-
stimmten Bereich einzustellen.

§ 18 [Urteil auf Riickgabe und Vernichtung von Informationen iiber
das Geschiftsgeheimnis] Das Volksgericht unterstiitzt im Allgemeinen,
wenn der Berechtigte fordert zu urteilen, dass der Verletzer das Medium
des Geschiftsgeheimnisses zurtickgibt oder vernichtet [und] die Infor-
mationen tiber das Geschéftsgeheimnis, die seiner Kontrolle unterliegen,
16scht.

§ 19 [Bestimmung des Marktwertes] Wenn ein Geschiftsgeheimnis
infolge einer Verletzung allgemein bekannt geworden ist, kann das Volks-
gericht nach dem Recht den Marktwert!' des Geschiftsgeheimnisses bei der
Bestimmung der Hohe der Entschddigung beriicksichtigen.

Das Volksgericht muss bei der Bestimmung des Marktwertes im Sinne
des vorherigen Absatzes Faktoren wie die Kosten fiir Forschung und Ent-
wicklung, die Ertrage aus der Anwendung dieses Geschéftsgeheimnisses,
den entgangenen Gewinn [und] die Zeit, in der der Wettbewerbsvorteil auf-
rechterhalten werden kann, berticksichtigen.

§ 20 [Bestimmung des entstandenen Schadens durch Lizenzanalo-
gie] Wenn der Berechtigte fordert, den durch die Verletzung tatsédchlich
entstandenen Schaden unter Bezugnahme auf eine Lizenzgebiihr fiir das
Geschiftsgeheimnis zu bestimmen, kann das Volksgericht [diesen] anhand
von Faktoren wie etwa der Natur, dem Inhalt [und] den Umstidnden der
tatsdchlichen Erfiillung der Lizenz sowie der Natur, der Schwere [und] den
Folgen der rechtsverletzenden Handlung bestimmen.

Bei der Bestimmung der Hohe der Entschidigung gemifs § 17 Abs. 4
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb kann das Volksgericht
Faktoren wie die Natur des Geschaftsgeheimnisses, den Marktwert#, die
Kosten fiir Forschung und Entwicklung, den Innovationsgrad, die mogli-
chen Wettbewerbsvorteile sowie das subjektive Verschulden des Verletzers,
die Natur, die Schwere [und] die Folgen der rechtsverletzenden Handlung
berticksichtigen.

§ 21 [Geheimhaltungsmafinahmen im Gerichtsverfahren] Fiir Beweis-
mittel und Materialien, die Geschéftsgeheimnisse der Parteien oder am
Fall nicht Beteiligte betreffen, muss das Volksgericht, wenn die Partei-
en oder die am Fall nicht Beteiligten schriftlich beim Volksgericht das
Ergreifen von GeheimhaltungsmafSsnahmen beantragen, die notwendigen
Geheimhaltungsmafinahmen bei Prozessaktivititen wie etwa Sicherung,
Austausch von Beweismitteln, Beweispriifung, Beauftragung von Gutach-
ten, der Befragung [und] Behandlung in der Sitzung ergreifen.

12 Fine entsprechende Regelung enthielt bereits § 16 der Erlduterungen des OVG zu Fragen der Rechtsanwendung bei der Behandlung von
Zivilrechtsféallen im Bereich des unlauteren Wettbewerbs von 2007.

13 Siehe Fn. 8.
14 Giehe Fn. 8.
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Bei einem Verstof3 gegen die Anforderungen der Geheimhaltungsmaf3-
nahmen im vorherigen Absatz [durch] die eigenméchtige Offenlegung von
Geschiftsgeheimnissen oder den Gebrauch oder die Gestattung des Ge-
brauchs von Geschaftsgeheimnissen durch andere Personen aufSerhalb von
Prozessaktivitdten, mit denen man in dem Prozess in Kontakt gekommen
ist [oder] die man erhalten hat, wird nach dem Recht zivilrechtlich gehaf-
tet. Handelt es sich um einen in § 111 des Zivilprozessgesetzes bestimmten
Umstand, kann das Volksgericht nach dem Recht Zwangsmafinahmen er-
greifen. Wenn [die Handlungen] eine Straftat bilden, wird nach dem Recht
die strafrechtliche Verantwortung verfolgt.

§ 22 [Uberpriifung von Beweisen aus Strafverfahren, Einsicht in Be-
weise] Wenn ein Volksgericht einen Zivilfall wegen der Verletzung eines
Geschiftsgeheimnisses behandelt, muss es in dem gesetzlich bestimmten
Verfahren eine vollstindige und objektive Priifung der im Strafverfah-
ren wegen Verletzung von Geschidftsgeheimnissen entstandenen Beweise
durchfiihren.

Wenn die von der Behorde fuir 6ffentliche Sicherheit [= der Polizei], einer
Staatsanwaltschaft oder eines Volksgerichts aufbewahrten Beweise tiber ei-
ne beklagte rechtsverletzende Handlung relevant sind [und] die Parteien
eines Zivilfalles wegen Verletzung von Geschiftsgeheimnissen und ihre
Prozessvertreter eine Untersuchung der Sammlung [von Beweisen] bean-
tragen, muss das Volksgericht [dem] stattgeben, wenn [die Parteien oder
ihre Prozessvertreter] aus objektiven Griinden nicht in der Lage sind, diese
Beweise selbst zu sammeln, es sei denn, dass ein laufendes Strafverfahren
beeintrachtigt werden konnte.

§ 23 [Bestimmung der Hohe der Entschddigung] Macht eine Partei
geltend, die Hohe der Entschddigung in einem Zivilfall, welcher die Verlet-
zung von Geschiéftsgeheimnissen betrifft, auf Grundlage des tatsdchlichen
Schadens oder des rechtswidrig Erlangten zu bestimmen, die durch eine
wirksame strafrechtliche Entscheidung festgestellt wurde, muss das Volks-
gericht dies unterstiitzen.

§ 24 [Einsicht in Unterlagen des Verletzers nach Anfangsbeweis, Fest-
stellung der Interessen] Erbringt der Berechtigte einen Anfangsbeweis
fiir die Interessen, die der Verletzer aus der Verletzung erlangt hat, be-
finden sich die Rechnungsbiicher und Unterlagen {iiber die Verletzung
jedoch unter der Herrschaft des Verletzers, kann das Volksgericht auf-
grund eines Antrags des Berechtigten anordnen, dass der Verletzer die
Rechnungsbiicher und Unterlagen zur Verfiigung stellt. Verweigert der
Verletzer ohne ordentliche Griinde die Zurverftigungstellung oder stellt er
[die Rechnungsbiicher und Unterlagen] nicht wahrheitsgemafS zur Verfii-
gung, kann das Volksgericht aufgrund der Behauptung des Berechtigten
und der vorgelegten Beweise feststellen, dass der Verletzer durch die Ver-
letzung Vorteile erlangt hat.

§ 25 [Unterbrechung des Verfahrens wihrend eines laufenden Straf-
verfahrens] Beantragt eine Partei die Unterbrechung des Verfahrens in
einem Zivilfall wegen der Verletzung von Geschaftsgeheimnissen aus dem
Grund, dass ein Strafverfahren, das dieselbe beklagte Handlung einer Ver-
letzung von Geschiftsgeheimnissen beriihrt, noch nicht abgeschlossen ist,
[und] meint das Volksgericht nach Anhorung der Ansichten der Parteien,
dass Grundlage [des Zivilfalles] das Ergebnis des Strafverfahrens zu sein
hat, muss [das Volksgericht] den Antrag unterstiitzen.

§ 26 [Aktivlegitimation des Lizenznehmers] Wenn bei einer Hand-
lung der Verletzung von Geschiftsgeheimnissen ein Lizenznehmer eines
Lizenzvertrags zur ausschliefllichen Nutzung von Geschéftsgeheimnissen
Klage erhebt, muss das Volksgericht die Klage nach dem Recht annehmen.
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Wenn der Lizenznehmer eines Lizenzvertrags zur alleinigen Nutzung
gemeinsam mit dem Berechtigten Klage erhebt oder ohne Klageerhebung
durch den Berechtigten alleine Klage erhebt, muss das Volksgericht die Kla-
ge nach dem Recht annehmen.

Wenn der Lizenznehmer eines Lizenzvertrags zur einfachen Nutzung
gemeinsam mit dem Berechtigten Klage erhebt oder mit schriftlicher Voll-
macht des Berechtigten eine Klage alleine erhebt, muss das Volksgericht die
Klage nach dem Recht annehmen.

§ 27 [Zeitpunkt des Vorbringens von Tatsachen] Der Berechtigte muss
den konkreten Inhalt des behaupteten Geschiftsgeheimnisses vor Ab-
schluss der streitigen Verhandlung [vor dem Gericht] in erster Instanz klar
zum Ausdruck bringen. Kann [der Berechtigte] nur einen Teil klar zum
Ausdruck bringen, fiihrt das Volksgericht eine Behandlung des eindeuti-
gen Teils durch.

Wenn der Berechtigte im Verfahren zweiter Instanz den konkreten In-
halt des Geschiftsgeheimnisses geltend macht, der im Verfahren erster
Instanz nicht klar zum Ausdruck gebracht worden ist, kann das Volksge-
richt zweiter Instanz nach dem Grundsatz der Freiwilligkeit der Parteien
eine Schlichtung im Hinblick auf die Klageforderung durchfiihren, die
diesen konkreten Inhalt des Geschiftsgeheimnisses betrifft; wenn die
Schlichtung erfolglos bleibt, werden die Parteien informiert, anderweitig
Klage zu erheben. Sind beide Parteien einverstanden, dass das Volksgericht
zweiter Instanz [den Fall] gemeinsam behandelt, kann das Volksgericht
zweiter Instanz eine gemeinsame Entscheidung erlassen.

§ 28 [Geltendes Gesetzesrecht] Wenn ein Volksgericht einen Zivil-
fall wegen der Verletzung von Geschiftsgeheimnissen behandelt, werden
die zum Zeitpunkt des Eintritts der beklagten rechtsverletzenden Hand-
lung [geltenden] Gesetze angewandt. Wenn die beklagte rechtsverletzende
Handlung bereits vor der Anderung von Gesetzen eingetreten ist und nach
der Anderung der Gesetze fortdauert, werden die gednderten Gesetze an-
gewandt.

§ 29 [Inkrafttreten, Verhiltnis zu dlteren justiziellen Interpretationen
des OVG, Geltungsbereich] Diese Bestimmungen werden vom 12.9.2020
an angewandt. Wenn einschlégige justizielle Interpretationen, die zuvor
vom Obersten Volksgericht bekannt gemacht wurden, mit diesen Bestim-
mungen nicht iibereinstimmen, gelten diese Bestimmungen.

Nach dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen werden auf Flle erster
und zweiter Instanz, die derzeit von Volksgerichten behandelt werden, die-
se Bestimmungen angewandt; die Bestimmungen werden nicht auf Fille
angewandt, in denen bereits vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen
eine wirksame Entscheidung getroffen wurde.

Ubersetzung, Paragrafeniiberschriften in eckigen Klammern und An-
merkungen von Paul Fredrik Thaler, Géttingen.
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Bibliography of Academic Writings in the Field of
Chinese Law in Western Languages in 2020

Knut Benjamin Pifller / Arthur Helwich !

This bibliography aims at providing an overview of journal
articles, edited books and monographs on Chinese law with
a focus on publications in English and German.? The struc-
ture of the bibliography follows the classification scheme of

the leading German law bibliography “Karlsruher Juristische

Bibliographie™.

Classification Scheme
I. Law and Jurisprudence (Recht und Rechtswis-
senschaft)

II. Legal and Constitutional History (Rechts- und Ver-
fassungsgeschichte)

[I. Private Law (Privatrecht)

1. In General (Allgemein)

. General Part of the Civil Code (Allgemeiner
Teil des Zivilrechts)

. Law of Obligations (Schuldrecht)
Law of Property (Sachenrecht)

N

. Family Law (Familienrecht)

Law of Succession (Erbrecht)

Commercial Law (Handelsrecht)

. Business Organisations (Gesellschaftsrecht)

O N O Ul W

. Insurance (Privatversicherungsrecht)

10. Industrial Property, Copyright and Publish-
ing (Gewerblicher Rechtsschutz, Urheber-
und Verlagsrecht)

11. Negotiable Instruments (Wertpapierrecht)

12. Unfair Competition, Trademarks, Anti-trust

Legislation (Wettbewerbs- und Warenzei-

chenrecht, Kartellrecht)

13. Conflict of Laws, Uniform Private Law (Inter-
nationales Privatrecht, Einheitsrecht)

IV. Judicial System, Practice and Procedure, Civil Pro-
cedure (Gerichtsverfassung, allgemeines Prozess-
recht und Zivilprozess)

1 Prof. Dr. iur. Knut Benjamin Piller, M.A. (Sinology), research

fellow at the Max Planck Institute for Comparative and Private Inter-
national Law in Hamburg (e-mail: <pissler@mpipriv.de>). Arthur
Helwich is student research assistant at the Max Planck Institute in
Hamburg.

2 Writings in other European languages could only partly be con-
sidered.

3 We admit that this bibliography does not comprehensively in-
clude all literature in Western languages on Chinese law in 2020.
Readers are explicitly encouraged to point out to us entries we failed
to identify. We will include these in the next bibliography to be pub-
lished in the second issue of this journal in 2022.
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V. Criminal Law and Criminal Procedure (Strafrecht
und Strafverfahren)

VI. Theory of the State, Sociology, Politics (Staats- und
Gesellschaftslehre, Politik)

VII. Public Law and Constitutional Law (Staats- und
Verfassungsrecht)

VIII. Administrative Law Verwal-

tungsrecht)

(Allgemeines

IX. Administrative Law — Individual Branches (Beson-
deres Verwaltungsrecht)

X. Economic Law (Wirtschaftsrecht)
XI. Traffic Laws (Verkehrsrecht)

XII. Financial Laws and Taxation (Finanz- und Steuer-
recht)

XIII. Labour Law (Arbeitsrecht)
XIV. Social Legislation (Sozialrecht)
XV. Public International Law (Vo6lkerrecht)
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cinese tra tradizione e modernita. In: Quaderni Fioren-
tini 2020, No. 49, pp. 97 et seq.

Chen, Bing, Development and Transformation of the
Rule of Law (¥ i) since ‘Reform and Opening’ in
the PR China. In: Cayol, Amandine / Sairambaeva,
Zhuldyz / Chabal, Pierre (eds.), The Challenge of
Change for the Legal and Political Systems of Eurasia
— The Impact of the New Silk Road. Briissel: Peter
Lang 2020, pp. 63 et seq.

Chen, Jianfu, Chinese Law and Legal Reform: Where
to from Here? In: Hongkong Law Journal, Vol. 50
(2020), pp. 243 et seq.

Chen, Li, Tracing Chinese Scholar Chen Tigiang’s
Pursuit of International Law Education and His Major
Contribution to the Doctrine of Recognition. In: Asian
Journal of International Law, Vol. 10 (2020), No. 1,
pp- 68 et seq.

Clarke, Donald, Anti Anti-Orientalism, or Is Chinese
Law Different? In: American Journal of Comparative
Law, Vol. 68 (2020), pp. 55 et seq.
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Jany, Janos, Legal Traditions in Asia: History, Con-
cepts and Laws. Cham: Springer 2020.

Leese, Daniel, Maos langer Schatten: Chinas Umgang
mit der Vergangenheit. Miinchen: Beck 2020.
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II. Legal and Constitutional History (Rechts-
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Blitstein, Pablo Ariel, Meritocracy, Aristocracy, and
“Literati Democracy” in Chinese Imperial History. In:
Jenco, Leigh K. /Idris, Murad / Thomas, Megan C.
(eds.), The Oxford Handbook of Comparative Politi-
cal Theory. New York: Oxford University Press 2020,
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Bourgon, Jérome, Historians at the Court: How
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REZENSIONEN

Yin JIN, Die Ubertragbarkeit der deutschen
Vollstreckungsgegenklage in das chinesische
Zivilprozessrecht, Nomos Verlagsgesellschaft,
Baden-Baden 2019, ISBN 978-3-8487-5493-9, 275
Seiten, 72,00 Euro

Yue Siebel !

Die Doktorarbeit von Yin JIN zum Thema ,Die Uber-
tragbarkeit der deutschen Vollstreckungsgegenklage in
das chinesische Zivilprozessrecht” ist im Nomos Verlag
in der Reihe Studies of the Max Planck Institute Lu-
xembourg for International European and Regulatory
Procedural Law 2019 erschienen. Die Arbeit wurde im
Jahr 2018 von der Ruprecht-Karls-Universitdt Heidel-
berg als Dissertation angenommen und berticksichtigt
Rechtsentwicklungen bis September 2018.

Ausgehend von der Pramisse, dass es im chinesi-
schen Recht keine dem deutschen Zivilprozessrecht
vergleichbare Vollstreckungsgegenklage gibt,? legt Yin
JIN zundchst die Vorziige der deutschen Vollstre-
ckungsgegenklage dar, stellt diese Erkenntnisse so-
dann der chinesischen Rechtslage vergleichend gegen-
iiber und spricht sich zum Ende fiir eine Ubertragung
des Rechtsinstituts in das chinesische Zivilprozessrecht
aus. Damit stellt die Doktorarbeit einen Prototyp der
komparativen Rechtswissenschaft dar. Sie ist bis auf
eine englische und chinesische Zusammenfassung des
Inhalts auf Deutsch verfasst.

Da die Doktorarbeit von Yin JIN die Rechtslage zwi-
schen Deutschland und China im Hinblick auf die
Vollstreckungsgegenklage vergleicht, erbringt sie, je
nachdem, ob deren Leser aus dem deutschen oder
dem chinesischen Rechtssystem stammt, unterschied-
liche wissenschaftliche Erkenntnisse.

I. Der Leser aus dem chinesischen Rechtssystem

Der Leser aus dem chinesischen Rechtssystem, welcher
der deutschen Sprache michtig ist, wird interessante
Einblicke zum Institut der Vollstreckungsgegenklage
in Deutschland erhalten. Yin JIN liefert zunichst ei-
nen kleinen historischen Abriss tiber die Entwicklung
der Vollstreckungsgegenklage (§ 2) und untersucht
ihre Notwendigkeit sowie ihre Funktion im System
des deutschen Zivilprozessrechts (§ 3 und § 4). Da-
bei hebt der Autor eine bemerkenswerte Abhédngigkeit
zwischen dem Zweck der Vollstreckungsgegenklage
und der Zahlungswilligkeit des Schuldners hervor.
Yin JINs Ansicht nach wird der Vollstreckungsschuld-
ner durch die Moglichkeit der Vollstreckungsgegen-
klage angehalten, seine Schuld schnellstméglich zu

1
2

Dr., Assessorin.

Allgemein zu den Vollstreckungseinwanden im chinesischen Zi-
vilprozessrecht siehe Yue Siebel, in: Knut Benjamin Pifiler, Handbuch
des chinesischen Zivilprozessrechts, S. 461 ff.
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begleichen. Denn erst dann habe er durch den Ein-
wand der Erfiillung eine Handhabe, der drohenden
Vollstreckung durch den Gldubiger entgegenwirken
zu kénnen. Die Zahlungswilligkeit auf Schuldnersei-
te gereiche wiederum dem Befriedigungsinteresse des
Gldubigers zum Vorteil. In China wiirden viele Voll-
streckungsschuldner — mangels Vollstreckungsgegen-
klage — hingegen die Zahlung an den Gldubiger trotz
rechtskréftigen Urteils absichtlich verzogern (S. 105 ff.).
Auf diese Weise macht Yin JIN die Unverzichtbarkeit
einer Vollstreckungsgegenklage in einem modernen
Rechtssystem deutlich. Im letzten Kapitel (§ 7) pladiert
Yin JIN dafiir, die deutsche Vollstreckungsgegenklage
in das chinesische Vollstreckungsrecht zu implemen-
tieren. Aus Sicht eines Lesers aus dem chinesischen
Rechtssystem kann die Arbeit demnach als weiterer
Anstofs fiir die Rezeption von deutschen Rechtsin-
stituten in das chinesische Rechtssystem verstanden
werden.

II. Der Leser aus dem deutschen Rechtssystem

Fiir den Leser aus dem deutschen Rechtssystem bietet
die Arbeit einen Einblick in das chinesische Vollstre-
ckungssystem aus der Sicht eines chinesischen Juristen.
Auch wenn die Vollstreckungsgegenklage in Deutsch-
land ein wohlbekanntes Rechtsinstitut ist, diirfte fiir
den Leser aus dem deutschen Rechtssystem jedoch die
Erkenntnis, dass es im chinesischen Zivilprozessrecht
wohl kein entsprechendes Pendant gibt, neu sein. Fiir
ihn wird es von Interesse sein, zu erfahren, ob und
in welcher Weise nach dem chinesischen Recht Ein-
wendungen von Vollstreckungsschuldnern behandelt
werden, die erst nach Ende des Erkenntnisverfahrens
entstanden sind. Vor diesem Hintergrund ist Yin JINs
Schilderung der Rechtsrealitdt, die mit dem Fehlen ei-
nes solchen Instituts in der Vollstreckungswirklichkeit
Chinas® einhergeht, bedenkens- und lesenswert. So er-
lautert er dem Leser zunidchst die Entwicklung der
Vollstreckungsorgane Chinas und deren Einordnung
im Justizsystem (§ 5). Dabei gibt Yin JIN einen Einblick
in die noch vielfach von Attraktionsprinzip* und Kor-
ruption gepragte Vollstreckungswirklichkeit in einigen
Gebieten Chinas. § 6 widmet Yin JIN der Erlduterung,
wie materiell-rechtliche Einwendungen im Vollstre-
ckungsverfahren derzeit in China behandelt werden,
und zeigt diesbeziigliche Defizite der bestehenden chi-
nesischen Gerichtspraxis auf. Dabei geht Yin JIN auch
auf den 2007 neu eingefiihrten § 225 Zivilprozessgesetz

3 Ebenfalls zur Vollstreckungswirklichkeit Chinas siehe Yue Siebel,

Die Anerkennung und Vollstreckung von Gerichtsentscheidungen
zwischen Deutschland und China, 2018, S. 77 ff.

4 Darunter versteht Yin JIN die Gewohnheit vieler chinesischer
Volksgerichte, ihre eigenen Urteile in gesetzeswidriger Weise selbst
zu vollstrecken (S. 152 f.).
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des Volksrepublik China® (ZPG) und die 2015 erlasse-
nen Vollstreckungseinwidndebestimmungen des OVG®
ein. § 7 Abs. 2 Vollstreckungseinwdndebestimmungen
und § 225 Satz 1 ZPG lassen ihrem Wortlaut nach
darauf schliefien, dass sie einen der deutschen Voll-
streckungsgegenklage dhnlichen Rechtsbehelf im chi-
nesischen Vollstreckungsrecht normieren. Denn {iber
diese Vorschriften sollen — wie der Autor selbst fest-
stellt — materielle Einwendungen wie die Erfiillung, die
Abtretung, die Aufrechnung, die Stundung, der Ver-
zicht und die Verjdhrung (S. 208) auch nach Eintritt
der Rechtskraft im Vollstreckungsverfahren zugunsten
des Vollstreckungsschuldners Berticksichtigung finden
und gegebenenfalls dadurch die Einstellung der Voll-
streckung bewirken. Yin JIN vertritt jedoch die Mei-
nung, dass das in §§ 7 Abs. 2 Vollstreckungseinwande-
bestimmungen, 225 Satz 1 ZPG verankerte Rechtsinsti-
tut nicht mit der deutschen Vollstreckungsgegenklage
vergleichbar ist. Diese Ansicht zeigt sich deutlich darin,
dass Yin JIN trotz dieser Regelungen im letzten Kapitel
(§ 7) weiterhin vorschldgt, die deutsche Vollstreckungs-
gegenklage in das chinesische Vollstreckungsrecht zu
tibertragen. Inwiefern sich jedoch §§ 7 Abs. 2 Vollstre-
ckungseinwdndebestimmungen, 225 Satz 1 ZPG und
§ 767 ZPO unterscheiden, legt Yin JIN leider nur ru-
dimentdr dar. Man fragt sich unwillkiirlich, warum
die chinesischen Normen, die auf den ersten Blick
dem Institut der deutschen Vollstreckungsgegenklage
zu entsprechen scheinen, fiir das chinesische Vollstre-
ckungsrecht nicht ausreichen. Zwar fiithrt Yin JIN an,
der Unterschied sei, dass die deutsche Vollstreckungs-
gegenklage eine Klage beim Prozessgericht ist, die chi-
nesischen Regelungen hingegen nur einen Rechtsbehelf
in Form einer Erinnerung beim chinesischen Vollstre-
ckungsorgan gewdhren (S. 209 ff.). Aufierdem seien
viele chinesische Richter bei der Priifung von §§ 7 Abs.
2 Vollstreckungseinwédndebestimmungen, 225 Satz 1
ZPG nicht auf materielle, sondern nur auf formelle Ein-
wendungen spezialisiert (S. 213 f.). Die Konsequenz
dieser Unterschiede sei, so Yin JIN, dass die Erinnerung
weniger rechtsschutzintensiv als eine normale Klage
(S. 210 ff.) ist. Interessant wire es aber doch gewesen,
darzulegen, inwiefern diese formalen Unterschiede
sich tatsdchlich materiell-rechtlich auswirken und wes-
halb im spezifischen chinesischen Vollstreckungsrecht
§§ 7 Abs. 2 Vollstreckungseinwandebestimmungen,
225 Satz 1 ZPG die Funktion der deutschen Voll-
streckungsgegenklage nicht ersetzen kénnen. Yin JIN
bemaingelt, dass ,,manche materiell-rechtliche Einwen-
dungen” (S. 216) bei §§ 7 Abs. 2 Vollstreckungsein-
wéndebestimmungen, 225 Satz 1 ZPG nicht anerkannt
werden, bleibt aber eine Antwort schuldig, welche

5 Zivilprozessgesetz der Volksrepublik China (H148 A Rt EH R
HYFiA¥E) vom 9.4.1991 in der Fassung vom 27.6.2017, chinesisch-
deutsch in: Knut Benjamin Pifiler, Handbuch des chinesischen Zivil-
prozessrechts, S. 537 ff. § 225 ZPG = § 202 ZPG 2007.

6 Bestimmungen des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen der
Erledigung von Einwinden und Féllen erneuter Beratung bei der
Vollstreckung (% 7 A Rk Bt 5% T A Rk B hFRIAT BRI 2 L E
5 F A BRI FLE) vom 5.5.2015, chinesisch-deutsch in: Knut Benja-
min Pifiler, a.a.O. (Fn. 5), S. 791 ff.

konkreten materiellen Einwendungen er damit meint.
Zudem behauptet Yin JIN, manche chinesischen Voll-
streckungsrichter wiirden im Rahmen eines Verfahrens
nach §§ 7 Abs. 2 Vollstreckungseinwdndebestimmun-
gen, 225 Satz 1 ZPG schwierig feststellbare Einwen-
dungen einfach aufien vor lassen (S. 215). Diese er-
schreckende Praxis wire aber kein Indiz dafiir, dass
ein der deutschen Vollstreckungsgegenklage entspre-
chendes Rechtsinstitut in China nicht existiert, sondern
vielmehr, dass eine existierende chinesische ,Vollstre-
ckungsgegenklage” eventuell noch nicht konsequent in
der Praxis umgesetzt wurde. Angesichts des weitldufi-
gen Problemaufrisses (§§ 1-5) erscheint die Erorterung
zu §§ 7 Abs. 2 Vollstreckungseinwdndebestimmungen,
225 Satz 1 ZPG (§ 6) insgesamt zu oberflachlich und
lasst die Frage offen, ob im konkreten Anwendungsfall
durch diese Vorschriften dem Vollstreckungsschuldner
in China ein zuverldssiger Rechtsbehelf fiir materiel-
le Einwendungen ab dem Moment der Rechtskraft des
Urteils geboten wird.

Insofern ist die Schlussfolgerung Yin JINs, dass die
deutsche Vollstreckungsgegenklage in das chinesische
Vollstreckungsrecht iibernommen werden sollte, zwar
nach seiner Ansicht konsequent, erscheint aber nicht
ausreichend begriindet. Zudem wire es wiinschens-
wert gewesen, wenn diesem Appell noch eine Eror-
terung gefolgt wire, inwiefern dieses Rechtsinstitut
in seiner deutschen Ausgestaltung in das chinesische
Vollstreckungsrechtssystem passt oder eventuell noch
landerspezifischer Anpassung bedurft hitte. Eine Eins-
zu-eins-Ubernahme der deutschen Vollstreckungsge-
genklage scheint angesichts der von Yin JIN als unter-
schiedlich geschilderten chinesischen und deutschen
Vollstreckungssysteme” vor diesem Hintergrund frag-
lich.

I1I. Fazit

Die Doktorarbeit von Yin JIN bietet fiir den Leser aus
dem chinesischen Rechtskreis die Erlduterung eines
rezeptionsfdhigen Rechtsinstituts fiir das chinesische
Zivilprozessrecht. Fiir zukiinftige Generationen von
Juristen, die an der Schnittstelle von chinesischem
und deutschem Zivilprozessrecht forschen, enthélt die
Arbeit niitzliche Anhaltspunkte. Ein Leser aus dem
deutschen Rechtskreis bekommt interessante Einblicke
in die Organisation und Vollstreckungswirklichkeit des
chinesischen Vollstreckungssystems. Allerdings blei-
ben interessante Rechtsfragen beziiglich der Vergleich-
barkeit der deutschen Vollstreckungsgegenklage und
der derzeit in China bereits etablierten Rechtsinstitute
zur Behandlung materiell-rechtlicher Einwendungen
(8§ 7 Abs. 2 Vollstreckungseinwandebestimmungen,
225 Satz 1 ZPG) unbeantwortet.

7 Allgemein zur Anerkennung und Vollstreckung von Gerichtsent-
scheidungen im chinesisch-deutschen Rechtsverkehr siehe Yue Siebel,
a.a.O. (Fn. 2), passim.
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Rechtskultur Chinas
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Das Strafrechtssystem der Volksrepublik China
Historische Genese und aktuelle Herausforderungen

Herausgegeben von Prof. Dr. Daniel Leese und
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Michael Pawlik, LL.M.

2019, Band 7. 419 S., brosch., 109— €
ISBN 978-3-8487-5578-3
nomos-shop.de/40709

Der Band versammeltin mehreren Einzelbeitragen die Ergebnisse
einer wissenschaftlichen Tagung zu den Besonderheiten des chi-
nesischen Strafrechtssystems.

Die Grenzen der Notwehr im Strafrecht
der Volksrepublik China

Von Dr. Daniel Sprick

2016, Band 6, 374 S., brosch., 99— €
ISBN 978-3-8487-2768-1
nomos-shop.de/26712

Die Entwicklung des chinesischen Strafrechts mit seinen Briichen
und Beharrungskraften wird in diesem Buch anhand der Notwehr
analysiert. Erfragt werden dabei die Strukturen der Notwehr und
die Ausformung ihrer Grenzen in Chinas Rechtstradition, Rechts-
modernisierung und im gegenwartigen Recht Chinas.
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Ein Vergleich zwischen deutschem und chinesischem Recht
Von Dr. Juan Yang

2015, Band 5, 332 S., brosch., 86,— €
ISBN 978-3-8487-2569-4
nomos-shop.de/25385

Diese Arbeit untersucht aus gesellschafts- und kapitalmarktrechtli-
cher Perspektive unterschiedliche Verteidigungsstrategien gegen
feindliche Ubernahmen. Dabei wird das deutsche mit dem chinesi-
schen Rechtverglichen, und die jeweiligen Besonderheiten der beiden
Rechtssysteme und ihre Ahnlichkeiten werden herausgearbeitet.

Justizreformen in China
Von Prof. Dr. Bjorn Ahl

2015, Band 4, 379 S., brosch., 99— €
ISBN 978-3-8487-2034-7
nomos-shop.de/24297

Dieses Buch beschreibt die chinesischen Justizreformen als eine
Justizialisierung und nimmt dabei die Rolle des Obersten Volksge-
richts in den Blick. Analysiert werden auch die staatlichen Justiz-
prufungen, welche die parteistaatlichen Anforderungen an die
richterliche Rechtsauffassung widerspiegeln.

Bestellen Sie im Buchhandel oder versandkostenfrei online unter nomos-shop.de
Bestell-Hotline (+49)7221.2104-37 | E-Mail bestellung@nomos.de | Fax (+49)7221.2104-43
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Chinesisches Recht
und Rechtsvergleichung (LL.M. /M.A.)

Seit dem Jahr 2013 wird deutschen Absolventen der Rechtswissenschaf-
ten oder eines sinologischen Studiengangs die Moglichkeit geboten, im
Rahmen eines Masterstudiengangs zwei Semester am Deutsch-Chinesi-
schen Institut fiir Rechtswissenschaften in Nanjing zu verbringen und
das chinesische Recht sowie die chinesische Sprache zu studieren.

Angeboten werden

» Chinesische Sprache und Rechtsterminologie

» Quellen des chinesischen Rechts und Gesetzgebung

» Zivil- und Wirtschaftsrecht (Vertrags-, Gesellschaftsrecht)
» Offentliches Recht (Verwaltungs- und Verfassungsrecht)
» Rechtsvergleichung

» Chinesische Rechtsgeschichte und Rechtsphilosophie

» Politik, Gesellschaft, Wirtschaft und Geschichte Chinas

Zulassungsvoraussetzung ist ein Studium der Rechtswissenschaften
oder der Chinawissenschaften/Sinologie. Je nach vorangegangenem
Studium sind Nachweise tber Kenntnisse der jeweils anderen Disziplin
erforderlich. Der Umfang der nachzuweisenden Vorkenntnisse richtet
sich nach dem gewahlten Studienschwerpunkt und dem angestrebten
Abschluss (LL.M. oder M.A.).

Kurzprofil »Chinesisches Recht und Rechtsvergleichung«

Abschluss: Je nach Studienschwerpunkt Chinawissenschaft »M.A.« oder Rechts-
wissenschaft »LL.M.« der Universitat Gottingen und rechtswissenschaftliche Master der
Universitdt Nanjing - Regelstudienzeit: Vier Semester - Unterrichtssprache: Deutsch
und Englisch - Der Studiengang ist zulassungsbeschrankt - Verfiigbare Studienplatze:
25 - Studienverlauf: 1. Semester Gottingen, 2.-3. Semester Nanjing, 4. Semester
Gottingen - Studienbeginn ist zum Wintersemester moglich

Weitere Informationen finden Sie auf unserer Homepage.
www.deutschchinesischesinstitut.uni-goettingen.de
Email: ChinaRecht@jura.uni-goettingen.de
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Call for Papers

Since 1994 the German—Chinese Jurists’ Association and the Sino—
German Institute for Legal Studies of the Universities of Géttingen
and Nanjing are quarterly publishing the “Zeitschrift fir Chinesisches
Recht (German Journal of Chinese Law)”, formerly known as the
“Newsletter of the German-Chinese Jurists’ Association”.

The journal is focusing on issues of contemporary Chinese law and
modern Chinese legal history with a particular emphasis on legal as-
pects of Chinese economic development and international relations. It
seeks to advance practical as well as theoretical analysis of Chinese
law.

The journal invites submissions within its scope as set out above to be
published in one of its next issues. To guarantee for intellectually sti-
mulating and innovative contributions all submissions will be subject
to areview procedure by the editors. Manuscripts (English or German)
to be published in the journal’s categories articles, short contributions,
documentations and book reviews should be submitted in electronic
form and should follow the rules of citation and guidelines for the sub-
mission of articles, which can be found at www.ZChinR.de. Previous
issues of ZChinR can also be found at www.ZChinR.de.

Please address your manuscripts as well as any inquiries concerning
subscription and advertising to the editor-in-chief:

Dr. Peter Leibktchler (LL.M.)

ZChinR, Sino—German Institute for Legal Studies

Nanjing University

22, Hankou Lu, 210093 Nanjing, People’s Republic of China
E-mail: dcir.nanjing@hotmail.com Tel./Fax: +86 25 8663 7892



	A. Einleitung
	B. Überblick über die Neuerungen
	I. Sachenrecht
	1. AT
	2. BT

	II. Schuldrecht
	1. AT
	2. BT
	3. Quasi-Verträge

	III. Persönlichkeitsrecht
	1. AT
	2. BT

	IV. Familienrecht
	1. AT
	2. BT

	V. Erbrecht
	1. AT
	2. BT

	VI. Haftpflichtrecht
	1. AT
	2. BT


	C. Fazit
	I. Einleitung
	1. Chronologie der ungewöhnlich intensiven Rechtsänderungen in China
	2. Erklärungsversuch
	3. Grundzüge des Geschäftsgeheimnisschutzes

	II. Begriff des Geschäftsgeheimnisses
	1. Legaldefinition
	2. Schutzvoraussetzung ,,nicht öffentlich bekannt``
	a) ,,Nicht allgemein bekannt``
	b) ,,Nicht leicht zugänglich``
	c) Beispielsfall
	d) Verarbeitete bestehende Informationen
	e) Nachweis der Nichtoffenkundigkeit

	3. Schutzvoraussetzung ,,kommerzieller Wert``
	4. Schutzvoraussetzung ,,angemessene Geheimhaltungsmaßnahmen``

	III. Verletzungshandlungen
	1. Kein Gewerbebezug
	2. Unlautere Erlangung
	3. Offenlegung, Benutzung und Benutzenlassen des unlauter erlangten Geschäftsgeheimnisses
	4. Benutzung, Offenlegung und Benutzenlassen entgegen der Vertraulichkeitsverpflichtung oder der Geheimhaltungsaufforderung
	a) Vertraulichkeitsverpflichtung
	b) Einseitige Aufforderung zur Geheimhaltung

	5. Haftung des Teilnehmers und eines Dritten
	a) Anstifter und Gehilfen
	b) Abnehmer


	IV. Schranken und Ausnahmen
	1. Eigenentwicklung
	2. Reverse Engineering
	3. Sonstige im Entwurf zum Geschäftsgeheimnis vorgesehene Ausnahmen

	V. Ansprüche des Geheimnisinhabers
	1. Unterlassungsanspruch
	2. Beseitigungsanspruch
	3. Schadensersatzanspruch
	a) Berechnungsmethoden
	b) Gesetzlicher Schadensersatz
	c) Strafschadensersatz
	d) Rechtsverfolgungskosten


	VI. Durchsetzung
	1. Durchsetzungsoptionen
	2. Aktivlegitimation
	3. Beweisrechtliche Fragen
	a) Abgrenzung des Geschäftsgeheimnisses
	b) Beweislastverteilung
	c) Beweismaß

	4. Sachverständigengutachten
	5. Beweissammlung und -sicherung durch das Gericht
	6. Geheimnisschutz im Gerichtsverfahren

	VII. Sonderproblem: Kundenliste
	1. Definition
	2. Ausnahme
	3. Rechtsfolgen

	VIII. Fazit
	Classification Scheme
	I. Law and Jurisprudence (Recht und Rechtswissenschaft)
	II. Legal and Constitutional History (Rechts- und Verfassungsgeschichte)
	III. Private Law (Privatrecht)
	1. In General (Allgemein)
	2. General Part of the Civil Code (Allgemeiner Teil des Zivilrechts)
	3. Law of Obligations (Schuldrecht)
	4. Law of Property (Sachenrecht)
	5. Family Law (Familienrecht)
	6. Law of Succession (Erbrecht)
	7. Commercial Law (Handelsrecht)
	8. Business Organisations (Gesellschaftsrecht)
	9. Insurance (Privatversicherungsrecht)
	10. Industrial Property, Copyright and Publishing (Gewerblicher Rechtsschutz, Urheber- und Verlagsrecht)
	11. Negotiable Instruments (Wertpapierrecht)
	12. Unfair Competition, Trademarks, Anti-trust Legislation (Wettbewerbs- und Warenzeichenrecht, Kartellrecht)
	13. Conflict of Laws, Uniform Private Law (Internationales Privatrecht, Einheitsrecht)

	IV. Judicial System, Practice and Procedure, Civil Procedure (Gerichtsverfassung, allgemeines Prozessrecht und Zivilprozess)
	V. Criminal Law and Criminal Procedure (Strafrecht und Strafverfahren)
	VI. Theory of the State, Sociology, Politics (Staats- und Gesellschaftslehre, Politik)
	VII. Public Law and Constitutional Law (Staats- und Verfassungsrecht)
	VIII. Administrative Law (Allgemeines Verwaltungsrecht)
	IX. Administrative Law – Individual Branches (Besonderes Verwaltungsrecht)
	X. Economic Law (Wirtschaftsrecht)
	XI. Traffic Laws (Verkehrsrecht)
	XII. Financial Laws and Taxation (Finanz- und Steuerrecht)
	XIII. Labour Law (Arbeitsrecht)
	XIV. Social Legislation (Sozialrecht)
	XV. Public International Law (Völkerrecht)

	Yin JIN, Die Übertragbarkeit der deutschen Vollstreckungsgegenklage in das chinesische Zivilprozessrecht, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2019, ISBN 978-3-8487-5493-9, 275 Seiten, 72,00 Euro
	I. Der Leser aus dem chinesischen Rechtssystem
	II. Der Leser aus dem deutschen Rechtssystem
	III. Fazit


